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A. Allgemeiner Tell
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1. Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Men
schen mit Behinderungen (UN-Konvention)

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 13. Dezember 2006 das ,Uberein-
kommen der Vereinten Nationen tber die Rechte von Menschen mit Behinderungen* (kurz:
UN-Konvention) sowie das dazu gehdrende Fakultativprotokoll verabschiedet. Die Bundes-
republik hat diese volkerrechtlichen Vertrdge unterzeichnet und ratifiziert. Sie sind mit Wir-
kung zum 26. Mérz 2009 rechtsverbindlich geworden und haben den Rang eines Bundesge-
setzes. Die UN-Konvention konkretisiert die international bereits anerkannten Menschen-
rechte aus der Perspektive von Menschen mit Behinderungen und formuliert sie unter Einbe-
ziehung ihrer Erfahrungen von sozialer Ausgrenzung und Bevormundung. Die UN-
Konvention stellt behinderte Menschen mit ihrem Wunsch nach Unterstiitzung fiir ein selbst-
bestimmtes Leben unter Beachtung der Fahigkeiten und Eigenschaften des Einzelnen in den
Mittelpunkt der Regelungen. Sie deckt bei der Beschreibung der einzelnen Rechte alle Le-
bensbereiche ab, angefangen vom Recht auf Leben tber Erziehung, Schule, Bildung, Arbeit
und Beschaftigung, Gesundheit, Wohnen, Mobilitat, Achtung der Privatsphare, Zugang zur
Justiz, Recht der freien Meinungséuf3erung und Zugang zu Informationen, Teilhabe am poli-
tischen und 6ffentlichen Leben bis hin zur Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung,
Freizeit und Sport.

Ziel der UN-Konvention ist es, ,den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschen-
rechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu férdern, zu schiitzen
und zu gewahrleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Wirde zu férdern (Art. 1
UN-Konvention)“. Allen Menschen, so verschieden sie sind, soll gleichberechtigte Teilhabe
und Teilnahme an unserer Gesellschaft ermdglicht werden.

Neben diesem Leitgedanken der Inklusion sind die Achtung der Autonomie und der sozialen
Wertschatzung behinderter Menschen von besonderer Bedeutung. Behinderung wird nicht
als etwas Negatives, sondern als normaler Bestandteil menschlichen Lebens und menschli-
cher Gesellschaft sowie als Quelle kultureller Bereicherung angesehen. Dabei werden die
Wechselwirkungen zwischen Beeintrachtigungen bei einzelnen Menschen und den unter-
schiedlichen Hirden oder Barrieren, die ihrer Teilhabe am gesellschaftlichen Leben entge-
genstehen, in den Blick genommen. Behinderung ist danach kein individuell zu Idsendes
Problem oder Defizit. Vielmehr ist die Gesellschaft so barrierefrei oder zugénglich zu gestal-
ten, dass mdoglichst alle umfassend an ihr teilhaben kénnen.

Dieser Auftrag zur Gestaltung der Gesellschaft richtet sich dabei in erster Linie an die soge-
nannten Trager staatlicher Gewalt, d.h. an Verwaltungen, Kérperschaften des 6ffentlichen
Rechts, Parlamente und Gerichte. Sie haben die Konvention einzuhalten und umzusetzen.
Um den Gedanken der Inklusion zu verwirklichen, ist neben den Aktivitdten des Staates stets
die gesamte Gesellschaft mit all inren Akteurinnen und Akteuren gefordert.

2. Der Hamburger Aktionsplan (Landesaktionsplan)

2.1 Art und Funktion des Aktionsplans

Bei dem Hamburger Landesaktionsplan handelt es sich um einen sogenannten Fokus-
Aktionsplan. In einem Fokus-Aktionsplan werden nicht alle Themen der UN-Konvention
umfassend behandelt. Er enthélt zunachst MaRnahmen zu einigen Schwerpunktthemen und
ist damit der Auftakt zu einem auf Dauer angelegten Prozess. Der Aktionsplan hat aufgrund
dieser Prozessorientierung vorlaufigen Charakter und gibt eine Momentaufnahme wieder.
Die darin beschriebenen MalRnahmen sind nicht als abschlieRend zu verstehen. Der Senat
mochte damit ein Beispiel geben und Institutionen des offentlichen und privaten Bereichs
ermutigen, sich ebenfalls mit den Zielen und Ideen der UN-Konvention auseinanderzusetzen
und ggf. eigene Aktionsplane dazu aufzustellen.
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Der Hamburger Landesaktionsplan ist ein Instrument, mit dem der Auftrag zur Umsetzung
der UN-Konvention nachvollziehbar erflillt wird. Der Senat legt damit Rechenschaft tUber sei-
ne Vorhaben ab und schafft Transparenz Uber das Verfahren. Der Aktionsplan dokumentiert
damit den Willen des Senats, menschenrechtlichen Themen in der Regierungspolitik eine
hohe Prioritat einzurdumen. Er ist ein 6ffentliches Dokument, das die Diskussion um die UN-
Konvention beférdern und so zur Bewusstseinsbildung in der gesamten Gesellschaft beitra-
gen soll.

Die zentrale Funktion des Aktionsplans besteht darin, zu bestimmten Schwerpunkten zu-
kunftsorientierte Handlungskonzepte zu entwerfen und dazu konkrete Ziele und MalBhahmen
zu formulieren. Er dient zudem der Bestandsaufnahme der aktuellen Situation.

2.2 Aufbau des Aktionsplans

Neben dem einleitenden Teil A. mit Erlauterungen enthalt der Aktionsplan zwei weitere Kapi-
tel. In Teil B. werden die Schwerpunktthemen (Handlungsfelder) des Aktionsplans vorge-
stellt, Teil C. enthalt den Katalog der MaRhahmen in tabellarischer Form.

Die Handlungsfelder sind — soweit mdglich — nach einer einheitlichen Struktur aufgebaut.
Zunachst wird das jeweilige Handlungsfeld anhand der Anforderungen der UN-Konvention
allgemein beschrieben (Uberschrift: ,Beschreibung des Handlungsfelds*). Diese Beschrei-
bung gibt die rechtlichen Anforderungen wieder. Es folgt eine Skizzierung der Rahmenbe-
dingungen in Hamburg, die neben der Nennung rechtlicher Regelungen eine kurze Be-
standsaufnahme der bisherigen Politik sowie Hinweise auf zukiinftige Schwerpunkte enthalt.
Soweit vorhanden, werden diese Angaben durch statistisches Material erganzt (Uberschrift:
».Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige Schwerpunkte®).

Teil C. des Aktionsplans stellt in tabellarischer Form die konkreten MalRnahmen vor, die um-
gesetzt werden sollen. Neben einer kurzen Beschreibung der einzelnen MalRhahmen oder
der Vorhaben werden Ziele, der geplante Zeitrahmen der Umsetzung sowie die daflr ver-
antwortlichen Stellen benannt. Diese Art der Darstellung erleichtert es, sich einen schnellen
Uberblick zu verschaffen, die Umsetzung zu begleiten, sich bei Bedarf an die zustandigen
Stellen zu wenden und ggf. fir rechtzeitiges Umsteuern oder Eingreifen sorgen zu kdnnen.

2.3 Handlungsfelder des Aktionsplans

Der Senat hat im Einvernehmen mit Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderun-
gen folgende Handlungsfelder als vorrangig angesehen:

- Bildung
- Arbeit und Beschéftigung

- Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die Gemeinschaft, Bauen und
Wohnen, Stadtentwicklung

- Gesundheit
- Frauen mit Behinderungen
- Zuganglichkeit / Barrierefreiheit

- Bewusstseinsbildung

Die Themen Frauen mit Behinderungen, Zuganglichkeit / Barrierefreiheit und Bewusstseins-
bildung sind Querschnittsthemen und werden bei allen anderen Handlungsfeldern ebenfalls
beachtet. Dem Grundsatz der Zugéanglichkeit / Barrierefreiheit kommt bei der Umsetzung der
UN-Konvention eine Schlisselfunktion zu. Es geht darum, Barrieren und Zugangshinder-
nisse aller Art, die behinderte Menschen an der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben hin-
dern konnen, zu identifizieren und systematisch abzubauen. Gemeint sind dabei Barrie-
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ren baulicher Art, aber auch Barrieren bzw. Hindernisse im Bereich Kommunikation und In-
formation sowie im Kontakt von Menschen untereinander (,Barrieren in den Képfen®).

2.4 Leitideen und Ziele

Zentrale Leitideen und Ziele des Aktionsplans sind durch die Konvention vorgegeben. Es
sind Inklusion und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft sowie die Starkung von
Selbstbestimmung und Autonomie. Sie stehen in engem Zusammenhang miteinander und
bedingen einander. Inklusion wird dabei nicht als statisches Ziel, sondern als langfristiger,
sich stetig verandernder Prozess verstanden. Fir diesen Prozess gibt der Landesaktionsplan
Impulse und setzt Akzente fiir die weitere Entwicklung der Stadt.

Inklusion bedeutet, dass alle Menschen in ihrer jeweiligen Individualitat gleichberechtigt
Teilhabende unserer Gesellschaft sind. Inklusion beinhaltet den Auftrag, gesellschaftliche
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass die Rechte aller Birgerinnen und Birger respek-
tiert werden und Birgerinnen und Blrger diese Rechte wahrnehmen bzw. ausiben kénnen.
Barrieren / Zugangshindernisse, die dem moglicherweise entgegenstehen, sind zu beseiti-
gen. Eine inklusive Gesellschaft unterscheidet nicht zwischen Normalitdt und Anderssein.
Sie nimmt Unterschiede im Sinne von Vielfalt bewusst wahr und nutzt sie, anstatt ihnen eine
ausgrenzende Bedeutung zu geben. Das Miteinander unterschiedlicher Menschen ist von
Wertschatzung und Respekt gepragt.

Gleichberechtigte Teilhabe in allen Bereichen gesellschaftlichen Lebens setzt voraus, dass
diese Bereiche (wie z.B. Wohnen, Arbeit, Bildung oder Freizeit) zuganglich und nutzbar fur
alle Menschen sind. Ziel ist es deshalb, noch vorhandene Barrieren zu identifizieren, sie ab-
zubauen und so die Zugangschancen fir Menschen mit Behinderungen zu allen gesell-
schaftlichen Bereichen und die Nutzbarkeit von Einrichtungen und Diensten zu ermdglichen.
Gemeint sind damit nicht nur Barrieren bzw. Zugangshindernisse baulicher oder technischer
Art, sondern auch die Barrieren in den Kdpfen der Menschen.

Selbstbestimmung ist die Fahigkeit des Individuums, lber das eigene Leben selbst zu ent-
scheiden. Mit dem Landesaktionsplan mochte der Senat Bedingungen férdern, die es Men-
schen mit Behinderungen ermdglichen, selbstbestimmt zu leben. Dies umfasst neben dem
Abbau von Barrieren / Zugangshindernissen auch die Starkung der Selbstkompetenz und
der Selbstvertretung.

2.5 Erarbeitung des Aktionsplans

Der Senat hat in seinem Arbeitsprogramm festgelegt, zur Umsetzung der UN-Konvention
gemeinsam mit den Behindertenverbdnden in Hamburg einen Landesaktionsplan zu erarbei-
ten. Dies in einem strukturierten und koordinierten Prozess zu tun, ist aus verschiedenen
Grinden sinnvoll: Zum einen sind eine Vielzahl von Themen zu bearbeiten, die UN-
Konvention spiegelt praktisch alle Lebensbereiche wieder. Weiter gibt es eine Vielzahl von
beteiligten und zu beteiligenden Gruppen mit unterschiedlichen, teilweise widersprichlichen
Interessen. Zudem ist die Umsetzung der UN-Konvention kein zeitlich befristetes Vorhaben,
sondern der Einstieg in einen auf Dauer angelegten Prozess.

Der Senat hat das Kollegium der Staatsrate mit der Lenkung des Prozesses beauftragt. Er
hat ferner die Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie und Integration gebeten, die Aktivitaten
der Behorden zur Umsetzung der UN-Konvention und ihre Vorschlage fir den Landesakti-
onsplan zu koordinieren und zu vernetzen (Funktion der staatlichen Anlaufstelle nach Art. 33
der UN-Konvention). Die Senatskoordinatorin fur die Gleichstellung behinderter Menschen
hat die Aufgabe des staatlichen Koordinierungsmechanismus nach Art. 33 Gbernommen. Sie
fuhrt den Dialog mit der Zivilgesellschaft, insbesondere mit Menschen mit Behinderungen
und den sie vertretenden Organisationen.
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Unter Federfiihrung der Behoérde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration und mit Beteili-
gung der Senatskoordinatorin fiir die Gleichstellung behinderter Menschen haben Behérden,
Senatsamter und Senatskanzlei in der ersten Phase ihre Beitrage fiir den Aktionsplan erar-
beitet. Die Bezirke waren daran ebenfalls beteiligt. Teilweise waren bereits in dieser Phase
Interessenvertretungen behinderter Menschen in die Erarbeitung und Diskussion einzelner
Vorschlage einbezogen.

Die so erarbeiteten Beitrage der Behtérden wurden dem Landesbeirat zur Teilhabe behinder-
ter Menschen zur Verfiigung gestellt. Der Landesbeirat hat dazu Stellungnahmen und eigene
Vorschlage erarbeitet. Diese wurden auf einer Sitzung des Landesbeirats im Mai 2012 mit
den Staatsraten der Behorde fUr Arbeit, Soziales, Familie und Integration, der Behérde fur
Schule und Berufsbildung, der Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt sowie der Behdrde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation gemeinsam erértert. Im Anschluss daran sind einige
der Forderungen des Landesbeirats in die Beitrage der Behérden (lbernommen worden.

Am 1. September 2012 haben im Rahmen eines Fachtags, zu dem die Senatskoordinatorin
fur die Gleichstellung behinderter Menschen in enger Zusammenarbeit mit der Behorde fur
Arbeit, Soziales, Familie und Integration eingeladen hatte, ca. 180 Vertreterinnen und Vertre-
ter von Organisationen behinderter Menschen und weitere Akteure der Zivilgesellschaft Uber
den Landesaktionsplan sowie tUber das Thema Inklusion diskutiert. In Arbeitsgruppen haben
sie zu den Schwerpunktthemen des Aktionsplans erganzende Vorschlage entwickelt. Diese
sind anschlieBend von den Fachbehérden geprift und teilweise in den Aktionsplan Uber-
nommen worden.

Einige Vorschlage aus dem Partizipationsprozess bedirfen noch weiterer Prifungen und
Diskussionen und werden ggf. bei der Fortschreibung des Aktionsplanes berlicksichtigt. Die
Protokolle aus den Arbeitsgruppen werden den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Fach-
tags zur Verflgung gestellt. Die Senatskoordinatorin fiir die Gleichstellung behinderter Men-
schen und das Inklusionsburo prifen, welche der Verschlage aus den Arbeitsgruppen sie im
Rahmen des Dialogs mit der Zivilgesellschaft aufgreifen kdnnen.

2.6 Umsetzung und Fortschreibung des Aktionsplans

Die Erarbeitung, Umsetzung und Weiterentwicklung des Aktionsplans ist ein dynamischer
Prozess. Es kénnen zu den Schwerpunktthemen weitere Malinahmen oder Aktualisierungen
zu bereits festgelegten MalRnahmen aufgenommen werden. Die Umsetzung der im Aktions-
plan vorgesehenen MalRhahmen wird unter Federfihrung der Behdrde fiir Arbeit, Soziales,
Familie und Integration unter Beteiligung der Interessenvertretung behinderter Menschen,
des Landesbeirats zur Teilhabe behinderter Menschen sowie der Senatskoordinatorin fur die
Gleichstellung behinderter Menschen evaluiert und begleitet. In diesem Prozess gewonnene
Erkenntnisse flieBen in die Fortschreibung des Aktionsplans mit ein. Weitere Handlungsfel-
der werden nach und nach systematisch in den Aktionsplan aufgenommen.
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B. Beschreibung der Handlungsfelder
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Handlungsfeld Bildung

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Bildung hat seine Grundlage in Art. 24 der UN-Konvention. Dieser Artikel
enthalt den Auftrag, ein inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Ler-
nen zu gewahrleisten. Das Handlungsfeld Bildung steht in enger Verbindung mit dem Hand-
lungsfeld Arbeit und Beschaftigung (Art. 27 UN-Konvention). Es beinhaltet im Wesentlichen
folgende Themen:

- Fruhkindliche Bildung und Elementarbildung

- Schulische Bildung

- Hochschulbildung / Tertiarbereich

- Berufliche Bildung

- Lebenslanges Lernen

- Erwachsenenbildung

- Schulung von Fachkraften und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bildungswesens

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

2.1 Fruahkindliche Bildung und Elementarbildung

In Hamburg gilt der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung nach § 24 SGB VIl in Ver-
bindung mit § 6 Hamburger Kinderbetreuungsgesetz (KibeG) auch fir Kinder mit (drohender)
Behinderung. Dariiber hinaus besteht ein Rechtsanspruch auf Frihférderung / Eingliede-
rungshilfe in der Kindertagesstatte (Kita) flr Kinder mit (drohender) Behinderung im Alter ab
drei Jahren bis zum Schuleintritt (§ 26 KibeG).

Die Fruhférderung findet integriert in den Kita-Alltag statt und ermdglicht eine flexible Gestal-
tung des Angebotes nach den Bedirfnissen der Kinder. Durch die Integration in das Kita-
Gutschein-System stehen den Familien einheitliche Zugangswege fur die frihkindliche Bil-
dung und die Fruhférderung / Eingliederungshilfe zur Verfligung. Jede Hamburger Kita kann
— wenn die geforderten personellen und raumlichen Standards eingehalten werden — die
Frihférderung in ihr Angebot aufnehmen. Den Kita-Tragern obliegt im nachfrageorientierten
Kita-Gutschein-System die dezentrale und eigenverantwortliche Angebotsplanung, die flexi-
bel und den Bedarfen der Familien und Kinder entsprechend gestaltet werden kann.

Mit Beantragung des Kita-Gutscheins inklusive Frihférderung wird die Begutachtung des
Kindes auf Basis einheitlicher gutachterlicher Standards veranlasst. Unter dem zentralen
Kriterium der Teilhabe erfolgt eine Einstufung in verschiedene Hilfebedarfsgruppen und eine
darauf aufbauende differenzierte Entgeltgestaltung. Die Tréager und Einrichtungen kénnen
flexibler planen und erhalten auch fir die Betreuung von Kindern mit schwerst-mehrfachen
Behinderungen ein angemessenes Leistungsentgelt. Dies hat seit der Einfuhrung im August
2006 zu einer deutlich verbesserten wohnortnahen Versorgung mit Betreuungsplatzen fir
Kinder mit (drohender) Behinderung gefihrt.

So hat sich die Anzahl der Kindertageseinrichtungen, die Kinder mit (drohender) Behinde-
rung betreuen, von 125 Einrichtungen (Ende 2004) auf 214 Einrichtungen (Mai 2012) erhoht.
Wurden im Jahr 2004 jahresdurchschnittlich noch 1.081 behinderte / von Behinderung be-
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drohte Kinder in einer Kindertageseinrichtung geférdert, so waren es im Jahr 2010 jahres-
durchschnittlich bereits 1.812 Kinder.

Die interdisziplindre Kooperation von (heil-)pddagogischen und therapeutischen Fachkraften,
der integrative Ansatz, die (bei Vorliegen der raumlichen und personellen Voraussetzungen)
freie Einrichtungswahl der Eltern, die in den Kita-Alltag integrierte Frihférderung sowie die
angemessene und bedarfsgerechte Ressourcenausstattung schaffen die Grundlagen fir
eine inklusive Forderung von Kindern in den Hamburger Kitas.

Fur die Betreuung von Schulkindern mit Behinderungen im Regelhort kdnnen die Trager bei
besonderem Bedarf eine zusatzliche Personalausstattung auf Honorarbasis beim Jugendhil-
fetrager beantragen.

Fur die Frihférderung von Kindern unter drei Jahren kooperiert ein Teil der Kindertagesein-
richtungen mit (Interdisziplinaren) Frihférderstellen, einige (Trager von) Kindertageseinrich-
tungen haben auch eigene Vereinbarungen zur interdisziplindren Frihférderung mit Sozial-
hilfetrdgern und Krankenkassen abgeschlossen.

Bisher wird die Fruhférderung in der Kita nach § 26 KibeG finanziell noch vollstandig durch
den Jugendhilfetrager getragen. Da die Frihférderung in der Kita jedoch auch therapeuti-
sche / pflegerische Anteile beinhaltet, verhandelt der Jugendhilfetrager noch mit den Gesetz-
lichen Krankenkassen zwecks einer Kostenbeteiligung. Die Kostenbeteiligung der Kranken-
kassen ist entscheidend fur die Ausweitung des bewahrten Systems auch auf die Kinder
unter drei Jahren.

Das Ziel der inklusiven Bildung wurde bei der Weiterentwicklung der ,Hamburger Bildungs-
empfehlungen fur Kindertageseinrichtungen® als eines der zentralen Qualitatskriterien be-
ricksichtigt. Es gilt nun, diese Qualitatsziele in die padagogische Praxis umzusetzen. Eine
wichtige MaRRnahme zur Erreichung dieser Qualitatsziele ist die Einfihrung des Kita-Plus-
Programms, durch das Kindertageseinrichtungen mit Uberdurchschnittlich hohen Anteilen
von Kindern aus sozial benachteiligten und aus Familien mit einem Migrationshintergrund ab
01.01.2013 zur Starkung der padagogischen Arbeit eine um 24% verbesserte Personalaus-
stattung beim Erziehungspersonal im Elementarbereich erhalten. Jede Kita-Plus-Kita verfugt
Uber ein Fachkonzept, aus dem hervorgeht, wie der Heterogenitat von Kindern mit einem
vielseitigen Angebot begegnet und wie die Entwicklung der Kinder und Familien begleitet
wird.

2.2 Schulische Bildung

Die Entwicklung der integrativen Beschulung in Hamburg seit Anfang der 1980er Jahre

Bereits in den 1980er Jahren wurden in Hamburg Integrationsklassen mit den Prinzipien der
offenen Aufnahmetoleranz, der multiprofessionellen Versorgung, des zieldifferenten Lernens,
der individuellen Leistungsnorm und der Freiwilligkeit eingerichtet. Da viele Integrationsklas-
sen der Grundschulen von Gesamtschulen GUbernommen wurden, war die integrative Be-
schulung auch in der Sekundarstufe mdglich.

Im Rahmen des Schulversuchs ,Integrative Grundschule* wurden anschlielend Integrative
Regelklassen geschaffen. Sie erganzten die Integrationsklassen durch das Angebot, Kinder
aus dem Einzugsbereich aufzunehmen, die vermutlich Probleme im Bereich des Lernens,
des Verhaltens und der Sprache haben. Der Schulversuch wurde wissenschaftlich begleitet.
Durch eine Anderung des Hamburgischen Schulgesetzes im Jahr 1997 wurden Integrations-
klassen und Integrative Regelklassen zum Regelangebot und das gemeinsame Lernen zum
Grundprinzip; der Finanzvorbehalt galt weiterhin. Ein Elternwahlrecht fur gemeinsamen Un-
terricht gab es zu diesem Zeitpunkt noch nicht.

Seit 2003 gab es damit drei verschiedene Varianten der Organisation von Integration:
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- Schulen mit einer Integrationsklasse pro Jahrgang und parallelen Regelschulklassen in
den Jahrgangsstufen 1 bis 10.

- Schulen mit einer Integrationsklasse pro Jahrgang und integrativen Regelklassen in al-
len Parallelklassen.

- Grundschulen mit integrativen Regelklassen.

Hinzu kam die Einrichtung von zwei Integrativen Forderzentren in Eimsbuttel und Wandsbek.
Sie unterstitzten Schilerinnen und Schiler mit Forderbedarf in den Bereichen Lernen,
Sprache sowie emotionale und soziale Entwicklung integrativ in den Grundschulen ihres Ein-
zugsbereiches.

Daneben bestand fir Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf die
Mdglichkeit, eine der ca. 40 speziellen Sonderschulen, Sprachheil- und Férderschulen in
Hamburg zu besuchen. REBUS, die 14 Regionalen Beratungs- und Unterstitzungsstellen,
standen bei Schulproblemen, besonders im emotional-sozialen Bereich, Schilerinnen und
Schilern, Eltern und Schulen beratend zur Seite.

Die im Oktober 2009 beschlossene Anderung von § 12 des Hamburgischen Schulgesetzes
(HmbSG) bezog sich auf Art. 24 der UN-Konvention; mit ihr wurde fir alle Schilerinnen und
Schiler mit sonderp&dagogischem Forderbedarf ein Rechtsanspruch auf Bildung und Erzie-
hung im System der allgemeinen Schulen begrindet. Dabei verzichtete Hamburg als eines
der ersten Bundeslander auf jeglichen Ressourcenvorbehalt und hat bereits im Schuljahr
2010/11 mit den 1. und 5. Klassen konsequent ein aufwachsendes inklusives Bildungsange-
bot unterbreitet. Im Schuljahr 2011/12 galt der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung fiir die
Jahrgange 1 und 2 sowie 5 und 6, im Schuljahr 2012/13 fur die Jahrgénge 1 bis 3 und 5 bis
7. Daneben wird Schilerinnen und Schulern in allen anderen als den aufwachsenden Jahr-
gangen auf besonderen Wunsch der Sorgeberechtigten ebenfalls ein inklusives Bildungsan-
gebot gemacht.

Aus § 12 HmbSG ergeben sich folgende Eckpunkte:

- Die allgemeine Schule ist zustandig fur alle Schilerinnen und Schiler. Dieses schlief3t
die Schilerinnen und Schiler mit Behinderungen und von Behinderung bedrohte Schii-
lerinnen und Schuler ein.

- Alle Schuilerinnen und Schuiler mit sonderpaddagogischem Férderbedarf haben einen
vorbehaltlosen Anspruch, eine allgemeine Schule zu besuchen und dort gemeinsam
mit Schilerinnen und Schilern ohne sonderpadagogischen Férderbedarf unterrichtet
und nach ihren individuellen Bedurfnissen geférdert zu werden.

- Die sonderpadagogische Forderung versteht sich grundséatzlich als notwendige Ergan-
zung der Bildungs- und Erziehungsangebote der allgemeinen Schule. Alle sonderpéa-
dagogischen Foérderschwerpunkte sind in einem inklusiven Schulsystem gleichrangig.

- Jede Schilerin und jeder Schler mit sonderpadagogischem Forderbedarf erhélt einen
diagnosegestitzten Forderplan. In dessen Erstellung werden die Kinder und Jugendli-
chen selbst und ihre Eltern als Experten fir die eigenen Bildungsprozesse, aber auch
die Sozialleistungstrager und weitere Unterstultzer einbezogen. Der Forderplan enthalt
Angaben Uber Art und Ausmafd der Unterstiitzung und wird regelmaRig evaluiert und
fortgeschrieben.

Die Gestaltung eines inklusiven Bildungsangebotes

Die MalRgaben des Hamburgischen Schulgesetzes waren durch ein tragfahiges Konzept zur
Umsetzung der inklusiven Bildung zu flankieren, das regelmafiig tberprift und weiterentwi-
ckelt werden soll. Dieses Konzept wurde mit der Drucksache 20/3641 ,Inklusive Bildung an
Hamburgs Schulen“ im Juni 2012 durch die Hamburgische Birgerschaft beschlossen. In der
Drucksache werden die zentralen MaRnahmen und Projekte zur Umsetzung des 8§ 12
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HmbSG dargestellt. Ziel ist es, die konzeptionellen, rechtlichen, strukturellen, personellen
und sachlichen Voraussetzungen flur die Realisierung eines inklusiven Bildungsangebots
immer weiter zu verbessern und an die individuellen Bedarfe der Kinder und Jugendlichen
anzupassen. Konkret umfasst dies die:

Weiterentwicklung von Konzepten fur die passgenaue Realisierung aller Unterstitzungsbe-
darfe bei der inklusiven Forderung von Kindern und Jugendlichen mit sonderpadagogischem
Forderbedarf einschliel3lich der daraus entstehenden personellen, baulichen und sachlichen
Anforderungen

- Steuerung eines transparenten Systems der Ressourcenzuweisung

- Weiterentwicklung der sonderpadagogischen, lernprozessbegleitenden Forderdiagnos-
tik und der individuellen Férderplanung

- Aufstellung und Weiterentwicklung Regionaler Bildungs- und Beratungszentren
(ReBB2Z) zur Sicherstellung eines lickenlosen Unterstiitzungsangebots fur die Bildung
und Erziehung jedes Kindes und Jugendlichen mit besonderen Bedarfen

- Weiterentwicklung des Systems der ganzheitlichen Leistungserbringung in enger Ver-
netzung mit dem Sozial-, Jugendhilfe- und Gesundheitsbereich sowie die kontinuierli-
che Anpassung der notwendigen Rechtsverordnungen und Richtlinien

- Optimierung aller Schnittstellen mit Praventionsangeboten zwischen den Einrichtungen
der Elementar- und der Primarbildung, zwischen Grundschulen und weiterflhrenden
Schulen sowie in der Ubergangsphase Schule-Beruf

- Ausgestaltung der Ganztagigen Bildung und Betreuung an Schulen einschlief3lich der
Fruh-, Anschluss- und Ferienbetreuung

- Bauliche und fachliche Ausgestaltung der allgemeinen Schulen mit Méglichkeiten zur
Verwirklichung der inklusiven Bildung

- Mitwirkung an der Weiterentwicklung von Ausbildungs- und Berufsangeboten fur Ju-
gendliche und junge Erwachsene mit Behinderungen

- Weiterentwicklung der Aus- und Fortbildungsangebote fir Lehrkrafte aller Professionen
in Bezug auf ein inklusives Bildungssystem

- Veranderung der Studieninhalte der allgemeinen Lehramter und der Sonderpadagogik

Die Zivilgesellschaft, insbesondere die Elternverbande und -vereinigungen, werden in die
Konzeption und Realisierung der inklusiven Bildung einbezogen.

Inklusion ist in einem weiten Begriff als gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft zu verstehen. In dieses Verstandnis werden sowohl Gender-, Glaubens- und Migrati-
onsaspekte als auch Bedingungen von Armut und Behinderung einbezogen. Die Entwicklung
eines inklusiven Bildungssystems ist ein langfristiger Prozess, der unter Beteiligung aller
gesellschaftlichen Gruppen zu gestalten ist. Dabei sind geeignete Strukturen (weiter-) zu
entwickeln, Veranderungspotenziale zu nutzen und unterschiedliche Geschwindigkeiten ein-
zukalkulieren.

Ziel ist, ein sonderpddagogisches Unterstiitzungssystem zu entwickeln, das allen Bildungs-
einrichtungen eines Sozialraums zur Verfligung steht. Inklusion bedeutet, dass alle Men-
schen mit speziellem Unterstutzungsbedarf durch Beratung, Pravention, Diagnostik, indivi-
duelle Férderung und unterstitzende Angebote das fir sie notwendige zusétzliche Angebot
innerhalb einer Padagogik fur Alle erhalten, um fir sich zur gré3tmoglichen Teilhabe und
Aktivierung in allen gesellschaftlichen Bereichen zu gelangen. Das gemeinsame Ziel ist, alle
Bildungseinrichtungen so inklusionsféahig wie méglich zu entwickeln und damit dem humanis-
tischen Leitgedanken der Nichtausgrenzung naher zu kommen.
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Lebenslange Teilhabe in allen gesellschaftlichen Bereichen ist grundlegend mit der Teilhabe
am Berufsleben verknlpft. Die Umsetzung inklusiver Bildung in Hamburg erstreckt sich des-
halb auch auf die Bereiche der Berufsorientierung, der Berufsvorbereitung und der dualen
Berufsausbildung. In der Zukunft sollen mdglichst alle berufsqualifizierenden Bildungsgénge
Menschen mit und ohne Behinderungen gleichermal3en aufnehmen, wenn die erforderlichen
Leistungsstandards erreicht werden. Menschen mit Behinderungen sollen Unterstitzung
erhalten, um den gewahlten Bildungsgang erfolgreich absolvieren zu kénnen.

2.3 Hochschulbildung / Tertiarbereich

Bericksichtigung einer Behinderung beim Zugang zur Hochschule

Im Staatsvertrag Uber die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung fur Hochschulzulas-
sung werden landertbergreifend Einzelheiten zur Hochschulzulassung fir Studiengange mit
bundesweitem Numerus Clausus geregelt. Fir Studienbewerber mit Behinderung kommen
ggf. neben der Standardbewerbung besondere Zusatzantrdge zur Verbesserung der Zulas-
sungschancen in Betracht. Das Zulassungsverfahren fur die weitaus gré3ere Zahl an Stu-
diengangen mit drtlichen Zulassungsbeschrankungen wird landesrechtlich im Gesetz Uber
die Zulassung zum Hochschulstudium in Hamburg (HZG) geregelt. Eine Hartequote von 5%
wird dortin 8 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 HZG festgelegt; erganzende Regelungen (z.B. tiber die An-
erkennungskriterien und Priorisierung von Hartegriinden sowie weitere Sonderantrage) wer-
den in den Zulassungsordnungen der einzelnen Hochschulen bestimmt. Im Hamburgischen
Hochschulgesetz ist zudem geregelt, dass die Hochschulen behinderten Studierenden und
Studienbewerbern Nachteilsausgleiche ermdéglichen. Fur den Zugang zu weiterfihrenden
Studiengangen (Master, Promotion, wissenschaftliche Weiterbildung) gilt zwar keine Harte-
quote; festgeschrieben ist allerdings, dass bei Master-Studiengangen ein Nachteilsausgleich
fur Bewerber mit Behinderung vorgesehen werden muss (vgl. 8 10 Abs. 1 HZG).

Beriicksichtigung einer Behinderung beim Studium und Prifungen

Sowohl das Hochschulrahmengesetz des Bundes (HRG) als auch das Hamburgische Hoch-
schulgesetz (HmbHG) legen fest, dass die besonderen Bediirfnisse von Studierenden mit
Behinderung im Studium zu berticksichtigen sind (vgl. 8 2 Abs. 4 S. 2 HRG und § 3 Abs. 6
S. 1+2 HmbHG). Die Hochschulen sind z.B. verpflichtet, notwendige Infrastrukturvorkehrun-
gen zu treffen, damit Studierende mit Behinderung generell Zugang zu den notwendigen
Informationen, Lehrveranstaltungen, Bibliotheken, Laboren und Beratungsangeboten erhal-
ten. Der Anspruch der Studierenden mit Behinderung auf Nachteilsausgleich im Studium und
bei Prifungen wird in 816 S. 4 HRG und § 60 Abs. 2 Nr. 15 HmbHG gefordert und darauf
basierend in sdmtlichen Hochschulprifungsordnungen geregelt. Jeder Bachelor- bzw. Mas-
ter-Studiengang muss von anerkannten externen Agenturen akkreditiert und in regelmafigen
Abstéanden re-akkreditiert werden. Im Verfahren wird von diesen externen Stellen gezielt
Uberprift, dass entsprechende Regelungen aufgenommen und beachtet werden. Als Unter-
stlitzung fur die Studierenden bei der Information Uber und Durchsetzung von Anspriichen
stehen die nach § 88 HmbHG vorgeschriebenen Behindertenbeauftragten der Hochschulen
zur Verflgung.

Falls Studierende individuellen behinderungsbezogenen Mehrbedarf (z.B. besondere techni-
sche Hilfsmittel, Kommunikationshelfer oder andere personliche Assistenzkrafte) haben,
werden die Kosten hierfur — sofern keine sonstige Versicherungsleistung zur Verfligung steht
und Bedirftigkeit nachgewiesen wird — Uber die Eingliederungshilfe (8§ 54 Abs.1 Nr. 2
SGB Xll) getragen. Einzelheiten zur Anwendung der Vorschrift in Hamburg sind in der ent-
sprechenden Fachanweisung der Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration fest-
gelegt.
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In diesem Zusammenhang ist ebenfalls zu erwéahnen, dass in § 15 Abs. 3 Nr. 5 Bundesaus-
bildungsférderungsgesetz (BAf6G) besondere Mdoglichkeiten der Forderungsverlangerung
wegen einer Behinderung geregelt sind.

Die Leitungen der Hamburger Hochschulen und ihre Kollegen bundesweit haben sich 2009
im Beschluss der Hochschulrektorenkonferenz ,Eine Hochschule fir Alle* einstimmig zum
Inklusionsziel bekannt. Im Jahr 2012 wollen die Hochschulen einen Bericht tiber den Stand
der Umsetzung vorlegen.

Beratungsangebote

Die Hamburger Hochschulen bieten spezifische Beratungsangebote fur Studierende mit Be-
hinderung bzw. chronischer Erkrankung an. Dazu zahlen die Sprechstunden der Behinder-
tenbeauftragten oder hauptamtlicher Berater/innen der Hochschulen. An der Universitat
Hamburg gibt es dartiber hinaus zusatzliche Beratungsangebote: STUGHS (Servicestelle zur
studienorganisatorischen Unterstiitzung gehdrloser und hérgeschéadigter Studierender) und
HOPES (Hilfen und Orientierung flr psychisch erkrankte Studierende). Die Universitat Ham-
burg stellt auch einen mit modernen Computern und anderen Hilfsmitteln ausgestatteten
Arbeitsraum fur Studierende mit Behinderung und ihre Assistenzkrafte zur Verfligung.

Auch die Allgemeinen Studierendenausschiisse einzelner Hochschulen bieten Beratung fur
Studierende mit Behinderung an. An den Hamburger Hochschulen haben sich die Selbsthil-
fevereine IGBC/Universitat Hamburg (Interessengemeinschaft behinderter und chronisch
kranker Studierender) und die iDeas (Interessengemeinschaft der Deaf Studierenden) zur
eigenen Interessenvertretung gebildet, die wichtige Ansprechpartner der Behindertenbeauf-
tragten sind. Erganzend gibt es Uberregional organisierte Selbsthilfeorganisationen fir Stu-
dierende mit Behinderung.

Neben den Hochschulen Gbernehmen das Studierendenwerk Hamburg und sein Dachver-
band, das Deutsche Studentenwerk, wichtige Funktionen bei der Sozialberatung von Studie-
renden mit Behinderung. AufRerdem stellt das Studierendenwerk Hamburg preisgtinstigen
und fur die Bedarfe von Studierenden mit Behinderung ausgestatteten Wohnraum in seinen
Wohnanlagen zur Verfiigung. Auch die Arbeit der Informations- und Beratungsstelle Studium
und Behinderung des Deutschen Studentenwerks kommt Hamburger Studierenden zugute,
z.B. ihr Nachschlagewerk ,Studium und Behinderung” fur Studierende und Berater, ihre Se-
minare flr Studierende mit Behinderung zum Beginn des Studiums und zur Berufseingliede-
rung sowie ihre MalBhahmen der Interessenvertretung zugunsten Studierender mit Behinde-
rung gegeniiber Politik, Verwaltung und Offentlichkeit.
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Lehre und Forschung

In Hamburg bestehen mehrere Studienangebote, die zur Berufsvorbereitung von Fachkraften
fur die Unterstitzung von Menschen mit Behinderungen beitragen (z.B. Gebéardensprach-
dolmetschen, Lehramt an Sonderschulen, Integrative Lerntherapie). Andere Studiengdnge
(z.B. Architektur, Informatik), die ihre Absolventen auf berufliche Tatigkeiten vorbereiten, in
denen Designprinzipien fir Alle angewendet und Dienstleistungen fir Menschen mit Behin-
derungen erbracht werden missen, sind gemaf dem Reformauftrag in § 46 Abs. 1 HmbHG
noch daraufhin zu Uberprifen, inwieweit das Curriculum zur Realisierung der Zielsetzungen
von Art. 24 Abs. 4, Art. 26 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 2 lit. ¢ der UN-Konvention weiterentwickelt
werden muss.

Das seit 25 Jahren aktive Institut fir Deutsche Gebardensprache und Kommunikation Gehor-
loser der Universitat Hamburg ist bundesweit fihrend bei der Erforschung der Deutschen
Gebéardensprache. Das auf 15 Jahre angelegte Forschungsprojekt der Hamburger Akademie
der Wissenschaften zur Erstellung eines elektronischen Woérterbuchs Deutsche Gebéarden-
sprache / Deutsch wird einen wichtigen Beitrag zur Forderung der Gebardensprache in
Deutschland leisten.

Ebendort wird seit elf Jahren mit Forderung der Europaischen Union auch in Richtung ma-
schineller Ubersetzung von und in Gebardensprache geforscht. Wahrend die automatische
Ubersetzung ein nur langfristig zu erreichendes Ziel ist, werden verschiedene Technologien
aus diesem Forschungsgebiet bereits kurz- und mittelfristig zur Verflgung stehen, etwa die
Erkennung von Einzelgebérden als direkte Benutzungsschnittstelle fir Gebardensprachwor-
terblcher oder gebardende Avatare, die durch spezielle Skriptsprachen gesteuert werden
und damit fur die mehrsprachige Ausgabe von Webinhalten geeignet sind.

Im Bereich Behindertenpadagogik der Universitat Hamburg werden regionale, nationale und
international ausgerichtete Forschungsprojekte zur Teilhabe von Kindern und Jugendlichen
mir Behinderungen an schulischen und aulRerschulischen Bildungsprozessen in allen For-
derschwerpunkten durchgefiihrt. An der Arbeitsstelle fir Rehabilitations- und Praventionsfor-
schung der Universitat wird einschlagige anwendungsorientierte Forschung im Gesundheits-
und Sozialsektor durchgefihrt.

Mehrere Auszeichnungen fiir besondere Verdienste um die Integration von Menschen mit
Behinderungen hat das Zentrum flr Disability Studies der Universitdt Hamburg (ZeDiS) er-
halten, das derzeit befristet Gber Mittel des Européischen Sozialfonds und der Freien und
Hansestadt Hamburg finanziert wird. ZeDiS analysiert in Veranstaltungen fur Studierende
und fiir hochschulexterne Interessenten die gesellschaftlichen Hemmnisse der Inklusion aus
der Perspektive von Menschen mit Behinderungen.

Barrierefreiheit im Hochschulbereich

Neben der laufend im Rahmen von Neu- und groReren UmbaumalRnahmen umzusetzenden
MaRRnahmen zur Sicherung der baulichen Barrierefreiheit im Hamburger Hochschulbereich
gibt es seit 2002 zuséatzliche Haushaltsmittel im Bereich Hochschulbau, die fiir die allméhli-
che Beseitigung der zahlreichen Barrieren im vorhandenen Gebaudebestand bestimmt sind.
Die in den kommenden Jahren geplanten umfangreichen Baumaflinahmen an der HafenCity
Universitat Hamburg, der Technischen Universitat Hamburg-Harburg, dem Universitatsklini-
kum Eppendorf, dem Mediencampus Finkenau und insbesondere der Universitat Hamburg
sollen die Zuganglichkeit und Sicherheit des Hochschulbereichs Hamburg fiir alle Nutzerin-
nen und Nutzer in absehbarer Zeit voranbringen.

Die Hochschul-Informationsangebote fiir Bewerber/-innen und Studierende (z.B. Prifungs-
ordnungen) sind i.d.R. Uber Internet allgemein zuganglich. Die Kommunikation zwischen
Bewerbern / Studierenden und der Hochschulverwaltung (z.B. Einschreibung, Prifungsan-
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meldungen, Belegung von Lehrveranstaltungen) erfolgt grof3tenteils auf elektronischem We-
ge. Bei Bedarf werden Fachblcher fir Studierende mit Blindheit / Sehbehinderung in ande-
ren Formaten angeschafft. Erkannt wurde ein erganzender Bedarf fir einen Hochschul-
Umsetzungsdienst, der Studienmaterialien (z.B. Literaturlisten, Zusammenstellungen von
Kopien und Skripten), die im Zusammenhang mit einzelnen Lehrveranstaltungen erstellt
werden, in geeignete Formate fiir blinde und sehbehinderte Studierende umwandelt.

In dem Mal3e, in dem Anwesenheitspflichten reduziert werden und verstarkte Einbeziehung
moderner Elemente des Blended Learning in die Unterrichtsgestaltung zunehmende Flexibi-
lisierungs- und Individualisierungsmoglichkeiten eréffnen, reduzieren sich manche Probleme
von Studierenden mit Behinderung. Derart verbesserte Studienbedingungen kommen allen
Studierenden zu Gute.

Im Wohnheimbereich bietet das Studierendenwerk Hamburg bereits 36 rollstuhlgerechte
Wohnungen an, drei weitere sind im Bau. In einigen Wohnanlagen besteht eine spezielle
Ausstattung fur Studierende mit Hérschadigungen (Blitzlichtklingelanlagen, optische Rauch-
melder), um eine Bildung von ,Gehdrlosen-WGs* zu erméglichen.

Zahlenmaterial

Zur Wahrung von Personlichkeitsrechten besteht keine Auskunftspflicht der Studierenden
Uber Behinderungen und chronische Erkrankungen. Deshalb kdnnen nur Schatzungen und
indirekte Informationsquellen Aufschluss Uber die GroRe und Zusammensetzung dieser
Gruppe bieten. Nach der 18. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks (Datenerhe-
bung: Sommersemester 2006) gaben 19% der Studierenden an, eine gesundheitliche Scha-
digung zu haben, wobei sich weniger als die Halfte (rund 8% aller Studierenden) dadurch
schwach, mittel oder stark im Studium beeintrachtigt fihlen. Der Anteil der Studierenden, die
eine mittlere oder starke Beeintrdchtigung des Studiums Angaben und damit mit hoher
Wabhrscheinlichkeit zum Personenkreis der Studierenden mit Behinderungen oder chroni-
schen Erkrankungen zé&hlen, betragt rund 4%. Zwischenzeitlich hat das Deutsche Studen-
tenwerk mit Finanzierung des Bundes eine vertiefende empirische bundesweite Untersu-
chung durchgefiuhrt; die Ergebnisse wurden 2012 veréffentlicht unter dem Titel: beeintrach-
tigt studieren. Datenerhebung zur Situation Studierender mit Behinderung und chronischer
Krankheit 2011.

Hamburger Schatzungen kénnen auf Indizien wie Antrdge aus 2007 auf Befreiung von Stu-
diengebihren aufgrund einer studienerschwerenden Behinderung, Fallzahlen der Eingliede-
rungshilfe fr Studierende oder z.T. auf Beratungs-Fallzahlen der Behindertenbeauftragten
und der sonstigen spezifischen Beratungsstellen zuriickgreifen. Da Faktoren wie die Bereit-
schaft zur Antragstellung, Studienrelevanz der Beeintréchtigung, Assistenzbedarf sowie Ge-
nehmigungspraxis der haushaltsverantwortlichen Stellen die Datenerhebung beeinflussen,
kénnen aus diesen Indikatoren keine belastbaren Erkenntnisse Uber die Zielgruppe abgelei-
tet werden.

Zentrale Leitideen und Ziele fur das Handlungsfeld Bildung

Fruhkindliche Bildung und Elementarbildung / Schulbildung

e Der inklusive Gedanke wird von allen beteiligten Personen aller Bildungseinrichtungen im
Sinne der Gestaltung einer inklusiven bzw. vielfaltigen Gesellschaft getragen.

e Alle Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf haben einen
Rechtsanspruch auf Bildung und Erziehung im System der allgemeinen Schulen.

¢ Alle Kinder und Jugendlichen erhalten inklusive Bildungs- und Betreuungsangebote.
e Regelschullehrkréafte aller Schularten, Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen sowie
weitere Fachkrafte tragen eine gemeinsame Verantwortung fir die Bildung und Erziehung
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von Schuilerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Férderbedarf bzw. mit beson-
deren Bedarfen.

Ein inklusives Bildungssystem baut Briicken im Ubergang von einer Bildungsinstitution in
die nachstfolgende von der Frihférderung bis zur lebenslangen Weiterbildung.

Hochschulbildung / Tertiarbereich

Die sozialrechtlichen Regelungen hinsichtlich der Finanzierung des behinderungsbeding-
ten Studienmehrbedarfs missen an moderne Bildungsverlaufe angepasst und weiterent-
wickelt werden. Insbesondere ist sicherzustellen, dass die im Einzelfall notwendigen Leis-
tungen fir alle Ausbildungsabschnitte im tertidren Bildungsbereich vermégens- und ein-
kommensunabhangig sowie individuell bedarfsdeckend zur Verfliigung stehen und dem
Primat des lebenslangen Lernens gerecht werden.

Noch bestehende bauliche Barrieren im Hochschulbereich werden so schnell wie méglich
beseitigt. Die Angebote der Hochschulen miuissen fir Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt und méglichst ohne fremde Hilfe zuganglich sein.

Damit hoch qualifizierte Nachwuchswissenschaftler promovieren oder andere Formen der
Weiterbildung nutzen kénnen, muss der erforderliche behinderungsbezogene Mehrbedarf
bereitgestellt werden. Bei Einstellungsentscheidungen fir Stellen als Wissenschaftlerin
oder Wissenschaftler muss fur die angemessene Bericksichtigung einer Behinderung
bzw. chronischen Erkrankung (z.B. bei der Beurteilung des bisherigen wissenschaftlichen
Werdegangs, Praxiserfahrung bzw. der Publikationsleistung) gesorgt werden.

Maflnahmen zum Handlungsfeld Bildung ab Seite 52
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Handlungsfeld Arbeit und Beschaftigung

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Arbeit und Beschaftigung hat seine Grundlage in Art. 27 der UN-
Konvention. Es steht in enger Verbindung zu den beiden Handlungsfeldern Bildung sowie
Habilitation und Rehabilitation. Es beinhaltet im Wesentlichen folgende Themen:

- Beschaftigung behinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und im 6ffent-
lichen Sektor mit dem Ziel, damit den eigenen Lebensunterhalt zu verdienen

- Schutz vor Diskriminierung bei einer Beschaftigung, auch im Hinblick auf Auswahl und
Einstellung, beruflichen Aufstieg, gesunde Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz, Chan-
cengleichheit, Schutz vor Belastigung

- Zugang zur Fach- und Berufsberatung, Stellenvermittlung (Unterstitzung bei der Su-
che eines Arbeitsplatzes), Berufsaus- und Weiterbildung

- Erhalt und Anpassung des Arbeitsplatzes, Wiedereingliederung, berufliche Rehabilita-
tion

- Foérderung von Selbststandigkeit
- Anreize zur Beschéftigung in der Privatwirtschaft
- Gleichberechtigte Austibung von Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechten

Das Ziel von Art. 27 UN-Konvention ist die Schaffung oder das Vorhandensein eines inklusi-
ven Arbeitsmarkts.

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

2.1 Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschaftigung behinderter Menschen

Maf3geblich fir die Rahmenbedingungen in Hamburg sind die bundesrechtlichen Normen
aus den einschlagigen Sozialgesetzbiichern. Die Teilhabe behinderter Menschen am Ar-
beitsleben wird in Deutschland durch vier verschiedene sozial- und arbeitsrechtliche Strate-
gien gepragt:

- Diskriminierungsschutz nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) fur
alle behinderte Menschen, auch flr diejenigen, die nicht zum Kreis der schwerbehin-
derten Menschen gehdren: Fiur behinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung
von 20, 30 oder 40 gilt nur dieser Diskriminierungsschutz des AGG, nicht jedoch der
besondere Schutz fiir schwerbehinderte Menschen nach SGB IX.

- Besondere Leistungen fir schwerbehinderte Menschen — Kindigungsschutz, Be-
schéaftigungspflicht der Arbeitgeber mit mind. 20 Arbeitsplatzen, Begleitende Hilfen im
Arbeitsleben: Im Teil 2 des SGB IX (88 68 ff.) werden besondere Leistungen fir
schwerbehinderte Menschen festgelegt, dabei wird mit besonderem Arbeitsrecht auch
in die Rechte der Arbeitgeber eingewirkt. Die gesetzliche Ausgestaltung der besonde-
ren Beschaftigungspflicht basiert wesentlich auf Eigenverantwortung der Unternehmen
— mit Unterstiitzung durch die Integrationsamter und in Teilbereichen der Bundesagen-
tur far Arbeit. Leistungen in diesem System werden aus Mitteln der Ausgleichsabgabe
finanziert.
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- Rehabilitationsleistungen, insbesondere der Sozialversicherungen: Das SGB IX sieht
im Teil 1 in den Vorschriften 88 33 — 37 SGB IX Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben vor, die von den zustdndigen Rehabilitationstréagern zu erbringen sind. Diese Leis-
tungen zielen auf die berufliche Eingliederung behinderter oder von Behinderung be-
drohter Menschen ab. Es sind befristete Hilfen zur Selbsthilfe.

- Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 88 39 — 43 SGB IX, insbesondere
auch in Verbindung mit Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB XlI fur wesentlich
behinderte Menschen (8 53 SGB XIl). Hier ist die wichtigste Leistungsform der Arbeits-
bereich der Werkstatt fir behinderte Menschen. Leistungen in anerkannten Werkstat-
ten fur behinderte Menschen (8 136 SGB I1X) werden erbracht, um deren Leistungs-
oder Erwerbsfahigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu verbessern oder wiederherzustel-
len, ihre Personlichkeit weiterzuentwickeln und ihre Beschaftigung zu ermdglichen oder
zu sichern. Der Status der in den Werkstatten fir behinderte Menschen Beschéftigten
ist nicht der eines Arbeithehmers, sondern ,arbeithehmerahnlich”. Dieser Status sichert
umfassenden sozialrechtlichen Schutz einschlie3lich besonderer Rentenregelungen.

Beschaftigungssituation behinderter Menschen

Zur Beschaftigungssituation behinderter Menschen werden zwar unterschiedliche Statistiken
erhoben, gleichwohl sind die auf Hamburg bezogenen vorliegenden Daten nur begrenzt aus-
sagefahig. Folgende Kerndaten kénnen aber vorgelegt werden:

- In Hamburg leben etwa 56.000 schwerbehinderte Menschen im erwerbsfahigen Alter
(15- bis 64jahrig),

- davon arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ca. 27.000 schwerbehinderte Men-
schen (davon ca. 12.400 Frauen),*

weitere rund 4.081 Personen arbeiten in Werkstatten fur behinderte Menschen (davon
1.738 Frauen); 2

- 3.572 schwerbehinderte Menschen waren im September 2011 arbeitslos gemeldet
(davon 1.493 Frauen).

Ein grofer Teil der Menschen mit Behinderungen im erwerbsfahigen Alter ist somit nicht er-
werbstatig. Die Erwerbsquote behinderter bzw. schwerbehinderter Menschen ist in Deutsch-
land deutlich niedriger als die Erwerbsquote nicht behinderter Menschen, dies durfte auch fur
Hamburg zutreffen. Es sind allerdings mit Hilfe des Mikrozensus keine landerspezifischen
Aussagen moglich, andere Daten liegen nicht vor.

Bisherige Schwerpunkte

Das Integrationsamt, der Trager der Sozialhilfe (Eingliederungshilfe), die Agentur fur Arbeit
und das Jobcenter team.arbeit.hamburg haben in der Vergangenheit bereits zahlreiche Akti-
vitaten fur die Forderung der beruflichen Teilhabe behinderter Menschen umgesetzt, die jetzt
im Rahmen des Aktionsplanes fortgefiihrt, ausgeweitet und durch weitere MalBhahmen er-
ganzt werden. Als Stichworte hierzu sind zu nennen die erfolgreiche Umsetzung der Unter-
stutzten Beschaftigung (8 38a SGB IX), die europaweit beachtete Tatigkeit der Integrations-
fachdienste insgesamt, die erfolgreiche Umsetzung des Bund-La&nder-Programms Job4000
und seine Fortsetzung als Landesmafinahme.

Schwerbehinderte Erwerbspersonen einschlieBlich Gleichgestellter nach 8 68 Abs. 2 SGB IX, davon bei beschéftigungs-
pflichtigen Arbeitgebern nach § 71 Abs. 1 SGB IX (neueste Daten liegen aus 2009 vor) 23.292 (10.597 Frauen) und schét-
zungsweise weitere 3.920 schwerbehinderte Menschen (davon 1.800 Frauen) bei nicht beschéftigungspflichtigen Arbeitge-
bern. Die letztgenannten Daten wurden letztmalig 2005 erhoben fir die Regionaldirektion Nord, Hamburg Anteil wird ge-
schatzt.

Zahlen firr die Hamburger Werkstatten fir behinderte Menschen fiir Leistungen nach 88 40, 41 SGB IX und fiir alle Kosten-
trager, Stand Dezember 2011

Seite 22 von 104



Hamburg hat als einzige Region fiur die Erbringung der Leistungen nach SGB Il ein Jobcen-
ter fir schwerbehinderte Menschen eingerichtet. Auf die engagiert arbeitenden Schwerbe-
hindertenvertretungen — die sich seit vielen Jahren auch Uberbetrieblich als Arbeitsgemein-
schaft organisiert haben — sei ebenfalls verwiesen. Das Integrationsamt stellt fir diese wich-
tige betriebliche Arbeit vielfaltige Hilfen und Unterstiitzung bereit. Die Arbeit mit den Arbeit-
gebern ist in Hamburg ebenfalls ein Schwerpunkt: So gab es seit 2005 z.B. Gber 40 Runde
Tische von Personalverantwortlichen und Unternehmern sowie jahrliche Veranstaltungen fur
Unternehmen unter dem Motto ,....und es geht doch®. Diese MaRnahme nachhaltiger Offent-
lichkeitsarbeit — verbunden mit kompetenter Beratung und Unterstiitzung in den Betrieben —
wird von der Vereinigung der Unternehmensverbande in Hamburg und Schleswig-Holstein
(UVNord) engagiert und offentlich erkennbar mitgetragen. Seit dem Jahr 2001 wurden 540
Betriebe in Hamburg beraten und unterstiitzt®. Allein in den Jahren 2008 bis 2010 wurden
290 Unternehmen mit diesen Dienstleistungen erreicht. Es wurden 719 Einzelberatungen mit
1.508 Vertreterinnen und Vertretern dieser Unternehmen* — mehrheitlich Fiihrungskréfte — in
diesem Zeitraum durchgefiihrt. Das Projekt arbeitet unter dem Namen BIHA (Bildungs- und
Integrationsfachdienst Hamburg) und spricht unter Bezugnahme auf den Unternehmensver-
band insbesondere auch solche Betriebe an, die zuvor von den staatlichen Stellen nicht er-
reicht wurden.

Auch mit den betrieblichen Interessenvertretungen nach dem Betriebsverfassungsgesetz
und dem Personalvertretungsrecht werden in Hamburg besondere Aktivitaten langjahrig in
enger Zusammenarbeit mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund Hamburg und Arbeit und
Leben durchgefuhrt. Allein im Jahr 2011 wurden von Januar bis September ca. 260 betriebli-
che Interessenvertretungen aus Uber 150 Unternehmen in Sachen Schwerbehindertenbe-
schaftigung vom Projekt ,Handicap" beraten. Die Unternehmen beschaftigen zusammen
tber 70.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, darunter 3.500 schwerbehinderte Menschen.

Schwerpunkte der Weiterentwicklung der Landespolitik

Als Schwerpunkte der Weiterentwicklung der Landespolitik im Bereich Arbeit und Beschatfti-
gung sind vorgesehen:

- Fortflhrung der Sensibilisierung der Unternehmen — auch unter Einbeziehung der
Schwerbehindertenvertretungen in den Betrieben — fiir die Beschaftigung schwerbe-
hinderter Menschen und die Optimierung der diesbeziglichen Unterstiitzungsstruktur —
insbesondere der Integrationsfachdienste.

- Verstarkte Forderung des Ubergangs aus der Werkstatt fiir behinderte Menschen in
sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhaltnisse. Hierzu wird ein eigenes Vorhaben
~-Hamburger Budget fiir Arbeit” entwickelt und in den Jahren 2012 und 2013 erprobt.

- Ausbau der Unterstiitzung bei der Berufsorientierung schwerbehinderter Schilerinnen
und Schiler und der Aktivitaten beim Ubergang von der Schule in den Beruf mit dem
Ziel, mdglichst vielen (schwer-)behinderten Jugendlichen einen Eintritt in eine sozial-
versicherungspflichtige Tatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermdéglichen.

Bei allen Schwerpunkten werden die Dienststellen des Landes mit der Zivilgesellschaft eng
zusammenarbeiten. Das Selbstbestimmungsrecht behinderter Menschen wird respektiert,
ihre gewdhlten Interessenvertretungen werden in die Entwicklung und Umsetzung der politi-
schen Malnahmen einbezogen. Dies gilt sowohl fur die Schwerbehindertenvertretungen
nach SGB IX als auch fir die betrieblichen Interessenvertretungen nach Betriebsverfas-

Insgesamt gibt es im Jahr 2009 (Oktober) in Hamburg 1.364 Arbeitgeber mit mind. 100 Beschaftigten: 788 Arbeitgeber mit
einer Beschaéftigtenzahl zwischen 100 bis unter 240 sowie 251 Arbeitgeber mit einer Beschéaftigtenzahl von mind. 250 bis
unter 500. In der BeschaftigtengroRenklasse 500 bis unter 1.000 finden sich 112 Arbeitgeber, tber 1.000 Beschaftigte wa-
ren bei 114 Arbeitgebern tétig (Quelle: Bundesagentur flr Arbeit).

Zum Vergleich: Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Hauptfiirsorgestellen und Integrationsamter berichtet fir 2008, dass
1.046 Arbeitgeberbeauftragte an Seminaren der Integrationsamter in ganz Deutschland teilgenommen haben.
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sungsgesetz und Personalvertretungsrecht. Bei MalRnahmen im Bereich der Werkstatten fr
behinderte Menschen werden die Werkstattrate und die Frauenbeauftragten beteiligt.

Die genannten Hamburger Schwerpunkte stehen in engem Zusammenhang mit dem Bund-
Lander-Programm , Initiative Inklusion“.® Dieses Programm wird in Hamburg ab 2012
durchgefuhrt. Es sollen hier insgesamt ca. 2,3 Mio. € in drei Forderschwerpunkten eingesetzt
werden. Ziele in Hamburg sind:

- 497 schwerbehinderte Schilerinnen und Schiler umfas_send Uber ihre beruflichen
Madoglichkeiten zu informieren und zu beraten und ihren Ubergang von der Schule in
das Arbeitsleben zu unterstitzen,

- den erfolgreichen Einstieg fur mind. 30 schwerbehinderte junge Menschen in eine be-
triebliche Berufsausbildung durch die Schaffung neuer Ausbildungsplatze zu unterstit-
zen,

- ca. 100 schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, durch
zuséatzliche Forderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren.

Parallel dazu wird die Reform der Eingliederungshilfe unterstitzt und um eigene Initiativen
bereichert. Hamburg setzt sich im Rahmen der Bund-Lander-Arbeitsgruppe ,Weiterentwick-
lung der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen® fur eine deutliche Starkung
des personenzentrierten Ansatzes ein. Bei einer Neuausrichtung des Werkstattrechts soll der
Unterstiutzungsbedarf individuell festgestellt werden und anschlieBend in einer Werkstatt
oder auch bei einem anderen Anbieter gleicher Qualitat gedeckt werden kénnen.

Auch die Angebote der Tagesforderstatten sollen weiterentwickelt werden, sodass die Quali-
tat der Angebote fur Bildung und Beschéftigung flir Menschen, die nicht bzw. noch nicht in
einer Werkstatt fir behinderte Menschen arbeiten kénnen, deutlich erhéht wird. Die Leistung
soll den individuellen Bedarfen entsprechend in Anspruch genommen werden kénnen und
das Wunsch- und Wahlrecht berticksichtigen. Es soll zudem die Mdglichkeit geschaffen wer-
den, die Leistungen bei Bedarf auch in Teilzeit nutzen zu kénnen.

Diese Politikansatze werden durch verschiedene Malinahmen wie z.B. regionale Vernet-
zung, ausgelagerte Arbeitsplatze, Qualitdtsverbesserung der individuellen Hilfeplanung in
den Werkstétten flr behinderte Menschen, das Projekt Werkstattbudget und das fur 2012
geplante Projekt Hamburger Budget fur Arbeit verfolgt. Hamburg setzt sich politisch fur eine
bundesgesetzliche Regelung von nétigenfalls dauerhaften Lohnkostenzuschiissen aus Sozi-
alhilfemitteln ein, damit Menschen, die Leistungen in Werkstatten fir behinderte Menschen
bendtigen, auch auf diese Weise die Chance erhalten, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
tatig zu werden.

2.2 Beschéftigung im 6ffentlichen Dienst

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) hat als Arbeitgeber und Dienstherr bei der Einstel-
lung und Beschéftigung von Menschen mit Behinderungen eine Vorbildfunktion. Ein Instru-
ment, um dieser Funktion gerecht zu werden, ist die Selbstverpflichtung des Senats, mit Wir-
kung zum 01.01.2001 eine entsprechende Beschéftigungsquote von 6% einzuhalten. Die
gesetzliche Quote war damals auf 5% (8 71 SGB IX) festgelegt worden. Trotz sinkenden
Personalbestandes aufgrund von Konsolidierungsprogrammen, Privatisierungen oder Aufga-
benkritik hat die FHH absolut gesehen in den vergangenen Jahren stetig einen Zuwachs an
schwerbehinderten Beschéftigten erfahren. Obwohl in einzelnen Bereichen (z.B. Polizeivoll-
zug und Feuerwehrvollzug) aufgrund der dort erforderlichen kérperlichen Anforderungen der
Anteil der dort beschéftigten behinderten Menschen geringer ist, sind in den anderen Behor-

> Bundesministerium fur Arbeit und Soziales, Bekanntmachung der Richtlinie Initiative Inklusion — Verbesserung der Teilhabe

schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, vom 09.09.2011; Fundstelle: eBAnz
AT110 2011 B1 - verdffentlicht am 30.09.2011
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den und Amtern, die nicht solche speziellen, auf kérperliche Eignung abstellenden Anforde-
rungen haben, die Bemiihungen, behinderte Menschen zu beschaftigen, umso erfolgreicher;
zum Beispiel beschaftigen die Bezirksdmter zwischen 8,7% und 15,38% schwerbehinderte
Menschen, die Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie und Integration weist eine Quote von
17,08% auf. Mit einer durchschnittlichen Beschéaftigungsquote von 6,20% fur das Jahr 2011
steht die FHH bei der Beschéaftigung von schwerbehinderten Menschen im Vergleich mit an-
deren Bundeslandern in der oberen Halfte.

Daneben gibt es seit Beginn der 80er Jahre verschiedene Sonderprogramme (jetzt: ,Pro-
gramm zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben im hamburgischen 6f-
fentlichen Dienst"). Sie sollen Menschen, die wegen der Art oder Schwere ihrer Behinderung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nur geringe Chancen auf eine Beschaftigung haben oder
bisher in Werkstatten flr behinderte Menschen tatig sind, ermdglichen, dauerhaft zu Tarifbe-
dingungen beschéftigt zu werden. Die Beschaftigung erfolgt auf UberplanmaRigen Stellen,
also zusatzlich zum normalen Personalbedarf. Im Jahresdurchschnitt werden durch diese
Sonderprogramme ca. 160 schwerbehinderte Menschen innerhalb der FHH beschaftigt.

Die Leiterin des Personalamtes und die Gesamtvertrauensperson der FHH tauschen sich
zweimal jahrlich Uber die Angelegenheiten und Probleme der schwerbehinderten Beschéftig-
ten aus. Die Arbeitgeberbeauftragte der FHH nimmt regelmalRig an den Sitzungen des Vor-
standes der Schwerbehindertenvertretungen der FHH teil. Sie organisiert und begleitet mit
der Gesamtvertrauensperson ein besonderes Fortbildungsprogramm fir die Schwerbehin-
dertenvertretungen der FHH, das zuséatzlich zu den Schulungen des Integrationsamtes an-
geboten wird. Aus diesem Kreis sind letztendlich auch Vorschlage erwachsen, die bei der
Uberarbeitung der bisherigen ,Fiirsorge- und FérderungsmaRnahmen fiir schwerbehinderte
Beschétftigte im hamburgischen 6ffentliche Dienst und schwerbehinderte Bewerber — Firsor-
geerlass” Berlicksichtigung gefunden haben. Diese MaRhahmen dienen der Verbesserung
der beruflichen Integration behinderter Beschaftigter und der Starkung ihrer Interessenvertre-
tung.

In vielen Dienststellen gibt es Integrationsvereinbarungen (§ 83 SGB IX) sowie Vereinbarun-
gen zum betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) nach 8§ 84 Abs. 1 SGB IX, die
dienststellenspezifische Regelungen zur Eingliederung schwerbehinderter Menschen treffen.

Sowohl das Beamtenrecht als auch das Tarifrecht fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
enthalt zahlreiche Regelungen, die auf die besonderen Belange behinderter Menschen ein-
gehen. Dies gilt besonders fir das Gebot der Gleichbehandlung. Es gibt zudem Regelungen,
die darauf zielen, dass den Eigenarten der jeweiligen Beeintrachtigung Rechnung getragen
wird (z.B. bei der Einstellung oder der Beurteilung). Im Ubrigen haben schwerbehinderte
Menschen bei gleicher Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung bei der Einstellung Vor-
rang vor gesetzlich nicht bevorrechtigten Personen.

Fir die nachsten Jahre gilt es, dass die FHH auch vor dem Hintergrund zunehmender Kon-
solidierungsmafRnahmen das erreichte Niveau nicht nur erhalt, sondern noch zu steigern
versucht, um der sozialpolitischen Verantwortung eines 6ffentlichen Arbeitgebers weiterhin
gerecht werden zu kénnen. Im Hinblick darauf, dass die UN-Konvention die Unterscheidung
in schwerbehinderte und behinderte Menschen nicht kennt, wird versucht werden, viele
MaRnahmen, die fur schwerbehinderte Beschaftigte gelten auch fir behinderte Menschen,
die diesen rechtlichen Status nicht haben, zur Anwendung zu bringen. Ein erster Schritt dazu
wird der Teilhabeerlass sein, der am 07.08.2012 fur die FHH in Kraft getreten / vom Senat
verabschiedet worden ist. Es handelt sich dabei um einen Leitfaden, der ein einheitlicheres
und transparenteres Handeln im Umgang mit schwerbehinderten Menschen mdglich machen
soll, die tagliche Arbeit mit schwerbehinderten Beschaftigten sowie mit Bewerberinnen und
Bewerbern erleichtern und die Rechtsauslegung und Rechtsanwendung unterstitzen soll.
Die Belange behinderter Menschen, die nicht schwerbehindert sind, werden derzeit noch
durch das beim Personalamt der FHH angesiedelte Projekt ,WilMa"“ (iberbehdrdliches Wie-
dereingliederungsmanagement) beriicksichtigt. Die besondere Beratung und Vermittlung
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bezuglich einer anderweitigen Verwendung bei Beschaftigten mit starken gesundheitlichen
Einschrankungen koénnen dabei nicht nur schwerbehinderte Beschaftigte in Anspruch neh-
men.

Das Thema ,Bewusstseinsbildung“ wird eine wichtige Rolle spielen. Der Dienstherr bzw. Ar-
beitgeber FHH wird darauf in den néchsten Jahren ein besonderes Augenmerk richten und
Fortbildungsbedarfe ermitteln sowie das Fortbildungsangebot fiir Beschaftigte, Vorgesetzte
und Personalverantwortliche entsprechend anpassen.

Zentrale Leitideen und Ziele fiir das Handlungsfeld Arbeit und Beschaftigung

Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschéftigung behinderter Menschen

Erhohung der Quote der Beschaftigung behinderter Menschen auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt durch Schaffung von Ubergangsangeboten aus Erwerbslosigkeit und Son-
dereinrichtungen

Sensibilisierung von Unternehmen (Arbeitgeber und betriebliche Interessenvertretungen)
im Hinblick auf die Fahigkeiten und auf die Beschaftigung behinderter Menschen

Verbesserung der Chancen junger behinderter Menschen durch Ausbau der Beratung
beim Ubergang von der Schule in den Beruf

Beschéaftigung im offentlichen Dienst

Weitere Verbesserung der Beschaftigungsquote und der Beschaftigungssituation schwer-
behinderter Menschen innerhalb der FHH

Sensibilisierung von Personalverantwortlichen und Beschaftigten durch MalRnahmen zur
Bewusstseinsbildung

Anwendung der Mal3nahmen zugunsten schwerbehinderter Menschen auch bei gleichge-
stellten behinderten und bei von Behinderung bedrohten Menschen im Sinne von Praven-
tion

Malnahmen zum Handlungsfeld Arbeit und Beschéftigung ab Seite 65
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Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die
Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die Gemeinschaft, Bauen
und Wohnen, Stadtentwicklung hat seine Grundlage in Art. 19 der UN-Konvention. Es ist
eines der zentralen Felder, weil es nahezu alle Aspekte des Lebens, des Wohnens und des
Miteinanders an einem Ort umfasst. Es beinhaltet im Wesentlichen folgende Themen:

- Das Recht von Menschen mit Behinderungen, den Aufenthaltsort zu wéahlen und zu
entscheiden, wo und mit wem sie leben mdchten; keine Verpflichtung, in besonderen
Wohnformen zu leben

- Zugang zu gemeindenahen Unterstitzungsdiensten einschlie3lich der persoénlichen
Assistenz

- Unterstitzung des Lebens in der und Einbeziehung in die Gemeinschatft

- Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft

Mit Art. 19 beabsichtigt die Konvention, zur ,Deinstitutionalisierung” beizutragen. Behinderte
Menschen sollen nicht in Heimen oder grofRen Einrichtungen leben missen, wenn sie es
nicht mochten. Sie sollen die Moglichkeit haben, dort zu leben und zu wohnen, wo andere es
auch tun: auf dem Land oder in der Stadt in unterschiedlichen Stadtvierteln, im eigenen
Wohnraum, in einer Mietwohnung, allein, mit Partnern oder Familie, in Wohn- oder Hausge-
meinschaft oder in unterschiedlichen Formen betreuten Wohnens. Die fiir ein selbstbestimm-
tes Leben notwendige Unterstitzung soll dabei sichergestellt werden.

Damit tatsachlich gleiche Wahlmdglichkeiten bestehen, muss die Infrastruktur entsprechend
gestaltet sein. Dazu gehort ausreichend vorhandener Wohnraum fir unterschiedliche Wohn-
bedurfnisse. Im Sinne eines inklusiven Sozialraums ist die gesamte Infrastruktur mitzuden-
ken, vom Offentlichen Personennahverkehr tber Kindertagesstatten, Schulen, Arbeitsstéat-
ten, Freizeitangebote, kulturelle Einrichtungen, Gesundheitsdienste, Grinanlagen, Ein-
kaufsmoglichkeiten, Zugang zu Informationen bis hin zum religidsen Leben.

Neben diesem Aspekt der barrierefreien Gestaltung und Entwicklung der Infrastruktur ist der
Gedanke, in die Gemeinschaft einbezogen zu sein (z.B. in der Nachbarschaft, im Stadtteil),
von grolRer Bedeutung. Hier geht es darum, neben professioneller Unterstitzung auch die
Gemeinde zu beféahigen, die Vielfalt der Bewohnerinnen und Bewohner wertzuschatzen,
Mdglichkeiten der Begegnung zu schaffen und mdéglichst alle mit ihren Fahigkeiten in das
Leben der Gemeinde einzubeziehen, sei es durch Sportvereine, Nachbarschaftshilfe oder
burgerschaftliches Engagement.

Maflinahmen zu diesem Handlungsfeld missen sich somit auf das Wohnen, die Unterstiit-
zung, die Entwicklung der Gemeinde und die Veranderung des Hilfe- bzw. Unterstitzungs-
systems beziehen.
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2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

2.1 Weiterentwicklung des Hilfesystems

Wenn es um die Chancen der Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft geht, ist das Hilfe-
system der Eingliederungshilfe fur viele Menschen mit Behinderungen von zentraler Bedeu-
tung. Nicht selten bieten diese Leistungen nahezu die einzigen Mdéglichkeiten, um am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen zu kénnen.

Wesentliche gesetzliche Grundlagen der Eingliederungshilfe sind in den Sozialgesetzbu-
chern XlI (Sozialhilfe) und IX (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen) enthalten.
Zu beachten sind ferner das SGB V (Krankenversicherung), SGB VIII (Kinder- und Jugend-
hilfe) und SGB Xl (Pflege).

In Hamburg wird schon seit langerer Zeit eine Debatte um die Weiterentwicklung der Einglie-
derungshilfe gefihrt und das System entsprechend umgebaut. Es ist mittlerweile gekenn-
zeichnet durch ein breites, nach Zielgruppen und spezifischen Bedarfslagen ausdifferenzier-
tes, Uberwiegend ambulantes Angebot. Bausteine der Weiterentwicklung waren u.a. die Er-
probung personlicher Budgets und pauschalierter Geldleistungen zur Bezuschussung stan-
dardisierbarer Bedarfe sowie die Einfihrung eines partizipativen Fallmanagements. Die er-
probten Geldleistungspauschalen sind mittlerweile fest etabliert (z.B. zur Familienentlastung,
zur gastweisen Unterbringung, Beforderungspauschalen fir mobilitatseingeschrénkte Perso-
nen sowie Teilhabepauschalen zur Tagesstrukturierung alterer Menschen mit Behinderun-

gen).

Ambulantisierungsprogramm

Herzstick des Prozesses ist das 2005 begonnene Hamburger ,Ambulantisie-
rungsprogramm?®. Das Programm ist zwischen der Sozialbehérde, den Wohlfahrtsverbanden,
den groRRen Tragern der Behindertenhilfe und der Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft fur
behinderte Menschen vereinbart worden. Gemeinsames Ziel ist es, Menschen mit geistigen
und mehrfachen Behinderungen zu ermdglichen, ihr Leben im eigenen Wohnraum mit der
notwendigen Unterstltzung selbststéandig gestalten zu kdnnen. In einem ersten Schritt soll
fur etwa 770 von 2.500 Bewohnerinnen und Bewohnern von stationaren Einrichtungen die
Mdoglichkeit geschaffen werden, im eigenen Wohnraum mit ambulanter Betreuung selbst-
standig zu leben. Damit wurde ein Prozess initiiert, mit dem

- eine selbstandigere Lebensgestaltung fir Menschen mit Behinderungen erreicht wer-
den soll,

- mehr Alternativen zur stationaren Leistung und damit WahIimaoglichkeiten geschaffen
werden sollen,

- Unterstitzungsleistungen individueller und bedarfsgerechter gestaltet werden kdnnen
und

- die Bedingungen fir Gleichstellung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
nachhaltig verbessert werden sollen.

Durch Verbesserung und Neukonzeption der ambulanten Leistungen soll verstarkt Men-
schen mit einem hoheren Hilfebedarf ermdglicht werden, ambulant betreut in einer eigenen
Wohnung zu leben. Im Unterschied zur bisherigen stationdren Leistung spielt sich das Leben
des Einzelnen nicht mehr in einer Einrichtung ab, in der das alltagliche Leben geregelt ist,
sondern erfahrt eine sozialrAumliche Ausrichtung: Menschen mit Behinderungen sind Blirge-
rinnen und Birger unserer Stadt, Nachbarinnen und Nachbarn, Kundinnen und Kunden, Pa-
tientinnen und Patienten, Besucherinnen und Besucher von Veranstaltungen.
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Das Ambulantisierungsprogramm soll fortgefiihrt und weiter entwickelt werden. Menschen
mit Behinderungen sind Teil der Wohnbevdlkerung in den unterschiedlichen Stadtvierteln.
Daher ist die sozialrdumliche Einbindung und Vernetzung im Stadtteil ein Schwerpunkt bei
der Konzeption der Eingliederungsleistungen. Der Férderung vernetzter, trageribergreifen-
der sozialraumlicher Aktivitdten dient eine besondere Vergitungsvereinbarung, nach der die
Leistungserbringer der Eingliederungshilfe fir deren Entwicklung bzw. die aktive Beteiligung
an solchen Projekten im Zeitraum 2010 — 2013 einen Zuschlag auf die vereinbarten Mal3-
nahmepauschalen erhalten kénnen.

Dieser Ansatz soll ausgebaut werden. Dazu will die Fachbehdrde die Zusammenarbeit mit
den Fachamtern fiir Sozialraummanagement in den Bezirken verstarken. Gerade in den
Stadtteilen und Bezirken mit den dort gewachsenen Strukturen gilt es, dem Ziel eines inklu-
siven Gemeinwesens dienende Prozesse und Entwicklungen zu initiieren und gemeinsame
Handlungsstrategien zu entwickeln.

Wohnen in Verbindung mit Betreuung

Menschen mit Behinderungen nehmen vielfaltige Wohn-, Betreuungs-, Pflege- und Assis-
tenzangebote in Anspruch. Das 2010 in Kraft getretene Hamburgischen Wohn- und Betreu-
ungsqualitdtsgesetz (HmbWBG) verfolgt im Sinne der UN-Konvention das Ziel, die Rechte
alterer, behinderter oder auf Betreuung angewiesener Menschen als Nutzerinnen und Nutzer
von Wohn- und Betreuungsformen zu starken sowie eine Wohn- und Betreuungsqualitat si-
cherzustellen, die sich am Normalitatsprinzip orientiert und die gleichberechtigte Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft ermdglicht. Ferner ist Zweck des Gesetzes, geeignete Rahmen-
bedingungen zu schaffen fir die Erhaltung und Foérderung der Gesundheit, Mobilitat und
Selbstbestimmung der Nutzerinnen und Nutzer.

Mit den Verordnungen zum Wohn- und Betreuungsqualitdtsgesetz (Wohn- und Betreuungs-
bauverordnung, Wohn- und Betreuungspersonalverordnung und Wohn- und Betreuungsmit-
wirkungsverordnung) werden die Anforderungen konkretisiert und geeignete Rahmenbedin-
gungen im Sinne der UN-Konvention geschaffen. Im Rahmen der Wohn- und Betreuungs-
bauverordnung wird die Barrierefreiheit festgeschrieben. Hiernach miissen Servicewohnan-
lagen, Wohneinrichtungen und Gasteinrichtungen, insbesondere deren Wohn- und Aufent-
haltsrdume, Verkehrsflachen, sanitéare Anlagen und die zum Gebrauch der Nutzerinnen und
Nutzer bestimmten technischen Einrichtungen einschlie3lich akustischer und visueller Infor-
mationsquellen und Kommunikationseinrichtungen den Bedirfnissen der Zielgruppe ent-
sprechend barrierefrei sein. Bestehende Einrichtungen sollen spéatestens nach Ablauf von
zehn Jahren an diese Anforderungen angepasst werden.

Mit der Wohn- und Betreuungsbauverordnung und der Wohn- und Betreuungspersonalver-
ordnung wurden geeignete Rahmenbedingungen geschaffen, um die Entwicklung Kkleinrau-
miger ambulanter Wohn- und Betreuungsformen wie Wohngemeinschaften zu unterstitzen.
Mit der Wohn- und Betreuungsmitwirkungsverordnung wird das Ziel verfolgt, neue Formen
der Mitwirkung in Wohneinrichtungen u.a. auch fur behinderte Menschen zu erproben und zu
etablieren.

Die Interessenvertretungen vom Menschen mit Behinderungen sind im Jahr 2011 von der
zustandigen Behorde fir Gesundheit und Verbraucherschutz intensiv an der Erarbeitung der
Verordnungsentwurfe beteiligt worden. Der Senat hat die Verordnungen im Februar 2012
beschlossen. Sie bilden seitdem die verbindliche Grundlage fir die zustandigen Stellen in
den Bezirksamtern (Wohn-Pflege-Aufsichten), fur die Planer und Betreiber von Einrichtungen
und Diensten sowie fur die Mitwirkungsorgane wie Hausbeirate oder Wohnbeirate, in denen
sich insbesondere Menschen mit Behinderungen engagieren.
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2.2 Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung®

Rechtlicher Rahmen — Barrierefrei Bauen

Die Hamburgische Bauordnung (HBauO) schreibt seit vielen Jahren die barrierefreie Zu-
ganglichkeit von gréReren Wohngebéuden vor. In 8§ 52 Abs. 1 heildt es: ,In Gebauden mit
mehr als vier Wohnungen mussen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar
sein. In diesen Wohnungen mussen die Wohn- und Schlafrdume, eine Toilette, ein Bad so-
wie die Kiche oder der Kochplatz mit dem Rollstuhl zuganglich sein.” Durch diese Vorschrift
wird fur die Wohnungen eines Geschosses in Mehrfamilienhdusern ein Niveau erreicht, dass
es einer Vielzahl von Menschen mit Behinderungen ermdglicht, in diesen Wohnungen zu
leben.

Gerade im Zusammenhang mit dem Ziel des Senats, den Wohnungsbau deutlich zu verstér-
ken, wird diese Vorschrift eine noch gréf3ere Breitenwirkung entfalten.

Der uberwiegende Anteil der Wohngebaude wird im vereinfachten Genehmigungsverfahren
nach 8§ 61 HBauO genehmigt. In diesem Verfahren ist der Prifumfang in der Vergangenheit
auf wenige Sachverhalte eingeschrankt gewesen. Mit der aktuellen Novellierung der HBauO
haben Senat und Blrgerschaft den Prifumfang auch im vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren um die Prufung der Barrierefreiheit erweitert. Damit soll der Einhaltung der offentlich-
rechtlichen Vorschriften zur Barrierefreiheit Nachdruck verliehen werden.

Die DIN-Normen zum barrierefreien Bauen sind tberarbeitet und an die aktuellen Bedurfnis-
se angepasst worden. Die neue DIN 18040 liegt vor und wurde auf die Vertraglichkeit mit
dem europdaischen Recht Uberprift. Nach einem Abstimmungsprozess mit den anderen
Bundeslandern wurden die beiden Teile 1 und 2 der DIN als technische Baubestimmung
eingefuhrt, wodurch eine Verbindlichkeit fur alle Bauherren erreicht wird.

Durch diese MalRnahmen wird die Anzahl barrierefreier Wohnungen, die ein autonomes Le-
ben fir Menschen mit Behinderungen ermdglichen, im ganzen Stadtgebiet erhéht. Der Bau
auch von barrierefreien Wohnungen wird bei Neubauvorhaben zur Normalitat und eine Sepa-
rierung von Wohnangeboten fir Menschen mit Behinderungen strukturell verhindert.

Wohnen und Férderung

Die in Teilbereichen angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt in Hamburg und das Miet-
niveau bei Neuvermietungen fihren zu Engpéassen der Wohnraumversorgung, insbesondere
fur untere Einkommensgruppen. Dies trifft verstarkt auf Menschen mit Behinderungen zu,
weil in diesem Marktsegment geeignete Wohnungen nur in begrenzter Anzahl vorhanden
sind und teilweise Vorbehalte bestehen, Wohnungen an Menschen mit Behinderungen zu
vermieten. Im Bestand von SAGA GWG werden rund 2.500 Wohnungen als barrierefrei bzw.
seniorengerecht geflhrt; das entspricht einem Prozentsatz von rund 1,9% des Gesamtbe-
standes. Wenn man auf dieser Grundlage annimmt, dass rund 2% aller Wohnungen in Ham-
burg Merkmale von Barrierefreiheit aufweisen und dies dem Anteil von rund 19% alterer
Menschen bzw. dem Anteil von rund 5% Menschen mit Behinderungen gegentiberstellt, die
aufgrund der Art der Behinderung auf eine barrierefreie Wohnung angewiesen sind, wird
deutlich, dass eine Versorgungslicke besteht.

Um die Versorgungslicke zu reduzieren und die Anzahl barrierefreier Wohnungen, insbe-
sondere fur untere und mittlere Einkommensgruppen, kontinuierlich zu erhéhen, bietet die
Behdrde fur Stadtentwicklung und Umwelt Gber die Hamburgische Wohnungsbaukreditan-

6 Der in Art. 9 UN-Konvention genannte Begriff ,Zuganglichkeit* umfasst nicht nur bauliche sondern auch informations- und

kommunikationstechnische Aspekte. Im Zusammenhang mit diesem Handlungsfeld ist aber vornehmlich die bauliche Bar-
rierefreiheit angesprochen.
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stalt (WK) Férderprogramme fiir die barrierefreie Ausstattung von Neubauwohnungen und
die Modernisierung von Bestandswohnungen an.

Von den 2.147 Mietwohnungen im Neubau 2011 wurden insgesamt 635 Wohnungen
(29,5%) als barrierefreie Wohnungen flr Seniorinnen und Senioren geférdert. Im Bestand
wurden 2011 der barrierefrei Umbau von 261 Wohnungen und die erstmalig barrierefreie
ErschlielBung von 374 Wohnungen durch einen Aufzug gefordert.

Anbieter, die im Rahmen des Ambulantisierungsprogramms ambulant betreute Wohnformen
anbieten wollen, werden gezielt durch das Forderprogramm fir besondere Wohnformen ge-
férdert. Von den 2.147 Wohnungen im Neubau 2011 wurden allein 93 Wohnungen (4,3%) in
diesem Segment gefordert. Beispielhaft hierfir ist das 2011 fertiggestellte, bundesweit ein-
malige Projekt in Wilhelmsburg (Veringeck), in dem ambulant betreute Pflege und eine
Wohngemeinschaft fiir dementiell erkrankte Menschen mit Migrationshintergrund angeboten
werden. Die Angehdrigen werden dabei aktiv in das Alltagsleben der Bewohnerinnen und
Bewohner einbezogen. Die interkulturelle Tagespflege, das tirkische Dampfbad und das
Café ermoglichen dartiber hinaus die Einbeziehung der Nachbarinnen und Nachbarn.

Die barrierefreie Anpassung von selbstgenutztem Wohneigentum im Bestand wird innerhalb
bestimmter Einkommensgrenzen durch Baukostenzuschiisse geférdert. 2011 wurden rund
50 Falle gefordert. Bei der Eigenheimneubauférderung wird die barrierefreie Wohnrauman-
passung auf Wunsch durch ein Zusatzdarlehen geférdert.

Die Forderangebote fur Mietwohnungen und selbstgenutztes Wohneigentum im Neubau und
im Bestand werden laufend fortgeschrieben, um auch kinftig Anreize fir den Neubau oder
den Umbau barrierefreier Wohnungen anzubieten. Die Beratungs- und Férderangebote zum
barrierefreien Wohnen werden durch Informationsveranstaltungen und Uber Internetauftritte
kontinuierlich aktualisiert.

Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Verbéande, Behorden, Vereine und der Hambur-
ger Wohnungswirtschaft (z.B. SAGA GWG) treffen sich zweimal jahrlich mit der Hamburger
Landesarbeitsgemeinschaft fiir behinderte Menschen (LAG) und besprechen aktuelle Fach-
themen und Entwicklungen.

Inklusive Sozialraumentwicklung: Infrastruktur und Zugénglichkeit im 6ffentlichen Raum

Inklusion realisiert sich im taglichen Leben. Barrierefreier Wohnraum allein kann die Teilhabe
behinderter Menschen im sozialen Nahraum nicht sichern. Daher sind zusétzlich barriere-
freie und inklusive Freizeit- und Kulturangebote sowie wohnortnahe Begegnungs- und Bera-
tungsmaglichkeiten in Verbindung mit einer entsprechend gestalteten Umwelt und ein be-
lastbares Netz unterschiedlichster Fach-, Unterstiitzungs- und Hilfsangebote notwendig.

Zur barrierefreien Gestaltung der 6ffentlichen Verkehrs- und Freirdume ist die Novellierung
einer Norm in Planung (DIN 18040-3 Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen Offentli-
cher Verkehrs- und Freiraum). Sie wird Grundregeln umfassen, wie Mal3e flir benétigte Ver-
kehrsraume mobilitdtsbehinderter Menschen, Grundanforderungen zur Information und Ori-
entierung (z.B. das Zwei-Sinne-Prinzip), Anforderungen an Oberflachen, Mobiliar im Aul3en-
raum oder Wegeketten.

Unterstitzt durch die UN-Konvention besteht das Ziel darin — auch im Zeichen des demo-
graphischen Wandels — ein ,Design fur Alle* zu entwickeln. Dies ermdglicht eine Teilhabe
aller Menschen mit besonderen Bedurfnissen (z.B. Eltern mit Kinderwagen, altere oder be-
hinderte Menschen) am urbanen Raum.

Der Handlungsrahmen ,Freiraum und Mobilitat fir &ltere Menschen in Hamburg*, der in 2004
fur die Planungspraxis entwickelt wurde, ist als Orientierungsleitfaden zu verstehen mit dem
Ansatz, bei der Planung offentlicher Freiflachen die Bedurfnisse und Anforderungen &lterer
Menschen und ihre abnehmende Mobilitat mit zu bedenken und zu bericksichtigen. Die Er-
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gebnisse kommen allen mobilitatseingeschrankten Personen zugute. Der konzeptionelle
Denk- und Planungsansatz geht tber die Anforderungen der geltenden Normen hinaus.

Vor dem Hintergrund der Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand setzt sich Hamburg dafir ein,
Parks, Grinanlagen und o6ffentliche Wege im Rahmen der verfigbaren Mittel weitgehend
barrierefrei auszugestalten. Zudem wird das Netz der 6ffentlichen Toilettenanlagen fir Men-
schen mit Behinderungen im Rahmen der verfugbaren Mittel kontinuierlich ausgebaut.

Damit offentliche Freirdume von allen uneingeschrankt genutzt werden kénnen, bedarf es
neben der Beachtung und Umsetzung der rechtlichen Voraussetzungen und Standards einer
Sensibilisierung der Handelnden, Planenden und Entscheidenden. Die Behdérde fur Stadt-
entwicklung und Umwelt beabsichtigt deshalb, eine an die breite Offentlichkeit gerichteten
Informations- und Diskussionsveranstaltung im Rahmen der Stadtwerkstatt durchzuftihren,
die die Entwicklung Hamburgs zu einer barrierefreien Stadt zum Thema hat. Diese Veran-
staltung sollte in Kooperation mit der Behérde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration
und der Behorde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation (Thema o6ffentlicher Nahverkehr)
vorbereitet werden.

Mit der Programmatik der Integrierten Stadtteilentwicklung (RISE) kann neben der barriere-
freien Gestaltung der offentliche Raume auf vielféaltige Weise dazu beigetragen werden, die
benachteiligten Hamburger Stadtquartiere zu ,inklusiven Sozialraumen* weiterzuentwickeln:
Durch den Einsatz von Stadtebauférderungsmitteln wird zur barrierefreien Gestaltung der
offentlichen Raume und einer zielgruppenbezogenen Verbesserung der Infrastruktur beige-
tragen. So konnte u.a. das Konzept ,Freiraum und Mobilitat fur altere Menschen in Hamburg®
mit finanzieller Unterstitzung der Stadtteilentwicklung u.a. in Billstedt (Luisenhofstieg /
Schleemerbach), Neuwiedenthal (Griinanlage Rehrstieg), Steilshoop (Appelhofweiher), und
in Altona-Altstadt modellhaft umgesetzt werden.

In den Gebieten der Stadtteilentwicklung wird die Inklusionsféahigkeit der Quartiere zudem mit
der Einrichtung von sozialraumbezogenen Quartierszentren wie Community Centern oder
Bildungszentren erhéht. Durch den Aufbau dieser Hauser werden soziale, kulturelle und bil-
dungsbezogene Angebote gebiindelt und es entstehen niedrigschwellige, nachbarschaftliche
Treffpunkte, an denen sich Menschen mit und ohne Behinderungen begegnen und austau-
schen konnen. Damit werden nicht nur barrierefreie Sozial-, Freizeit-, Bildungs- und
Kulturangebote zusammengefihrt, sondern auch die Bildung sozialer Netzwerke geférdert,
die sowohl Selbststandigkeit als auch Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermdglichen.

Dartber hinaus wird den Menschen im Zuge der Gebietsentwicklungsverfahren die Mdglich-
keit gegeben, sich in die Prozesse des Gemeinwesens einzubringen. Gerade Menschen, die
aufgrund ihrer Lebenslagen im hohen MaRRe auf das Quartier und seine sozialen wie dkologi-
schen Bedingungen angewiesen sind, kénnen Uber zielgruppenspezifische Beteiligungsan-
gebote starker in die Gestaltung ihres Umfeldes einbezogen werden. Auf diese Weise kon-
nen auch die Anforderungen von Menschen mit Behinderungen in die Gebietsentwicklungs-
prozesse aufgenommen und in Form von Strategien und Projekten umgesetzt werden. Fur
jedes Gebiet wird ein Integriertes Entwicklungskonzept erstellt und fiir jede MalRnahme ent-
sprechend der Anforderungen des Einzelfalls der Rahmen der Birgerbeteiligung definiert.
Die gebietshezogenen Partizipationsangebote missen jedoch noch starker auf die Bedurf-
nisse von Menschen mit Behinderungen ausgerichtet werden.

Schulung und Bewusstseinsbildung

Um die Ziele einer barrierefreien Umwelt erreichen zu kdnnen, ist es unabdingbar, alle Men-
schen zu sensibilisieren, die sich darin bewegen. Dazu gehéren neben behinderten oder
nicht behinderten Nutzerinnen und Nutzern insbesondere die am Planen und Bauen beteilig-
ten Personen und Personenkreise. Neben den Auftraggebern zahlen dazu Planer, weitere
Fachleute, Handwerksbetriebe, Unternehmen und Betreiber. Fir sie gibt es vielféltige Mog-
lichkeiten, sich zu informieren, weiterzubilden oder zu qualifizieren. Hier sind bereits unter-
schiedliche Institutionen beteiligt, wie Kammern von Architekten, Ingenieuren und Handwer-
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kern. Damit sich die Aspekte des barrierefreien Bauens im Alltag als Normalitat etablieren,
werden seit geraumer Zeit bedarfsorientiert Fortbildungsveranstaltungen angeboten sowie
entsprechende Lehrinhalte in Bildungsprogramme integriert. Die Behorde fur Stadtentwick-
lung und Umwelt fordert die Bewusstseinsbildung durch Beratungsangebote fir die am of-
fentlichen Hochbau Beteiligten. Auch Immobilienbesitzer und Tatige in der Immobilienbran-
che kommen als Multiplikatoren des erforderlichen Wissenstransfers in Frage. Als weitere
Instrumente der Bewusstseinsbildung schéarfen Diskussionsrunden, Vortrage, Broschiren
oder andere mediale Veroéffentlichungen die Sinne fir das Thema Barrierefreiheit. Insbeson-
dere ist hier auch das breite Echo innerhalb der Fachpublikationen hervorzuheben, speziell
in Zusammenhang mit den Anforderungen aufgrund des demografischen Wandels. Bereits in
Kindergarten und Schulen besteht fir junge Leute die Mdglichkeit, barrierefreie Ausgestal-
tung im Alltagsgeschehen zu erfahren.

2.3 Verkehr

Rechtlicher Rahmen — Barrierefrei bauen im Offentlichen Personennahverkehr und auf 6f-
fentlichen Wegeflachen

Nach den Bestimmungen des Hamburgischen Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Men-
schen (HmbGGDbM) ist die Stadt verpflichtet, nach allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik barrierefrei zu bauen. Dies wird im Bereich der 6ffentlichen Wege durch Fachpublikatio-
nen der Forschungsgesellschaft fir Stralen- und Verkehrswesen und die Planungshinweise
fur Stadtstral3en in Hamburg (PLAST) sichergestellt.

Die Forderung nach barrierefreiem Bauen greift bei Neubauten und sogenannten Grundin-
standsetzungen von Straf3en. Das Thema wird schon seit den 1980er Jahren der jeweiligen
Bedeutung in der Gesellschaft und den gesetzlichen Forderungen entsprechend behandelt
und ist seitdem eine Daueraufgabe im Rahmen jeder StraRenbaumaflinahme und selbstver-
standlich auch im Bereich des Offentlichen Personennahverkehrs.

Im Bereich des Offentlichen Personennahverkehrs werden die Standards zusammen mit den
anderen Gebietskorperschaften im Rahmen der HVV-Qualitatsrichtlinien definiert. Dabei
werden aktuelle Vorgaben der Europaischen Union und des Bundes zur Barrierefreiheit (z.B.
Fahrzeugausstattung) bertcksichtigt.

Infrastruktur — Zugénglichkeit zum Offentlichen Personennahverkehr / Bewegen im offentli-
chen StralRenraum

An die Gestaltung von Verkehrswegen werden bei Neu- und Umbauten unterschiedlichste
Nutzungsanforderungen gestellt. Die barrierefreie Gestaltung liegt seit den 1980er Jahren
verstarkt im Fokus bei allen Verkehrsplanungen der FHH. Die Belange behinderter Men-
schen werden im Rahmen jeder Straf3enplanung abgewogen und entsprechend bertcksich-
tigt. Erschwerend dabei ist, dass es keine universelle Barrierefreiheit gibt, sondern viele un-
terschiedliche, sich teilweise widersprechende Anforderungen der verschiedenen Nutzer-
gruppen. Auch stehen die Anforderungen der Barrierefreiheit hdufig in Konkurrenz zu Gestal-
tungswiinschen und den Forderungen des Denkmalschutzes.

Eigene Haushaltstitel fiir die laufende Umgestaltung von Verkehrsanlagen (Straf3en) stehen
derzeit nicht zur Verfigung, sodass Verbesserungen meist nur im Rahmen von gréf3eren
Umbaumaflnahmen erzielt werden kdnnen. Grundsétzlich sind Handlungsaktivitdten und
MafRRnahmen im Baubereich Ublicherweise von eher mittel- bis langfristiger Natur und haufig
mit hohen Kosten verbunden. Das trifft in jedem Fall auf das Ziel zu, die grundsatzliche Bar-
rierefreiheit von offentlichen Wegeflachen zu ermdglichen. Auch die Verbesserung der Zu-
ganglichkeit und Nutzbarkeit der 6ffentlichen Verkehrsmittel ist eine Daueraufgabe und in
weiten Teilen nur langfristig realisierbar.
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Im Bereich des Offentlichen Personennahverkehrs wird das Thema gemeinsam mit den Ver-
kehrsunternehmen bereits seit LAngerem intensiv bewegt. Der flachendeckende Einsatz von
Niederflurbussen im Stadtgebiet wurde bereits erreicht. Die Anstrengungen, die Zugéanglich-
keit bei S-Bahnhaltestellen zu verbessern, sollen noch weiter intensiviert werden. Aufgrund
der hierfur erforderlichen umfangreichen Umbauten und damit verbundenen hohen Kosten
ist dies jedoch ein langwieriger Prozess. Nach dem Arbeitsprogramm des Senats sollen bis
zum Jahr 2020 alle S-Bahnhaltestellen in Hamburg so umgebaut werden, dass diese barrie-
refrei zuganglich sind.

Fur die U-Bahn sollen in den kommenden vier Jahren bis 2015, zusétzlich zu den bisher ge-
planten vier Vorhaben mit gesicherter Finanzierung (Haltestellen Uberseequartier, HafenCity
Universitat, Berliner Tor, KellinghusenstralRe), noch weitere 16 Haltestellen ausgebaut wer-
den. Fur die Haltestellen Mundsburg, Eppendorfer Baum, Feldstrale, Wandsbek-
Gartenstadt, Berne, Hallerstralle, Kiwittsmoor, Ochsenzoll, Stephansplatz, Burgstralle,
Christuskirche, EmilienstraRe, Hammer Kirche, LegienstralRe, Rauhes Haus wurde bereits
ein Zuwendungsbescheid fur die Planungsleistungen erteilt.

Im S-Bahnnetz kdnnen bis 2016 96% aller Stationen stufenfrei erreichbar sein. Hierzu wird
das Programm zur Steigerung der Haltestellenattraktivitat, das mit der Deutschen Bahn Sta-
tion & Service abgestimmt ist, jahrlich fortgeschrieben. Die im Rahmen des Programms zur
Steigerung der Haltestellenattraktivitdt ausgewahlten S-Bahnstationen, die barrierefrei aus-
gebaut werden sollen, orientieren sich dabei an der Prioritatenempfehlung des HVV. Diese
wird zwischen allen relevanten Akteuren abgestimmt.

Eventuell neu einzufiihrende elektronische Hilfsmittel im Bereich StrafRenverkehrstechnik
(z.B. Pavement-Management Systeme, erweiterte StralRendatenbanken) sollen auch dazu
genutzt werden, um die bestehende Informationslage fir alle StraRennutzerinnen und -
nutzer und damit auch fiir behinderte Menschen ausbauen zu kénnen.

Schulung und Bewusstseinsbildung

Um die Ziele einer barrierefreien Umwelt langfristig erreichen zu kdnnen, ist es unabdingbar,
alle sich darin bewegenden Menschen zu sensibilisieren. Dazu gehéren auch die am Planen
und Bauen Beteiligten. Die Fortschreibung der PLAST 10 — Barrierefreie Verkehrsanlagen —
hat intensive Diskussionen bei den entsprechenden Fachplanern ausgeltst. Es wird jedoch
noch Zeit in Anspruch nehmen, bis diese ,Neuerungen” und das entsprechende Bewusstsein
auch bei allen Bauausfilhrenden angekommen sind. Im Bereich des Offentlichen Personen-
nahverkehrs sind der barrierefreie Zugang und die eigenstandige Nutzung der Verkehrsmittel
mdglichst vieler Gruppen bereits seit einigen Jahren ein Ziel.

Zentrale Leitideen und Ziele fur das Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbe-
zogen sein in die Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

Weiterentwicklung des Hilfesystems

¢ \Wohnen wie andere — Menschen mit Behinderungen leben mit ambulanter Unterstlitzung
in ihrer eigenen Wohnung

e Leben in der Gemeinschaft — als Burgerinnen und Birger unserer Stadt nehmen Men-
schen mit Behinderungen am Leben in der Gemeinschaft teil

e Unterstiitzung nach MaR — der individuelle Hilfebedarf wird bedarfsgerecht ermittelt und
Hilfen passgenau gestaltet

Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

e Im Sinne eines ,Design fur Alle* soll fur moglichst alle Menschen das bauliche Umfeld in
seiner ganzen Vielfalt ohne Hindernisse zuganglich sein.
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Die noch bestehenden Hirden bei der Teilhabe behinderter Menschen sind im Bereich
der Zuganglichkeit im weiteren Sinne abzubauen.

Alle neuen und bestehenden offentlichen Gebaude, Einrichtungen und Anlagen sind
Stuck fur Stuck barrierefrei fur alle zuganglich zu machen.

Offentliche Mittel fiir Bau und Umbau sollten bedarfsgerecht nach dem Aspekt der Barrie-
refreiheit vergeben werden.

Zertifizierung und Qualitatskontrolle werden selbstversténdliche Bestandteile eines jedes
Bauprojektes.

Barrierefreiheit muss fester Bestandteil der Aus- und Weiterbildung im Bereich Bauen und
Wohnen werden.

Verkehr

Die noch bestehenden Hirden hinsichtlich der Teilhabe behinderter Menschen am offent-
lichen Leben im 6ffentlichen Raum im weiteren Sinne sind abzubauen.

Im Rahmen von Neubauten und Grundinstandsetzungen / groRen Umbauten werden je-
weils die neuesten Anforderungen der Barrierefreiheit (,Stand der Technik") berticksich-
tigt. Dies gilt fur StraBen und Wege wie fir Einrichtungen des Offentlichen Personennah-
verkehrs gleichermal3en.

Anforderungen der Barrierefreiheit werden bei Ausschreibungen im Offentlichen Perso-
nennahverkehr regelhaft bertcksichtigt (,HVV-Qualitatsrichtlinie®).

Fortschreibung und Qualitatskontrolle in Belangen der Barrierefreiheit.

Das Thema ,Barrierefreiheit* wird weiterhin in die hamburginternen Regelwerke einge-
pflegt.

Optimierung bestehender und Nutzung neuer, elektronisch basierter Hilfsmittel zur ver-
besserten StraRennutzerinformation.

MaRnahmen zum Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die
Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung ab Seite 75
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Handlungsfeld Gesundheit

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Gesundheit hat seine Grundlage in Art. 25 der UN-Konvention. Es steht
in engem Zusammenhang mit Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation). Art. 25 will sicherstel-
len, dass Menschen mit Behinderungen eine Gesundheitsversorgung in derselben Bandbrei-
te, von derselben Qualitdt und auf demselben Standard zur Verfigung steht wie anderen
Menschen auch. Zudem sollen Menschen mit Behinderungen Gesundheitsleistungen ange-
boten werden, die sie speziell wegen ihrer Behinderung benétigen. Art. 25 beinhaltet im We-
sentlichen folgende Themen:

- Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten einschlielich gesundheitli-
cher Rehabilitation

- Bandbreite, Qualitdt und Standard der Gesundheitsversorgung

- Spezielle Gesundheitsversorgung wegen Behinderungen einschlief3lich Friherkennung
und Fruhintervention

- Gemeindenahe Gesundheitsleistungen

- Pravention

- Aufklarung und Einwilligung

- Schulung von Angehdérigen der Gesundheitsberufe

- Verbot der Diskriminierung in der Krankenversicherung und in der Lebensversicherung

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

Aus- und Weiterbildung der Angehérigen der Fachberufe im Gesundheitswesen

Auch im Gesundheitssektor gilt es, die Rechte behinderter Menschen umzusetzen und ihre
spezielle Perspektive zu beachten. Die Stellung und Rechte von Patientinnen und Patienten
und damit einhergehend das Eingehen auf individuelle Bedurfnisse ist in den letzten Jahren
bereits verstarkt in den Fokus geriickt. Dennoch wird insbesondere die Fortbildung des
Lehrpersonals in Zusammenarbeit mit den Berufsfachschulen und Ausbildungsinstituten zu
den Anforderungen an eine behindertengerechte Gesundheitsversorgung angestrebt. Dies
beinhaltet eine Anpassung der Ausbildungsinhalte in allen Gesundheitsberufen zur behinder-
tengerechten Gesundheitsversorgung. Dies gilt auch fur die Gesundheitsberufe, die die The-
rapie und Behandlung von Menschen mit Behinderungen schwerpunktméRig zum Gegens-
tand haben.

Zugang zu Berufsausbildung und Berufstétigkeit

Nach der derzeitigen Rechtslage bestehen fur behinderte Menschen Schwierigkeiten bzw.
Ausschlusskriterien fir die Zulassung zum Beruf der Arztin bzw. des Arztes. § 39 Abs. 1 S. 2
der Approbationsordnung fiir Arzte enthélt als Voraussetzung zur Erteilung der Approbation
die Vorgabe, eine arztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der hervorgeht, dass die Antrag-
stellerin bzw. der Antragsteller nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Austibung des Berufs
ungeeignet ist. Gesundheitliche Beeintrachtigungen stehen der Erteilung der Approbation
hierbei dann entgegen, wenn die insbesondere auf einer Krankheit, Behinderung oder Sucht
beruhenden gesundheitlichen Einschrankungen so gravierend sind, dass sie die kérperlichen
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und/oder geistigen Kréfte der Antragstellerin bzw. des Antragstellers nicht nur voriberge-
hend in einer Weise schmalern, dass diesem auf unabsehbare Zeit bzw. auf Dauer die Befa-
higung zu einer ordnungsgemafen Ausibung des arztlichen Berufs abgesprochen werden
muss.

Das Vorhandensein einer Behinderung kann deshalb zu einer kompletten Versagung der
Berufszulassung filhren, obgleich der arztliche Beruf in Teilbereichen durchaus ausgelibt
werden konnte. Die Mdglichkeit, die arztliche Approbation sowie die Erlaubniserteilung im
Bereich der Fachberufe im Gesundheitswesen mit individuellen Nebenbedingungen zu ver-
sehen, kdnnte eine Ausuibung dieser Berufe flir Menschen mit Behinderungen in Teilberei-
chen kinftig dennoch erméglichen. Der aufgezeigte Handlungsbedarf besteht gleichermal3en
fur die Ubrigen akademischen Heilberufe.

Die Behorde fiir Gesundheit und Verbraucherschutz méchte deshalb eine Initiative zur Ande-
rung der Approbationsordnungen sowie der Erlaubniserteilung im Bereich der Fachberufe im
Gesundheitswesen anstof3en. Damit soll ein weitgehender Zugang zu Ausbildungen und
Tatigkeiten in den Gesundheitsberufen sowie einer weitgehenden arztlichen Berufszulas-
sung durch lediglich individuell eingeschréankte Berufserlaubnisse ermdéglicht werden. Be-
rufsausbildende Schulen des Gesundheitswesens, die einer staatlichen Anerkennung der
Behorde fur Gesundheit und Verbraucherschutz bedirfen, werden zu einer méglichst barrie-
refreien Ausgestaltung der Curricula und des Schulalltags unter Wahrung der Ausbildungs-
regelungen verpflichtet.

Sexual- und Schwangerenberatung

Fur die Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen haben sich in den letz-
ten Jahren neue Anspriiche und Herausforderungen ergeben. Begriindet sind diese u.a. mit
sich verandernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen wie Arbeits- und Lebensverhalt-
nissen, Elternschaft und Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Vor diesem Hintergrund erteil-
te die Behdrde fir Gesundheit und Verbraucherschutz im Jahr 2009 den Auftrag zur Evalua-
tion des Beratungsangebotes der mit 6ffentlichen Mitteln in Hamburg geforderten Schwange-
renberatungsstellen. In dieser Evaluation sollte das Beratungsangebot tiefgreifend begutach-
tet und bewertet werden, sodass daraus abgeleitet ggf. eine verdnderte Schwerpunktsetzung
innerhalb des Beratungsangebotes erfolgen kann. In der Evaluation wurden das Angebots-
spektrum analysiert, Starken und Schwéachen herausgestellt und Handlungsempfehlungen
formuliert. Im Zentrum der Evaluation lag neben der Pluralitat des Angebots und der Ge-
wabhrleistung der Wohnortnahe auch die Ausrichtung der Beratung auf die Zielgruppe von
Menschen mit Behinderungen.

Fur Menschen mit Behinderungen bestehen im Rahmen der Gesundheitsférderung Verbes-
serungsmoglichkeiten des Zugangs zu kompetenter Beratung hinsichtlich Sexualaufklarung
und Familienplanung. Dies bezieht sich sowohl auf den Bereich der gynakologischen Ver-
sorgung fur Frauen als auch fur den gesamten Bereich der Sexualaufklarung fur alle Alters-

gruppen.

Hier konnen die Beratungsstellen einen wesentlichen Beitrag leisten, da sie bereits mit
Schlisselkategorien wie Teilhabe, Empowerment und Partizipation vertraut sind und Uber
erfolgreiche Zugéange zu sozial benachteiligten Menschen, zu denen Menschen mit Behinde-
rungen zum grofRen Teil gezahlt werden kénnen, verflgen.

Sie sollen deshalb bei der Umsetzung von Anforderungen der UN-Konvention im Zuge der
zuklnftigen Ausgestaltung der Beratungsstellen verstarkt einbezogen werden. Hierzu wer-
den die Fachberatung von Menschen mit Behinderungen / Lernschwachen und die Fortbil-
dung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren aus der Behindertenhilfe, aus Schulen und
Kindertagesstatten fir Menschen mit Behinderungen sowie aus Beratungsstellen und Arzt-
praxen zéhlen. Die Angebote sollen sich an Fachkréfte, Eltern und Menschen mit Behinde-
rungen gleichermalf3en richten.
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Der Ausbau der Angebote bezieht sich auf den Abbau unterschiedlichster ,Barrieren”. Dies
ist in raumlicher Hinsicht bereits geschehen, jedoch bestehen nicht in allen Beratungsstellen
ein leichter Zugang zu Beratung, eine fundierte Beratungskompetenz und entsprechende
Materialien. Hier ist das Ziel, einen einheitlichen Standard herbeizufihren, indem erprobte
und qualitativ hochwertige Materialen und Beratungskonzepte transparenter gestaltet und
allen Beratungsstellen zur Verfigung gestellt werden. Es wird dartiber hinaus eine starkere
Vernetzung zwischen Beratungsstellen und Einrichtungen der Behindertenhilfe sowie Arzt-
praxen eingefordert.

Daneben ist der Bereich Sexualpddagogik bei der Zielgruppe Menschen mit Behinderungen
von Bedeutung, wenn es um selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und die
eigene Sexualitdt geht. Vor allem hinsichtlich der Pravention von sexualisierter Gewalt und
Missbrauch in Betreuungszusammenhéngen sollen hier in den kommenden Jahren verstarkt
bereits erfolgreich erprobte Konzepte fortgesetzt werden.

Zur Erreichung dieser Ziele hat die Behérde fir Gesundheit und Verbraucherschutz bereits
Leistungsvereinbarungen mit den Schwangerenberatungsstellen geschlossen, wonach das
Angebot der Schwangerenberatung ab dem 01.01.2012 fir Menschen mit Behinderungen
auf die Unterstitzung in allen Fragen rund um Schwangerschaft und im Schwangerschafts-
konflikt abzielt. Diesbeziiglich konzipieren die Beratungsstellen entsprechende Angebote,
bauen Kooperation mit Einrichtungen anderer Hilfesysteme aus und dokumentieren die Ent-
wicklungen. Das Angebot soll sich dabei als ein Schritt in Richtung der uneingeschréankten
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an Sexualaufklarung und Familienplanung im
Sinne der UN-Konvention verstehen.

Suchtkranke Menschen mit Behinderung

Die Mdglichkeit der Inanspruchnahme des Suchthilfesystems durch suchtkranke bzw. sucht-
gefahrdete behinderte Menschen, die ihren Umgang mit Suchtmitteln abstinenzorientiert ver-
andern mochten, erfordert eine enge Zusammenarbeit und damit verbindliche Kooperationen
zwischen der ,klassischen Behindertenhilfe* und dem Hamburger Suchthilfesystem.

Hierbei setzt sich die Fachabteilung Drogen und Sucht dafur ein, dass regelhaft bei Umzi-
gen bisheriger- oder Neubauten von Suchtberatungsstellen / Suchthilfeeinrichtungen ein
barrierefreier Zugang gewabhrleistet ist. Ferner werden die Themen in den entsprechenden
Gremien des Fachrates und des Fachgremiums Eingliederungshilfe regelmaRig fokussiert.

Verbesserung der Informationslage beziglich der medizinischen Versorgung von Menschen
mit geistiger Behinderung

Zur medizinischen Versorgung von Menschen mit geistiger Behinderung gibt es einige The-
sen und Annahmen, aber wenig gesicherte Daten. Als erster Schritt soll die Datenlage ver-
bessert werden, um daraus spater entsprechende Handlungsempfehlungen ableiten zu kon-
nen. Die Verbesserung der Informationslage beinhaltet die Uberpriifung der Versorgungssi-
tuation durch konkrete Recherchen, Umfragen und Befragungen, die auch Institutionen, Bet-
reuerinnen und Betreuer sowie Angehdrige einschlieRen.

MafRnahmen im Bereich Gesundheitsférderung und Krankheitspravention

Im Bereich Gesundheitsférderung und Krankheitspravention wird eine Verbesserung der
Informationen durch Leichte Sprache zur Férderung der Gesundheitskompetenz im Internet-
auftritt der Behorde fir Gesundheit und Verbraucherschutz erfolgen. Ferner ist beabsichtigt,
Videos in Gebardensprache fir gehérlose bzw. hérbehinderte Menschen zur Verfligung zu
stellen sowie Texte im Internet auch fur sehbehinderte Menschen nutzbar zu machen.

Bei Umzlgen bisheriger Zuwendungsempfangerinnen und -empfanger oder von Neu-
Einrichtungen mit Beratungsangeboten zur Gesundheitsférderung und Préavention, die Infor-
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mationen und Beratungen bereithalten und sich an die Offentlichkeit wenden (z.B. KISS
(Kontakt- und Informations-Stellen fur Selbsthilfegruppen), AIDS-Hilfe, Krebsberatung), wird
auf die Einrichtung eines leichten Zugangs hingewirkt. Die bestehenden Beratungsstellen
werden bei entsprechenden MalRnahmen unterstitzt.

Bei Veranstaltungen wird mit den Einladungen der Bedarf an Gebardensprachdolmetsche-
rinnen und -dolmetschern oder Schriftmittlerinnen und -mittlern abgefragt und diese bei
Nachfrage zur Verfiigung gestellt.

Veranstaltungen zu unterschiedlichen gesundheitlichen Themen, die sich in erster Linie an
die Allgemeinbevolkerung (und nicht an die Fachoffentlichkeit) richten, werden
niedrigschwellig und soweit moglich auch in ,Leichter Sprache® angeboten.

Zentrale Ziele und Leitideen fiir das Handlungsfeld Gesundheit

e Schaffung eines uneingeschrankten Zugangs zu Berufsausbildung und Berufstatigkeit der
akademischen Berufe und der Fachberufe im Gesundheitswesen

e Verbesserung der Informationslage zu Gesundheitsthemen sowie der Aus- und Weiterbil-
dung der Angehdrigen der Fachberufe im Gesundheitswesen

e Verbesserung des Zugangs zu medizinischen Einrichtungen und Beratungsstellen

Maflnahmen zum Handlungsfeld Gesundheit ab Seite 90
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Frauen mit Behinderungen

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Frauen mit Behinderungen hat seine Grundlage in Art. 6 der UN-
Konvention. In Art. 6 wird erstmals in einem Menschenrechtsiibereinkommen die mehrfache
Diskriminierung von Frauen und Madchen mit Behinderungen ausdricklich anerkannt. Ne-
ben diesem eigenstandigen Frauenartikel wird in der UN-Konvention an verschiedenen wei-
teren Stellen ausdriicklich auf Frauen und Madchen bzw. auf geschlechtsspezifische Aspek-
te Bezug genommen (zweigleisiger Ansatz).

Im Einzelnen sind dies die Prdambel, Art. 3 (Allgemeine Grundséatze —Gleichberechtigung
von Mann und Frau), Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt
und Missbrauch), Art. 25 (Gesundheit), Art. 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer
Schutz) und Art. 34 (Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen). Unab-
hangig von diesen ausdricklichen Nennungen sind die Belange von Frauen und Madchen
mit Behinderungen im Sinne eines Gender Mainstreaming in allen Handlungsfeldern zu be-
achten.

Art. 6 verlangt vor dem Hintergrund der Anerkennung von Mehrfachdiskriminierung sowohl
AntidiskriminierungsmalRnahmen als auch spezifische Fordermalinahmen zugunsten von
Frauen und Madchen mit Behinderungen. Art. 6 ist als Querschnittsaufgabe bei der Umset-
zung aller Verpflichtungen aus der Konvention zugrunde zu legen.

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kinftige
Schwerpunkte

Frauen und Madchen mit Behinderungen sind haufig Mehrfachdiskriminierungen ausgesetzt.
Sie werden einerseits in ihrer Rolle als Frau, andererseits als Menschen mit Behinderungen
benachteiligt. Neben Regelungen auf Bundesebene im Sozialgesetzbuch IX und im Gesetz
zur Gleichstellung behinderter Menschen (BGG) hat auch der Gesetzgeber in Hamburg die-
sem Umstand Rechnung getragen. Das Hamburgische Gesetz zur Gleichstellung behinder-
ter Menschen (HmbGGbM) hat das Ziel, die Benachteiligung behinderter Menschen zu be-
seitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe behinderter Menschen am
Leben in der Gesellschaft zu gewahrleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensflhrung
zu ermdglichen (8 1). Die Belange von Frauen mit Behinderungen sind dabei in § 2 aus-
dricklich aufgeftihrt. Die Vorschrift verankert den Gedanken des Gender Mainstreaming so-
wohl unter dem Gesichtspunkt der Durchsetzung der Gleichberechtigung von Mannern und
Frauen als auch unter dem Aspekt, auch hier eine mogliche Benachteiligung in doppelter
Hinsicht zu vermeiden. § 2 gibt vor, dass bei der Durchsetzung der Gleichberechtigung von
Méannern und Frauen die besonderen Belange behinderter Frauen zu bericksichtigen sind.
Die Vorschrift stellt zudem klar, dass besondere MaRnahmen zur Forderung behinderter
Frauen zulassig sind.

Im Ubrigen enthalt 8 6 neben dem Benachteiligungsverbot fiir Trager offentlicher Gewalt die
Aufforderung, bei der Anwendung von Gesetzen zur tatsachlichen Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Mannern den besonderen Belangen von Frauen mit Behinde-
rungen Rechnung zu tragen.

Frauen mit Behinderungen erleben aufgrund ihres Geschlechts haufiger Benachteiligungen
und Gewalt und sind starker dem Risiko von Armut und sozialer Ausgrenzung ausgesetzt als
Frauen ohne Behinderungen, aber auch als Manner mit Behinderungen. Mit den Ergebnis-
sen der Studie ,Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Behinderung und Beein-
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trachtigung in Deutschland“ der Universitat Bielefeld liegen erstmals reprasentative Daten zu
Lebenssituation, Belastungen, Diskriminierungen und Gewalterfahrungen von Frauen mit
Behinderungen vor. Dabei wurden insgesamt 1.561 Frauen im Alter von 16 bis 65 Jahren
befragt, die in Haushalten und Einrichtungen leben und starke, dauerhafte Beeintrachtigun-
gen und Behinderungen haben. Sie zeigen das Ausmald von Gewalt im Leben von Frauen
mit Behinderungen auf.

Der Senat nimmt die Ergebnisse der Studie ernst und wird seine bisherige Politik der Pr&-
vention, Intervention und Unterstitzungsmaf3nahmen, die zu einem Abbau von Gewalt und
Diskriminierung gegentber Frauen mit Behinderungen beitragen, fortsetzen und ausbauen.
Die MaBBnahmen, die hierzu bisher im Landesaktionsplan Opferschutz geblindelt wurden,
werden weiterentwickelt und kinftig Bestandteil des noch zu entwickelnden Landesaktions-
plans Gewalt gegen Frauen sein. Dieser Aspekt soll zudem in den Vereinbarungen zwischen
der Sozialbehdrde und den Tragern von Einrichtungen im Bereich der Qualitatssicherung
aufgenommen werden.

Auch die Erfahrungen aus dem Praxisprojekt ,Frauenbeauftragte in Werkstatten fir Men-
schen mit Behinderungen und Wohneinrichtungen“, an dem sich drei Hamburger Werkstéat-
ten beteiligt haben, sollen ausgewertet werden und gepruft werden, inwieweit ein solches
Angebot in Werkstatten umgesetzt werden kann. Im Rahmen dieses Projekts wurden Frauen
mit Behinderungen und ihre Unterstitzerinnen zu Frauenbeauftragten geschult, die Kollegin-
nen in Werkstatten oder Mitbewohnerinnen in Wohnheimen zur Seite stehen und ihnen als
Ansprechpartnerin dienen, wenn diese Gewalt erlebt haben oder beflirchten.

Zentrale Ziele und Leitideen fiir das Handlungsfeld Frauen mit Behinderungen

e Sensibilisierung fir die Belange und die Lebenssituationen von Frauen mit Behinderun-
gen

e Verbesserung des Schutzes vor Gewalt flir Frauen mit Behinderungen

e Erhdhung der Beschaftigungszahlen von Frauen mit Behinderungen

MaRnahmen zum Handlungsfeld / Querschnittsthema Frauen mit Behinderungen ab
Seite 93
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Zugang zu Informationen

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Zugang zu Informationen hat seine Grundlage in Art. 21 und Art. 9 der
UN-Konvention. Die Regelungen wollen u.a. sicherstellen, dass behinderte Menschen Zu-
gang zu fir die Allgemeinheit bestimmten Informationen haben. Sie sehen weiter vor, die
Verwendung von Gebardensprachen anzuerkennen und zu férdern sowie im Umgang mit
Behdrden die Verwendung von Gebardensprachen, Brailleschrift und weiteren Kommunikati-
onsformen zu akzeptieren und zu erleichtern. Auch enthélt Art. 21 die Vorgabe, private An-
bieter, die auch durch das Internet Dienste fiir die Allgemeinheit anbieten, aufzufordern, die-
se in Formaten zur Verfigung zu stellen, die fir Menschen mit Behinderungen zuganglich
und nutzbar sind. Das gleiche gilt fiir die Massenmedien.

Das Handlungsfeld Zugang zu Informationen steht in sehr engem Zusammenhang mit dem
Grundsatz der Barrierefreiheit / Zuganglichkeit. Bei diesem Grundsatz handelt es sich nicht
um ein eigenes Handlungsfeld, sondern vielmehr um ein Prinzip, das bei allen anderen
Handlungsfeldern und Rechten der UN-Konvention zu beachten ist. Es geht dabei darum,
Barrieren und Zugangshindernisse aller Art, die behinderte Menschen an der Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben hindern kdnnen, zu identifizieren und abzubauen. Gemeint sind
dabei nicht nur Barrieren baulicher Art, sondern auch im Bereich Kommunikation und Infor-
mation sowie im Kontakt von Menschen untereinander (,Barrieren in den Kdpfen*). Der
Grundsatz der Barrierefreiheit ist bei den einzelnen Handlungsfeldern und Maflinahmen je-
weils berlcksichtigt worden.

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

Das Hamburgische Gesetzzur Gleichstellung behinderter Menschen (HmbGGbM) enthalt
Regelungen zur Barrierefreiheit im Bereich der Trager 6ffentlicher Gewalt. In diesem Gesetz
und in der Hamburgischen Kommunikationshilfenverordnung (HmbKHVO) ist das Recht ver-
ankert, in Verwaltungsverfahren die Gebardensprache, lautsprachbegleitende Gebarden
oder andere Kommunikationshilfen zu nutzen, wenn es um die Wahrnehmung eigener Rech-
te geht. Fur Verfahren im Bereich der Sozialleistungen gibt es entsprechende Regelungen im
SGB I, insbesondere auch bei &rztlichen Untersuchungen und Behandlungen.

Das Gebot der Barrierefreiheit umfasst auch die Gestaltung amtlicher Bescheide und Vor-
drucke. Blinde Menschen und Menschen mit Sehbehinderungen haben einen Anspruch dar-
auf, dass ihnen Dokumente in einer fur sie wahrnehmbaren Form (z.B. in Brailleschrift) zu-
ganglich gemacht werden, soweit dies fir die Wahrnehmung eigener Rechte im Verwal-
tungsverfahren notwendig ist. Entsprechende Regelungen sind in der Hamburgischen Ver-
ordnung uber barrierefreie Dokumente (HmbBDVO) enthalten.

Vorgaben fir die Gestaltung 6ffentlicher Internetauftritte gibt es in der Hamburgischen Ver-
ordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik (HmbBITVO).

Seit Inkrafttreten der HmbBITVO sind die bestehenden Angebote der Behdrden entspre-
chend gestaltet worden. Daneben werden im offentlichen Bereich Informationen in ,klassi-
scher* Form, d.h. in Form von Broschiren, Flyern, Informationsblattern veréffentlicht. Infor-
mationen zu Burgerservices sind auch im Internet ebenen- und behdrdenlbergreifend im
.Behdrdenfinder Hamburg“ und gleichlautend tber die zentrale Telefonnummer 115 zu erhal-
ten. Fur gehorlose Menschen gehdrt zu diesem Birgerservice das Gebardentelefon. Einige
Angebote enthalten spezielle Informationen fir Menschen mit Behinderungen wie z.B. das
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Portal ,Kultur fir Jedermann“’. Im Behérdenfinder Hamburg sind fur Kundenzentren und

einige Burgerdienststellen detaillierte Beschreibungen lber die Zuganglichkeit (abweichende
Eingange oder vorhandene Barrieren), Blindenleitstreifen, Horunterstitzungsanlagen und
Behinderten-WCs vorhanden (verlinkt), die zusammen mit dem HVV auch in der Fahrplan-
auskunft Verwendung finden.

Hierauf aufbauend ist beabsichtigt, kinftig fir gehdrlose Menschen auch die Avatartechnik
zu nutzen und Informationen entsprechend zur Verfigung zu stellen. Starker als bisher sol-
len Informationen auch in Leichter Sprache verfiigbar sein. Die oben genannten hamburgi-
schen Verordnungen sind evaluiert worden. Auf Basis dieser Auswertung und vor dem Hin-
tergrund der Anpassung der Bundes-BITVO an die technologischen Entwicklungen wird
auch die Hamburgische BITVO Uberprift und angepasst werden. Es wird zudem geprift, ob
auch fur die Kommunikationshilfenverordnung und die Verordnung utber barrierefreie Doku-
mente Anpassungsbedarf besteht.

Zum Thema Zugang zu Informationen gehért auch der Bereich der Medien. Hier hat es in
den vergangenen Jahren insbesondere beim Zugang zu Fernsehprogrammen einen Ausbau
der Angebote fir gehorlose, schwerhérige, blinde und sehbehinderte Menschen gegeben.

Die Barrierefreiheit im 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk ist fur blinde und sehbehinderte sowie
fur schwerhdrige und gehdrlose Menschen von besonderer Bedeutung, da ihnen Uber die
Programme des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks eine Teilhabe an den Informations-, Bil-
dungs- und Unterhaltungsangeboten ermdglicht wird, die als Grundversorgung angesehen
und durch Gebihren finanziert werden. Mit dem 15. Rundfunkédnderungsstaatsvertrag, der in
der FHH bereits am 01.03.2011 ratifiziert worden ist, soll das Finanzierungsmodell des 06f-
fentlich-rechtlichen Rundfunks reformiert werden. In einer Protokollerklarung aller Lander zu
diesem Staatsvertrag weisen die Lander darauf hin, dass finanziell leistungsfahige Men-
schen mit Behinderungen einen ermafiigten Betrag in Hohe von einem Drittel des Rundfunk-
beitrags zu entrichten haben, sofern sie nicht einen Befreiungsgrund geltend machen kén-
nen. Damit soll die Finanzierung barrierefreier Angebote erleichtert werden. Die Lander er-
warten, dass ARD, ZDF und Deutschlandradio hierzu ihren Dialog mit den betroffenen Ver-
banden mit dem Ziel intensivieren, ihr diesbeziigliches Angebot auszuweiten, und hiertber
regelmafig berichten.

Auch der NDR als gemeinsame Landesrundfunkanstalt der Lander Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein ist eine gemeinnltzige Anstalt des
offentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung. Es ist daher zu begrti3en, dass der
NDR sein Angebot von Programmen mit Untertitelung von 5% im Jahr 2005 auf 37% im Jahr
2011 erhoht hat. Bis Ende 2013 soll die Untertitelungsquote Uber 50% der Sendezeit des
NDR Fernsehens sowie alle Erstsendungen, die der NDR zum Ersten zuliefert, umfassen.
Auch die Quote der Sendungen und Beitrdge mit Audiodeskription fiir blinde und sehbehin-
derte Menschen soll zuklnftig gesteigert werden. Der NDR hat zwei Projekte in Gebarden-
sprache speziell fir Kinder und Jugendliche initiiert. So werden in der Online-Ausgabe des
Radiosenders N-JOY EXTRA unter www.n-joy.de/gebaerdensprache die Intention der Mu-
sikvideos mit Gebarden und in der Online-Ausgabe des Radiosenders NDR Info unter
www.ndr.de/kindernachrichten die Kindernachrichten in Gebardensprache wiedergegeben.
Darlber hinaus soll die Tagesschau um 20 Uhr, die PHOENIX mit Gebardensprachdolmet-
scher-Einblendungen sendet, zusatzlich in die Mediathek der ARD eingestellt werden. Auch
soll eine wochentliche Sendung in der ARD (z.B. ein politisches Magazin) von 2013 an mit
Gebéarden versehen und in den Mediatheken bereitgestellt werden. Zudem wird der NDR in
den kommenden Jahren die Mittel fur barrierefreie Angebote deutlich erhéhen.

Der o6ffentlich-rechtliche Rundfunk in der Bundesrepublik Deutschland wurde bewusst staats-
fern ausgestaltet. Deswegen verbietet sich jede Einflussnahme auf die Programmgestaltung

Portal Kultur fir Jedermann: http://www.hamburg.de/kultur-fuer-jedermann/
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in direkter oder indirekter Form durch die FHH oder die Gbrigen Staatsvertragslander des
Rundfunkstaatsvertrages.

Die verfassungsrechtlich garantierte Programmautonomie gilt in besonderem Mal3e fir die
privaten Rundfunkveranstalter. Deren Aufsicht wird von den Landesmedienanstalten, darun-
ter die Medienanstalt Hamburg / Schleswig-Holstein, wahrgenommen. Deren Direktorinnen
und Direktoren bzw. Prasidentinnen und Prasidenten und Gremienvorsitzende haben im
Rahmen ihrer Gesamtkonferenz am 23.11.2011 die privaten Rundfunkveranstalter aufgefor-
dert, ihre Programme so zu gestalten, dass auch Menschen mit Behinderungen sie nutzen
kénnen. Daneben haben die Lander in der zuvor erwahnten Protokollerklarung aller Lander
zum 15. Rundfunkanderungsstaatsvertrag die Erwartung geauRRert, dass auch die privaten
Veranstalter von bundesweit verbreitetem Rundfunk ihr barrierefreies Angebot verbessern.

Zentrale Ziele und Leitideen fiir das Handlungsfeld Zugang zu Informationen

e Mit verbessertem Zugang zu Informationen, insbesondere zu Beratungs- uns Servicean-
geboten, sollen Menschen mit Behinderungen darin bestarkt werden, ihr Selbstbestim-
mungsrecht und ihre eigenen Rechte besser wahrzunehmen

e Verbesserte Informationen tber vorhandene Barrieren in 6ffentlichen Einrichtungen sollen
die Zuganglichkeit erkennbarer machen

MafRnahmen zum Handlungsfeld Zugang zu Informationen ab Seite 94
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Bewusstseinsbildung

1. Beschreibung des Handlungsfelds

Das Handlungsfeld Bewusstseinsbildung hat seine Grundlage in Art. 8 der UN-Konvention.
Dort werden MalRnahmen beschrieben, die fir die Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft
von Bedeutung sind. Die Regelung geht davon aus, dass eine inklusive Gesellschaft nur
gelingen kann, wenn sich alle an diesem Prozess beteiligen. Es wird die Bereitschaft jedes
einzelnen vorausgesetzt, eigene Vorurteile und Sichtweisen zu Uberprifen, Begegnungen
mit vermeintlich anderen zuzulassen und dabei Respekt und Wertschatzung zu zeigen. Die
beschriebenen MalRhahmen sollen dies erleichtern. Art. 8 beinhaltet im Wesentlichen folgen-
de Auftrage:

- Scharfung des Bewusstseins fur Menschen mit Behinderungen und Forderung der
Achtung ihrer Rechte

- Bekadmpfung von Klischees, Vorurteilen und schadlichen Praktiken gegeniber Men-
schen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen

- Foérderung des Bewusstseins fur die Fahigkeiten und den Beitrag von Menschen mit
Behinderungen

Hierzu sollen u.a. Kampagnen zur Bewusstseinsbildung in der Offentlichkeit durchgefiihrt
werden. Die Medien sollen aufgefordert werden, Menschen mit Behinderungen in einer dem
Zweck der UN-Konvention entsprechenden Weise darzustellen. Schulungsprogramme zur
Scharfung des Bewusstseins fir behinderte Menschen und deren Rechte sollen gefdrdert
werden.

Wegen seiner zentralen Bedeutung ist das Thema Bewusstseinsbildung auch in anderen
Regelungen der UN-Konvention enthalten. So sieht Art. 13 vor, geeignete Schulungen fir die
im Justizwesen tatigen Personen, einschliel3lich des Personals von Polizei und Strafvollzug,
zu fordern. Art. 24 sieht die Schulung von Fachkraften im Bildungswesen vor, Art. 25 enthéalt
entsprechende Vorgaben flr Angehdrige der Gesundheitsberufe. Art. 26 beinhaltet die For-
derung der Aus- und Fortbildung fur Fachkrafte und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Habi-
litations- und Rehabilitationsdiensten.

Maflinahmen zur Bewusstseinsbildung sind deshalb auch in den anderen Handlungsfeldern
aufgefiihrt, nicht nur im Handlungsfeld Bewusstseinsbildung.

2. Rahmenbedingungen in Hamburg — Kurze Bestandsaufnahme, kiinftige
Schwerpunkte

Um die UN-Konvention mit ihren zentralen Leitideen bekannt zu machen und auf die Rechte
von Menschen mit Behinderungen aufmerksam zu machen, hat die Sozialbehérde im Juni
2010 eine Broschire herausgegeben. Darin sind neben dem Text der UN-Konvention auch
Erlauterungen zu folgenden Themen enthalten:

- Entstehungsgeschichte und Eingliederung in die deutsche Rechtsordnung;
- Aufbau und wesentliche Inhalte der Konvention;

- Vorstellung des Fakultativprotokolls;

- Menschenrechte aus der Perspektive Behinderter;

- Starkung der Menschenwdrde;
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- Verstandnis und Begriff von Behinderung;
- Leitgedanke der ,sozialen Inklusion®;

- Bericksichtigung der Belange behinderter Menschen in allen politischen Konzepten
und Programmen;

- Internationale Entwicklungszusammenarbeit;
- Rechtsfragen zur Einhaltung und Umsetzung der Konvention;
- Rahmenbedingungen und

- erste Schritte zur Umsetzung.

Die Broschiire steht als barrierefreies Dokument im Internet zur Verfiigung.®

Das Integrationsamt hat das Thema ,UN-Konvention und Arbeit und Beschaftigung“ in sein
Fortbildungsprogramm aufgenommen. Eine Mitarbeiterin der Sozialbehérde hat in den ,Kul-
turpolitischen Mitteilungen” einen Artikel zur Teilhabe behinderter Menschen am kulturellen
Leben veroffentlicht. Es gab zudem zahlreiche Vortrage, z.B. bei der Landesarbeitsgemein-
schaft Betreuungsgesetz, der Landesarbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII, dem Landes-
beirat zur Teilhabe behinderter Menschen, aber auch bei Tragern von Einrichtungen oder im
Rahmen der Ringvorlesung des Zentrums fiir Disability Studies (ZeDiS).

Die ehemalige Senatskoordinatorin fur die Gleichstellung behinderter Menschen hat unter
dem Titel ,Standpunkte” im Jahr 2009 und 2010 6ffentliche Diskussionsveranstaltungen zu
Themen der UN-Konvention (z.B. Barrierefreiheit, Bewusstseinsbildung, Arbeit und Beschaf-
tigung) durchgefuhrt. IThre Nachfolgerin hat 2011 in Zusammenarbeit mit der Landeszentrale
fur politische Bildung die Veranstaltungsreihe ,Schritte des Wandels fir Menschen mit Be-
hinderungen und ihre Angehdérigen” unterstutzt.

Die Behorde fur Schule und Berufsbildung stellt auf ihrer Website Informationen zum Thema
UN-Konvention und Inklusion zur Verfiilgung.® Dazu gehért auch das Online-Handbuch ,In-
klusion als Menschenrecht* mit vielen Materialien fir den Unterricht und die Praxis.

Die Behorde flr Arbeit, Soziales, Familie und Integration und die Behérde fir Schule und
Berufsbildung haben im Jahr 2011 an den Hamburger Schulen (Sekundarstufe 1) einen
Wettbewerb durchgefiihrt. Die Schilerinnen und Schiler waren aufgefordert, sich mit der
UN-Konvention auseinanderzusetzen und einen Vorschlag fur ein Motto und/oder ein Logo
fur den Landesaktionsplan zu entwickeln. Es sind tGber 120 Vorschlage eingegangen. Eine
siebenkopfige Jury hat die Vorschlage gesichtet. Bei einem Empfang im Rathaus hat der
Senator der Behorde fur Schule und Berufsbildung die teilnehmenden Schulen begruf3t und
die Anerkennung des Senats ausgesprochen. Die Jury hat die drei besten Vorschlage aus-
gezeichnet.

Hierauf aufbauend wird der Senat seine Aktivitadten zur Bewusstseinsbildung fortsetzen. Ne-
ben den vielen MaRnahmen zur Sensibilisierung und Fortbildung, die in den einzelnen Hand-
lungsfeldern beschrieben sind, soll im nachsten Jahr ein Schwerpunkt im Bereich der offent-
lichen Verwaltung liegen und eine Kampagne Uber die UN-Konvention, die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen und die Bedeutung von Inklusion entwickelt und durchgefiihrt wer-
den. Nach und nach sollen weitere gesellschaftliche Bereiche wie Kirchen, Gewerkschaften,
Vereine, Medien etc. starker einbezogen werden.

Begleitet werden die MalRBhahmen von einer Kampagne des Bundesministeriums fur Arbeit
und Soziales — ,Behindern ist heilbar“, die im Rahmen der Umsetzung des Nationalen Akti-

Barrierefreie Broschiire zur UN-Konvention: http://www.hamburg.de/veroeffentlichungen-behinderung/2518384/un-
konvention-behinderung-erlaeuterungen.html

Informationen zum Thema UN-Konvention und Inklusion: www.integration-inklusion.de
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onsplans durchgefuhrt wird. In den néchsten Jahren werden zu Schwerpunktthemen der UN-
Konvention wie Barrierefreiheit oder Arbeit und Beschaftigung u.a. flichendeckend Plakate
vertffentlicht, die dazu anregen sollen, Uber die eigene Haltung zum Thema Behinderung
nachzudenken.

Auch im Bereich der Medien wird die Situation von Menschen mit Behinderungen verstarkt
aufgegriffen. So erstellt z.B. der NDR regelmafig in Fernsehen und Horfunk sowie in den
Online-Ausgaben Sendungen, die speziell die Probleme von Menschen mit Behinderungen
thematisieren und auf deren besondere Situation und Bedurfnisse eingehen. Ein Schwer-
punkt im Jahr 2012 waren dabei die Paralympics, tber die im NDR-Fernsehen, im Radio und
Online ausfihrlich berichtet wurde. Das Thema der Inklusion wurde ebenfalls schwerpunkt-
mafig behandelt. So sendete das Hamburg Journal (Fernsehen) im Laufe des Jahres 2012
mehr als 20 Beitrdge und NDR 90,3 (Radio) mehr als 25 Beitrage hierzu. Das NDR-
Fernsehen zeigt zudem immer wieder Spielfiime, in denen Menschen mit Behinderungen
mitwirken.

Zentrale Ziele und Leitideen fiir das Handlungsfeld Bewusstseinsbildung

¢ In Hamburg sollen alle Bereiche der Zivilgesellschaft tiber die UN-Konvention und die
Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie tUbern den Auftrag der Inklusion infor-
miert sein und in ihren jeweiligen Strukturen anwenden

e Die Mallnahmen sollen dazu beitragen, dass Menschen sich aufgefordert fihlen, ihr Bild
und Verstandnis Uber Behinderung in unserer Gesellschaft zu tberdenken und die Fahig-
keiten von Menschen mit Behinderungen anzuerkennen

e Durch Begegnungen sollen gegenseitige Berihrungsangste abgebaut und die Wahrneh-
mung und Anerkennung von Vielfalt geférdert werden

Maflnahmen zum Handlungsfeld Bewusstseinshildung ab Seite 95
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Weitere Handlungsfelder

In diesem Landesaktionsplan gehoren die Themen aus Art. 12 (Gleiche Anerkennung vor
dem Recht) und Art. 14 (Freiheit und Sicherheit der Person) der UN-Konvention noch nicht
zu den Schwerpunktbereichen. Sie werden im Rahmen der Fortfiihrung und Fortschreibung
des Aktionsplans behandelt werden. Dennoch gibt es bereits zwei Projekte, die flr das Jahr
2012 vorgesehen sind. Sie werden deshalb an dieser Stelle etwas ausfihrlicher beschrieben
und im Katalog der MaRnahmen unter der Uberschrift \Weitere Handlungsfelder* aufgefiihrt.

Assistenz und Unterstitzung statt Stellvertretung (Art. 12 UN-Konvention):

Rechtliche Betreuung bedeutet zum einen, dass behinderte oder psychisch kranke Men-
schen Unterstitzung durch eine Betreuerin bzw. einen Betreuer erhalten; dies bedeutet im-
mer aber auch einen Eingriff in die Autonomie eines Menschen. Sowohl das Betreuungsrecht
wie auch die UN-Konvention betrachten die rechtliche Vertretung eines Menschen als ,ultima
ratio“. Bevor eine Betreuerin bzw. ein Betreuer bestellt wird, sind daher alle Mdglichkeiten zu
prifen, ob und wie durch andere unterstitzende und assistierende Hilfen die Bestellung ei-
ner Betreuerin bzw. eines Betreuers vermieden werden kann.

Vorrangige andere Hilfen in den betreuungsrechtlichen Verfahren zu prifen, ist Regelaufga-
be insbesondere der Betreuungsbehorde, die das Gericht bei der Sachverhaltsaufklarung
unterstitzt. Fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Betreuungsbehérde sind Standards
fur diese Tatigkeit entwickelt worden. In Zusammenarbeit mit der Hochschule fur Angewand-
te Wissenschaften Hamburg (HAW) wurden sozialdiagnostische Schulungen durchgefihrt.
Im Jahr 2012 soll eine Bestandsaufnahme erfolgen und der sozialdiagnostische Ansatz wei-
ter entwickelt und implementiert werden. Dieses Projekt wird von der HAW im Auftrag der
Behdrde fur Gesundheit und Verbraucherschutz durchgefiihrt. Es soll im Friihjahr 2013 ab-
geschlossen sein.

Weitgehende Vermeidung von freiheitsentziehenden MaRnahmen (Art. 14 UN-Konvention):

Freiheitsentziehende MalRnahmen (FEM) wie Fixierungen in der Pflege bedirfen der Zu-
stimmung einer rechtlichen Betreuerin bzw. eines rechtlichen Betreuers und einer gerichtli-
chen Genehmigung. Bevor es zu einer solchen Mal3Bhahme kommt, missen alle Alternativen
ausgeschopft werden. Alternativen zur Vermeidung freiheitsentziehender Mal3nhahmen sind
in der Pflege entwickelt worden, z.B. durch das Projekt Redufix (Reduzierung von Fixierun-
gen), die aber in der Breite noch nicht tUberall gegriffen haben. Der ,Werdenfelser Weg“ steht
fur ein Konzept, das im betreuungsrechtlichen Verfahren der Genehmigung von MafRnahmen
ansetzt und in verschiedenen Regionen dazu beigetragen hat, die Anzahl freiheitsentziehen-
der MalRnahmen drastisch zu reduzieren. Eine zentrale Rolle spielen in diesem Konzept die
Verfahrenspfleger, die Betroffene im Verfahren vertreten: Hier sollen speziell geschulte Pfle-
gefachkréafte dazu beitragen, dass in jedem Fall eine fachlich fundierte Erdrterung aller Alter-
nativen und Risiken von Freiheitsentziehenden MalRnahmen stattfindet.

Die Landesarbeitsgemeinschaft Betreuungsgesetz hat auf ihrer Sitzung am 30.11.2011 be-
schlossen, den ,Werdenfelser Weg" fir Hamburg zu prifen. Es wurde eine Arbeitsgruppe ins
Leben gerufen, in der u.a. Richterinnen und Richter, die 6rtliche Betreuungsbehérde, Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter eines Betreuungsvereins und Vertreterinnen und Vertreter der
Behorde fur Gesundheit und Verbraucherschutz mitwirken.

Das Konzept soll nach einem positiven Votum der Landesarbeitsgemeinschaft Betreuungs-
gesetz auch in Hamburg umgesetzt werden. Die Behdrde flr Gesundheit und Verbraucher-
schutz finanziert das Projekt mit einer Laufzeit von zwei Jahren. Das Projekt startete am 1.
August 2012. Der Betreuungsverein Leben mit Behinderung Hamburg hat den Auftrag erhal-
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ten, dieses Projekt in Hamburg umzusetzen und Pflegefachkrafte zu spezialisierten Verfah-
renspflegerinnen und -pflegern auszubilden. Gleichzeitig erhalten bereits tatige Verfahrens-
pflegerinnen und -pfleger die Mdglichkeit, sich zu pflegerischen Themen fortzubilden. Der
erste Fortbildungsblock beginnt im Dezember 2012. Naheres ist zu erfahren unter
www.werdenfelserweg-hamburg.de.

Malnahmen in weiteren Handlungsfeldern ab Seite 97
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Handlungsfeld Bildung

Fruhkindliche Bildung und Elementarbildung, Schule

Bezug: Art. 24, Art. 7, Art. 8, Art. 9 UN-Konvention

1.

Ziel: Inklusion wird in den Kindertageseinrichtungen als Qualitatsziel verankert

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Umsetzung der neuen Bildungsempfehlungen
mit Inklusion als zentrales Qualitatskriterium in
den padagogischen Alltag. Ziel ist eine vorur-
teilsbewusste Erziehung und Bildung und die
Vermeidung von Ausgrenzung und Stereotypen.

Behdrde flr Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Tréger und Verbénde

laufend

1.2

Kita-Plus-Programm: Um 24% verbesserte
Personalausstattung fir Kitas mit Gberdurch-
schnittlich hohen Anteilen von Kindern aus sozi-
al benachteiligten und aus Familien mit einem
Migrationshintergrund zur Starkung der padago-
gischen Arbeit. Ziel ist die Weiterentwicklung zu
Kita-Plus-Kitas, die sich in besondere Weise
durch die Umsetzung des Konzeptes einer in-
klusiven Bildung, eine fachlich qualifizierte
Sprachférderung und Elternarbeit sowie eine
gute Vernetzung im Sozialraum auszeichnet.

Behdrde fir Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Trager und Verbande

ab 01.01.2013

Ziel: Die Teilhabe von Krippenkindern mit (drohender) Behinderung in der Kin-

dertagesbetreuung wird gewahrleistet

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfuhrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

2.1

Kitas und Interdisziplinare Fruhférderstellen ko-
operieren bei der Fruhférderung von Kindern
unter drei Jahren, sodass die Frihférderung in
der Kita stattfinden kann.

Behdrde fur Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Trager und Verbande
Krankenkassen

Interdisziplinare Frih-
forderstellen

laufend

2.2

In besonders gelagerten Einzelfallen erhalten
Krippen auf Antrag eine zusatzliche Personal-
ausstattung in Form von Honorarmitteln, falls die
Teilhabe von Kindern mit Behinderungen unter
drei Jahren ansonsten nicht gewahrleistet wer-
den kann.

Behorde fur Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

laufend
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuihrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

2.3

Die Verhandlungen mit den Gesetzlichen Kran-
kenversicherungen zur Kostenbeteiligung am
bewéahrten System der Friahférderung in der
Kindertageseinrichtung werden mit dem Ziel
eines erfolgreichen Verhandlungsabschlusses
fortgesetzt. Ziel ist dabei die Beibehaltung der
Vorteile einheitlicher Antragswege und der ,Leis-
tung aus einer Hand".

Behdrde fur Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Gesetzliche Kranken-
versicherungen

Trager und Verbande

Landeselternaus-
schuss

2013

Ziel: Der Ubergang von der Kindertageseinrichtung in die Schule wird fir alle
Kinder inklusiv und verlasslich gestaltet, sodass die interdisziplinare Forder-

planung kontinuierlich weitergefiihrt wird

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

3.1

Bei Kindern mit einem besonderen Forderbedarf
findet im Rahmen des Vorstellungsverfahrens
der Viereinhalbjghrigen nach dem Hamburgi-
schen Schulgesetz grundsatzlich ein gemein-
sames Gesprach von Eltern, Kita und Schule
statt. In das Gesprach werden auf Wunsch der
Eltern sonderpaddagogische Fachkrafte der
Schule einbezogen. Inhalt des Gesprachs ist
insbesondere die Gestaltung des Ubergangs
von der Kita in die Schule.

Pravention und verbesserte Startbedingungen
gerade fur Kinder aus Armutslagen kdnnen zu
einem Teil das Entstehen von sonderpadagogi-
schem Forderbedarf verhindern. Dabei wird auf
eine spezielle Qualifizierung der padagogischen,
sozial- und sonderpédagogischen sowie thera-
peutischen Fachkrafte geachtet, damit zwischen
tatsachlicher Behinderung und Ausgrenzung
aufgrund von Migrationshintergrund unterschie-
den werden kann.

Behorde fur Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Behorde fir Schule
und Berufsbildung

Trager und Verbande

ab Schuljahr
2012/13

3.2

Die Kindertageseinrichtung erstellt in Abstim-
mung mit den Eltern drei Monate vor Austritt des
Kindes einen ausfiuhrlichen, standardisierten
interdisziplindren Abschlussbericht tGber Kom-
petenzen des Kindes, erreichte und nicht er-
reichte Forderziele sowie Empfehlungen fur die
weitere Forderung. Dieser Bericht soll der auf-
nehmenden Schule ausgehandigt werden.

Behdrde fur Arbeit,
Soziales, Familie
und Integration

Behorde fur Schule
und Berufsbildung

Trager und Verbande

seit 2011
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4. Ziel: Einheitliche Begutachtung aller Kinder in Hamburg

Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
4.1 | Fortsetzung des regelmafRigen Austauschs zwi- | Behdrde fur Arbeit, laufend
schen der Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie | Soziales, Familie
und Integration und Gutachterinnen und Gutach- | und Integration
tern zur Anwendung des Leitfadens zur Fest- Bezirke
stellung der (drohenden) Behinderung sowie
der Zuordnung zu Hilfebedarfsgruppen.
5. Ziel: Férderung von Gebardensprachkompetenz
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
5.1 | Insbesondere zur Unterstitzung von hérenden | Behdrde fur Schule | 2. Quartal
Kindern gehorloser Eltern (CODA-Kinder) Pru- | und Berufsbildung 2013
fung einer mdglichen Unterstiitzung bei der Fort- . . .
fuhrung des Projektes MOGIS (Gebarden- Beh_orde far A_rbelt,
sprachibungen in Schulen und Kindertagesein- Soziales, Familie
P 9 9 und Integration
richtungen).
Gehdrlosenverband
Hamburg e.V.
6. Ziel: Verstandliche und ubersichtliche Informationen der Behdrden
Ifd. | MaRBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
A5 Weitere Beteiligte it
6.1 | Erarbeitung eines Flyers zur Eingliederungshilfe | Behdrde fur Arbeit, 2013
in der Kindertagesbetreuung. Soziales, Familie
und Integration
6.2 | Uberarbeitung der Website Behorde fur Arbeit, 2013
www.hamburg.de/behinderte-kinder Soziales, Famllle
und Integration
7. Ziel: Fur alle Schilerinnen und Schiler mit sonderpaddagogischem Fdrderbe-
darf soll der Rechtsanspruch auf Bildung und Erziehung im System der allge-
meinen Schulen verwirklicht werden
Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
7.1 | Alle allgemeinen Schulen sind bereit, Schilerin- | Behorde fir Schule | ab Schuljahr
nen und Schiler mit sonderpadagogischem | und Berufsbildung 2012/13

Forderbedarf aufzunehmen und dabei die
Gleichrangigkeit der sonderpéddagogischen For-

Hamburger Institut fur
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Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte Umsetzung
derschwerpunkte zu wahren. Die Schulen arbei- | Berufliche Bildung
te_n darar_1, ein inklusives Schulleben zu rea_l'l- Landesinstitut fiir Leh-
sieren. Sie werden gebeten, dazu den Index fur :

) . ) ) rerbildung und Schul-
InkIu3|o__n, wie er von Hinz/Boban in der deut- entwicklung
schen Ubersetzung verdéffentlicht worden ist, als
methodisches Instrumentarium zu nutzen.

7.2 | Die Behorde fur Schule und Berufsbildung un- | Behorde fur Schule | ab Schuljahr
terstutzt die allgemeinen Schulen bei der Bil- | und Berufsbildung 2012/13
dunq und 'Er2|ehung _von 'Schulerlnn.c.an und Landesinstitut fiir Leh-

Schilern mit sonderpaddagogischem Forderbe- bilduna und Schul-
darf durch Bereitstellung von Handreichungen rerbraung
X . i X entwicklung
zur inklusiven Bildung, zum Nachteilsaus-
gleich sowie zu den Mdglichkeiten einer ange-
messenen Leistungsrickmeldung, und bauen
dabei auf bereits vorhandenen Veroffentlichun-
gen auf. Dabei wird darauf geachtet, dass
- Menschen mit Migrationshintergrund so-
wie Menschen mit Behinderungen ange-
messenen Zugang zu den Informationen
erhalten,
- Schulerinnen und Schuler unter Bertick-
sichtigung der jeweiligen Lebens- und
Lernsituationen inshesondere in Armutsla-
gen und sozialen Problemlagen unterstitzt
werden.

7.3 | Das Recht der Eltern auf Wahl der Schulform — | Behorde fur Schule | laufend
allgemeine Schule oder Sonderschule — wird | und Berufsbildung
konsequent beachtet. Dabei wird insbesondere
auf die Verwirklichung des Wahlrechts fiir Eltern
von Schilerinnen und Schilern mit intensivem
Assistenzbedarf geachtet. Fur diese Schiiler-
gruppe sollen die Angebote der allgemeinen
Schulen kontinuierlich ausgeweitet werden.

7.4 | Erstellung eines umfassenden Leitfadens zum | Behorde fur Schule | ab Schuljahr
Einsatz von Eingliederungshilfen wie z.B. | und Berufsbildung 2012/13

Integrationshelferinnen und -helfern, Gebarden-
dolmetscherinnen und -dolmetschern sowie zu
den Beférderungsrichtlinien. In diesem Zusam-
menhang wird auf eine Vereinheitlichung des
Verwaltungshandelns im Bereich der Eingliede-
rungshilfe hingewirkt und eine angemessene
Beratung der Angehdérigen sichergestellt.

Behorde fur Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration

Landesinstitut fur Leh-
rerbildung und Schul-
entwicklung

Leistungserbringer in
den Bezirken

Seite 54 von 104




Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
7.5 | Die Behorde fur Schule und Berufsbildung betei- | Behdrde fir Arbeit, ab 2012

ligt sich an dem unter Federfihrung der Behdrde | Soziales, Familie

fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration lau- | und Integration

fende_n _Programm .I_nltlatlv_e Inklusion _des Bun- Behdrde fiir Schule

desministeriums fur Arbeit und Soziales zur und Berufsbildun

Reintegration von lber 50jahrigen arbeitslosen g

Menschen mit Schwerbehinderung in Arbeits-

prozesse. Es wird versucht, diese Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer als zusétzliche Unter-

stitzungskréfte in inklusiv arbeitenden Schulen

einzusetzen.
7.6 | Es wird eine Ombudsstelle eingerichtet, um ein | Behdrde fiur Schule | ab 2013

unabhangiges Konfliktmanagement sicherzustel- | und Berufsbildung

len.™®
7.7 | Die Behorde fir Schule und Berufshildung setzt | Behdrde fur Schule | ab 2013

sich fur Partnerschaften zwischen allgemeinen | und Berufsbildung

und speziellen Schulen ein.

8. Ziel: Barrierefreies Bauen ist ein wichtiges Ziel der kommenden Jahre

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
8.1 | Die offentliche Hand intensiviert barrierefreies | Finanzbehdérde ab 2011

Bauen sowie die barrierefreie Umgestaltung | (Schulbau Hamburg)

von Schulstandorten a_uf der Grundlagg der Behdrde fiir Schule

Landesbauordnung sowie der Bedarfsermittlung und Berufsbildun

und erhoht die Investitionen in die Gebaudeum- g

gestaltung und -erweiterung

9. Ziel: Der inklusive Gedanke wird im Bildungsbereich durch Fortbildungen un-
terstiutzt

Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
9.1 | Inklusion ist regelmafiges Thema in allen schu- | Behdrde fur Schule | ab Schuljahr

lischen Gremien und in der gesamten Schul6f-
fentlichkeit. In Fortbildungen und Teambespre-
chungen wird die Thematik regelmaf3ig aufge-

und Berufsbildung

Landesinstitut fir Leh-
rerbildung und Schul-

2012/13

10

Siehe Drucksache 20/3641 Inklusive Bildung an Hamburgs Schulen: Eine ,Ombudsstelle Inklusion* soll Sorgeberechtigte

mit Kindern mit sonderpadagogischem Forderbedarf in moglicherweise auftretenden Konfliktfallen bei der Wahrnehmung ih-
rer Rechte unterstiitzen und eine kostenlose, neutrale und unabhéngige Hilfe in Bildungsfragen bieten. Die ,Ombudsstelle

Inklusion* wird von ehrenamtlich tétigen Personen betrieben, am Schulinformationszentrum (S1Z) angesiedelt und eng mit

dem dortigem Beratungsangebot vernetzt. Sie wird barrierefrei gestaltet und hat feste, 6ffentlich bekannt gegebene Sprech-
zeiten. Auf die Angebote der ,Ombudsstelle Inklusion“ wird durch geeignete Veréffentlichungen hingewiesen.
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Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
nommen. entwicklung

Ausbildungsstatten
des Hamburger Insti-
tut fur Berufliche Bil-
dung

Kammern

10. Ziel: Bildungs- und Beratungszentren unterstiitzen die allgemeinen Schulen in
der Gestaltung eines inklusiven Bildungsangebots

Ifd. MalRnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
10.1 | Die Regionalen Bildungs- und Beratungs- | Behdrde fur Schule | ab Schuljahr

zentren (ReBBZ) unterstutzen die allgemeinen | und Berufsbildung 2012/13

Schule_n, K_|ndert_a_m_ge_selnrlchtungen im Rahmen Landesinstitut fiir Leh-

der Viereinhalbjahrigen-Untersuchungen und .

X . . rerbildung und Schul-

beruflichen Schulen bei der Umsetzung einer .

) . ; entwicklung

inklusiven Bildung.

10.2 | Auf ausdricklichen Wunsch der Sorgeberech- | Behérde fur Schule | ab Schuljahr
tigten werden Kinder und Jugendliche mit Be- | und Berufsbildung 2012/13
hinderungen in dem Sonderschulteil der Bil-
dungs- und Beratungszentren beschult.

10.3 | Das Bildungszentrum Héren und Kommunikati- | Behérde fur Schule | laufend
on, das Bildungszentrum fiur Blinde und Seh- | und Berufsbildung
behinderte sowie das Bildungszentrum fir
Haus- und Krankenhausunterricht / Beratungs-
stelle Autismus stehen als Uberregionale Bil-
dungszentren zur Verfliigung.

10.4 | Alle Regionalen Bildungs- und Beratungszent- | Behérde fur Schule | laufend
ren sowie alle speziellen Sonderschulen und | und Berufsbildung
Bildungszentren beteiligen sich an der Entwick-
lung eines inklusiven Bildungswesens in
Hamburg.

11. Ziel: Der Ubergang ins Berufsleben wird fir Menschen mit Behinderungen er-
leichtert

Ifd. MalRnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte e

11.1 | Die Behorde fir Schule und Berufsbildung er- | Behdrde fur Schule | ab Schuljahr
greift gemeinsam mit weiteren Akteuren ver- | und Berufsbildung 2012/13

starkt MaRnahmen zur Verbesserung des

Ubergangs von der Schule in die berufliche

Hamburger Institut far
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Ifd. MalRnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
Bildung, sodass zunehmend mehr behinderte | Berufliche Bildung
e e e o ey | Ehdrde i Abeit
jung . . g Soziales, Familie und
Schulabschluss einen Ausbildungsplatz auf Intearation
dem allgemeinen Arbeitsmarkt finden. g
Agentur fur Arbeit
weitere Leistungserb-
ringer
11.2 | Die Behdrde fur Schule und Berufsbildung regt | Behérde fur Schule | ab Schuljahr
eine Diskussion (Uber notwendige Quali- | und Berufsbildung 2012/13
t{:lltsstandards und Unt'erstut_zungssysterr_\e Hamburger Institut fiir
fur junge Menschen mit Behinderungen im Berufliche Bildun
Rahmen der beruflichen Bildung und des Uber- 9
gangs von der Schule in den Beruf an. Hierbei | Behorde fur Arbeit,
werden spezielle Unterstiitzungsangebote fiir | Soziales, Familie und
junge Frauen mit Behinderungen besonders in | Integration
den Blick genommen. Agentur fiir Arbeit
weitere Leistungserb-
ringer
medizinische und
psychologische
Dienste etc.
12. Ziel: Die Moglichkeiten zur beruflichen Orientierung sowie der lebenslangen
Weiterbildung fur schwerbehinderte Menschen werden deutlich verbessert
Ifd. Maflnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
12.1 | Die Behorde fir Schule und Berufsbildung be- | Behérde fur Arbeit, ab 2012
teiligt sich am Modellprojekt Initiative Inklusi- | Soziales, Familie
on des Bundesministeriums fur Arbeit und So- | und Integration
Z|a_les unter Federfghrung der Behprde fur Ar- Beharde fiir Schule
beit, Soziales, Familie und Integration zur Ver- ;
S . .| und Berufsbildung
besserung der Berufsorientierung fir Jugendli-
che mit Schwerbehinderung.™ Hamburger Institut fur
Berufliche Bildung
Agentur fur Arbeit
weitere Leistungserb-
ringer
12.2 | Die Behorde fiir Schule und Berufsbildung | Behorde fur Schule | ab 2013

setzt sich fur eine Ausweitung der Erwachse-
nenbildung fir Menschen mit Behinderungen

und Berufsbildung

Hamburger Institut fur

11

Zur Beschreibung der Initiative Inklusion siehe Handlungsfeld Arbeit, Ziel 2 (Seite 66)
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Ifd. Maflnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte g
in der Zusammenarbeit des Amtes fur Weiter- | Berufliche Bildung
bildung und der Koordinationsrunde Erwach- : :
senenbildung Hamburg ein. Es wird verstarkt Weltere Leistungserb
N ST . . . ringer
Uberlegt, wie in diesem Bereich ein gemein-
sames Lernen initiiert werden kann. Dabei soll
geprift werden, ob der Auftrag des inklusiven
Lernens in der Zuwendungsgestaltung veran-
kert werden kann.

13. Ziel: Der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen in der ganzta-
gigen Bildung und Betreuung steigt kontinuierlich an

Ifd. Maflnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte e

13.1 | Die Angebote fur Kinder und Jugendliche mit | Behérde fur Schule | ab Schuljahr
Behinderungen in der ganztagigen Bildung | und Berufsbildung 2012/13
und Betreuung werden kontlnw_erllch auUSge- | popsrde fiir Arbeit,
baut. Hierbei werden aul3erschulische Koope- . o

) : Soziales, Familie und
rationspartner — insbesondere aus dem Kultur- Intearation
bereich — einbezogen. Auf die besonderen g
Bedirfnisse nicht horender Kinder und Ju-
gendlicher wird geachtet.

13.2 | Fur die 14- bis 18jahrigen Jugendlichen mit | Behérde fir Schule | ab Schuljahr
Behinderungen wird ein inklusives und be- | und Berufsbildung 2012/13
O o och nOSar | Behonde fr Abeit
getreugn san ebbte 9 Soziales, Familie und

gsang ' Integration
14. Ziel: Alle Sorgeberechtigten, insbesondere diejenigen mit Behinderungen und
Sorgeberechtigte von Kindern mit Behinderungen, erfahren Verstandnis, Wert-
schéatzung und konkrete Unterstitzung

Ifd. Maflnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der

N Weitere Beteiligte Umsetzung

14.1 | Die Frage von Zustandigkeiten der Leis- | Senatskoordinatorin | ab 2012
tungserbringer wird unter der Perspektive der | fur die Gleichstel-
Kundenfreundlichkeit geprift und vereinfacht. | lung behinderter
Insbesondere die Ressourcenbiindelung zwi- | Menschen
schen Eingliederungshilfe, Sozialhilfe und Ju- Behdrden
gendhilfe sowie die unterschiedlichen Zustan-
digkeiten in den betreffenden Ressorts werden | Personalamt
bearbeitet.

14.2 | Es finden gemeinsame Fortbildungen von | Landesinstitut fir ab 2012

Leistungserbringern der Jugendhilfe, Einglie-
derungshilfe, Gesetzlichen Krankenversiche-

Lehrerbildung und
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Ifd. Maflnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
rungen und weiteren Akteuren statt. Eine Aus- | Schulentwicklung
und Weiterbildung zur Sicherstellung hoher Behorden
qualitativer Arbeit der Schulbegleiter ist win-
schenswert. Personalamt
15. Ziel: Die regionalen Bildungskonferenzen koordinieren die inklusiven Bildungs-
angebote innerhalb eines Sozialraumes
Ifd. Maflnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
15.1 | Die regionalen Bildungskonferenzen ma- | Behorde fir Schule | laufend
chen Inklusion zu ihrem Thema. Vertretungen | und Berufsbildung
e macn. 971" B | geherae fr et
9 ’ Soziales, Familie und
Integration
Regionale Bildungs-
konferenzen / Be-
zirkséamter
16. Ziel: Inklusion wird in allen Lehramtsstudiengdngen und in der Lehrerfortbil-
dung als Ziel verankert
Ifd. Maflnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
16.1 | Die Thematik der inklusiven Bildung wird Be- | Hochschulen ab 2012
's&tl?g&tlgﬂndgraﬁugncula aller padagogischen Universitit Hamburg,
gsgange. Institut fir Behinder-
tenpadagogik
Landesinstitut fur Leh-
rerbildung und Schul-
entwicklung
Behorde fur Schule
und Berufsbildung
Bildungstrager
16.2 | Das Landesinstitut fur Lehrerbildung und | Landesinstitut fur ab 2012

Schulentwicklung legt eine Fortbildungsinitia-
tive zur inklusiven Bildung in allen allgemeinen
Schulen auf. Hierbei wird besonderer Wert auf
die Entwicklung einer inklusiven Grundhaltung
sowie auf die Beachtung der UN-
Kinderrechtskonvention gelegt.

Lehrerbildung und
Schulentwicklung

Behorde flr Schule
und Berufshildung
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Ifd. Maflnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
16.3 | Unterschiedliche Partner wie integrationserfah- | Landesinstitut fur ab 2012
rene Schulen, Stiftungen und staatliche Ein- | Lehrerbildung und
richtungen kooperieren bei der Fortbildungsini- | Schulentwicklung
tiative zur inklusiven Bildung. Universitit Hamburg,
Die Universitat Hamburg beteiligt sich insbe- | Institut fir Behinder-
sondere mit ihrem Wissen und ihren For- | tenp&dagogik
909 gen. und Berufshildung
Landeszentrale fur
politische Bildung
17. Ziel: Der Anteil der Lehrkrafte mit Behinderungen wird gesteigert
Ifd. MaRnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
17.1 | Die Anzahl der neu eingestellten behinderten | Landesinstitut fur ab 2012
Referendarinnen und Referendare wird kon- | Lehrerbildung und
tinuierlich erhdht. Ebenfalls geht das Bemuhen | Schulentwicklung
dahln,.d|e Anzahl der neu elnge_stellt_en Refe- Behorde fiir Schule
rendarinnen und Referendare mit Migrations- .
i L y und Berufsbildung
hintergrund kontinuierlich zu erhgéhen.
17.2 | Die einstellenden Behérden machen Werbung | Behérde fur Schule | ab Schuljahr
in den Gymnasien, Stadtteilschulen und Hoch- | und Berufsbildung 2012/13

schulen.

Behdrde fir Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration
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Handlungsfeld Bildung

Hochschulbildung / Tertiarbereich

Bezug: Art. 24, Art. 8, Art. 9, Art. 21, Art. 26, Art. 27 UN-Konvention

1. Ziel: Verbesserung der Ausbildungsbedingungen fir Studierende mit Behinde-
rung
Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
1,1 | Einfuhrung einer Hartequote fur den Zugang | Behdrde fur Wissen- 2013 - 2014
zu Master-Studiengéngen in Analogie zur Har- | schaft und Forschung
tequote fur Bachelor-Studiengange. Hochschulen
1.2 | Einrichtung eines Literatur- Hochschulen bis 2014
Umsetzungsdienstes fir nichtverdffentlichte
Studienunterlagen.
2. Ziel: Sensibilisierung der Mitglieder des Lehrkérpers fir die Probleme von Stu-
dierenden mit Behinderung
Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
2.1 | Einfahrung von Fortbildungsmanahmen — | Hochschulen ab 2013
Informationsschriften 0.A. (insbesondere fir
neu berufene Lehrkrafte).
3. Ziel: Verbesserung der Barrierefreiheit der Hochschulgebaude
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
3.1 | Erstellung eines Leitfadens fur die im Hoch- | Hochschulen 2013
schulbereich besonders wichtigen baulichen
Merkmale zur Gewéahrleistung der Zuganglich-
keit und Benutzbarkeit im Studienbetrieb.
3.2 | Konsequente Kontrolle der Anwendung der | Behdrde fir Wissen- ab 2012

gultigen Bestimmungen zu barrierefreiem Bau-
en im Rahmen der Abnahme von Bauleistun-
gen durch die Bauherren; ggf. Nachbesserun-
gen vor Zahlung einfordern.

schaft und Forschung
Bauherren

Hochschulen, ggf. Be-
horde fur Stadtentwick-
lung und Umwelt
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

(Hochschulbaudienst-
stelle)

3.3

Einfuhrung einer Pflicht zur vorherigen
schriftlichen Begrindung fur jede geplante
BaumafRnahme im Hochschulbereich, die von
den rechtlichen Vorgaben fir barrierefreies
Bauen abweicht.

Behorde fir Wissen-
schaft und Forschung

Architekten und Bau-
herren

ab 2012

3.4

Erstellung einer Ubersicht der noch vorhan-
denen baulichen Barrieren im bestehenden
Baubestand der Hamburger Hochschulen und
Erarbeitung eines Priorisierungsplans fur die
erforderlichen UmbaumafRnahmen.

Hochschulen

2013 - 2014

Ziel: Verbesserung der Ausbildung fir Berufe, die eine besondere Rolle bei der

Schaffung inklusiver Lebensrdume spielen

Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

4.1

Sicherung einer Ausbildung in Gebéarden-
sprache und -kultur fir Studierende mit
Schwerpunkt Sonderpadagogik / Hoérschadi-
gung (ggf. Anderung der Priifungsordnung).

Universitat Hamburg

2013

4.2

Prifung der Moglichkeit einer Verankerung von
,Disability Studies” in das Studienangebot
der Universitadt Hamburg im Rahmen des
Hochschulbudgets.

Universitat Hamburg

2013

4.3

Verankerung der Prinzipien des barrierefreien
Bauens im Architekturstudium (ggf. Ande-
rung der Prifungsordnung).

HafenCity Universitat
Hamburg

2013

4.4

Verankerung der Prinzipien des barrierefreien
Informationszugangs im Informatikstudium
(gof. Anderungen der Prifungsordnung).

Universitat Hamburg

ggf. Technische Uni-
versitat Hamburg-
Harburg

Hochschule fir Ange-
wandte Wissenschaften
Hamburg

2013

4.5

Uberpriufung weiterer Studiengéange darauf hin,
inwiefern eine Anpassung der Curricula zur
Sicherung der erforderlichen Kenntnisse fir
Berufstatigkeit in einer alter werdenden Ge-
sellschaft notwendig ist (ggf. Anpassung der
Prufungsordnungen).

Hochschulen

2013 - 2014
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5. Ziel: Fir Menschen mit Behinderungen soll der Zugang zu wissenschaftlichen

Karrieren erleichtert werden

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
5.1 | Einrichtung eines Kontingents an Promoti- | Universitat Hamburg ab 2013
onsstellen fur Menschen mit Behinderungen. Technische Universi-
tat Hamburg-Harburg
5.2 | Schaffung besonderer Regelungen fir die | Behdrde fir Wissen- 2014
bessere Beriicksichtigung der Belange behin- | schaft und Forschung
derter Menschen bei Einstellungsentschei- S
N : enat
dungen flr wissenschaftliches Personal.
Birgerschaft
6. Ziel: Verbesserung der Akzeptanz und Integration von Menschen mit Behinde-
rungen im Hochschulbereich
Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
6.1 | Erarbeitung eines MaRhahmenkatalogs im | Hochschulen ab 2013
Hochschulbereich insbesondere bezogen auf
Erkrankungen, die als stigmatisierend empfun-
den werden.
6.2 | Erarbeitung eines Berichts Uber die Umset- | Hochschulen 2012
zung des Beschlusses , Eine Hochschule fir
Alle* der Hochschulrektorenkonferenz.
6.3 | Prifung der Mdglichkeit, bei Bedarf Gebéarden- | Hochschulen ab 2013
sprachdolmetscher fur offentliche Veranstal-
tungen der Hochschulen (z.B. Kinderuniversi-
tat, Nacht des Wissens, Allgemeines Vorle-
sungswesen) bereitzustellen.
7. Ziel: Verbesserung der Erforschung und Erleichterung des Erlernens der Deut-
schen Gebéardensprache
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
7.1 | Erarbeitung eines Internet-Worterbuches | Akademie der Wis- 2009 - 2023

Deutsche Gebardensprache / Deutsch.

senschaften Hamburg

Universitat Hamburg:
Institut fur Deutsche
Gebéardensprache und
Kommunikation Gehor-
loser
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

(Akademieprogramm
Bund / Lander)

8. Ziel: Verbesserung der Infrastruktur flr Studierende mit Behinderungen

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
8.1 | Schaffung zusatzlicher Wohnpléatze fur Studie- | Studierendenwerk ab 2012
rende mit Behinderungen. Hamburg
8.2 | Kennzeichnung von Zusatzstoffen und Aller- | Studierendenwerk laufend
genen in den Mensen und Cafeterien. Hamburg
8.3 | Bereitstellung von Tablettwagen fiur Rollstuhl- | Studierendenwerk 2013

nutzerinnen und -nutzer in den Mensen und
Cafeterien.

Hamburg
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Handlungsfeld Arbeit und Beschaftigung

Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschéaftigung behinderter Menschen

Bezug: Art. 27, Art. 8, Art. 24, Art. 26 UN-Konvention

1. Ziel: Sensibilisierung der Unternehmen fir die Beschaftigung von Menschen
mit Behinderungen
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
1.1 | Betriebsbesuche zur Sensibilisierung von | Behorde fir Arbeit, laufend
Unternehmen in Kooperation mit dem Unter- | Soziales, Familie und
nehmensverband Nord. Integration
ZielgroRRe: jahrlich mind. 100 Betriebsbesuche | Trager
Unternehmensverband
Nord
1.2 | Vernetzung von Unternehmen und Fachleu- | Behorde fiir Arbeit, laufend
ten, Forum fur qualifizierten Erfahrung- | Soziales, Familie und
saustausch durch Runde Tische: Integration
- Betriebliches Eingliederungsmanage- | Européischer Sozial-
ment (BEM) und Beschéftigung schwer- | fonds
behinderter Menschen Trager
- I_Demographlscher_ Wandel und Beschéf- Unternehmensverband
tigung schwerbehinderter Menschen Nord
ZielgroRRe: jahrlich mind. 3 Runde Tische
1.3 | Beratung / Informationsveranstaltungen fur | Behdrde fur Arbeit, | laufend

Betriebs- und Personalrdte im Rahmen des
Projekts Handicap (Beratungsstelle fur betrieb-
liche Schwerbehindertenpolitik) in Kooperation
mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund Ham-
burg.

ZielgroRen: jahrlich mind. 100 betriebliche Be-
ratungen und 5 Veranstaltungen

Soziales, Familie und
Integration

Européischer  Sozial-
fonds
Deutscher Gewerk-

schaftsbund Hamburg
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
1.4 | Auszeichnung engagierter Unternehmen: Senatskoordinatorin laufend
- Integrationspreis fur Unternehmen mit Luerh?r'\%g[[(ae'rcasgﬁllung
besonderem Engagement fur den Erhalt schen
von Arbeitsplatzen / fur die Eingliede-
rung schwerbehinderter Menschen ins | Arbeitsgemeinschaft
Arbeitsleben. der Schwerbehinder-
o _ tenvertretungen der
ZielgrolRe: Auslobung des Preises alle 2 Jahre | yampurger Wirtschaft
- Pramierung Betriebliches Eingliede- | Behdrde fur Arbeit,
rungsmanagement. Soziales, Familie und
i . . Integration
ZielgroRRe: Auslobung des Preises alle 2-3 Jah-
re
2. Ziel: Verbesserung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
2.1 | Beteiligung an der Initiative Inklusion (Mal3- | Behorde fir Arbeit, 2012 - 2018

nahme im Nationalen Aktionsplan der Bundes-
regierung zur Verbesserung der Teilhabe
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsle-
ben):

- Berufsorientierung (Information / Bera-
tung schwerbehinderter Schilerinnen
und Schiler tber berufliche Mdglichkei-
ten, Unterstiitzung beim Ubergang Schu-
le-Beruf)

ZielgroRe: 497 beratene Schilerinnen und
Schiiler in 2012 und 2013

- Schaffung neuer Ausbildungsplatze fur
schwerbehinderte junge Menschen

ZielgrofRe: 30 bis 2013

- Neue Arbeitsplatze fur Uber 50jahrige
schwerbehinderte Menschen, insbeson-
dere fir Frauen und SGB II-
Empfangerinnen und -Empfanger*?

Zielgrol3e: 100 bis 2016

Soziales, Familie und
Integration

Behorde fir Schule und
Berufsbildung

Agentur fur Arbeit

Jobcenter
team.arbeit.hamburg

2 Die Behorde fiir Schule und Berufsbildung plant, sich hieran zu beteiligen. Siehe hierzu auch Handlungsfeld Bildung, Teil
Schulische Bildung, Ziele 7 (Seite 55) und 12 (Seite 58)
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
2.2 | Projekt Peer Support Behorde flur Arbeit, | ab 2012
Beratungsangebot zur Verbesserung der i?é'ilgﬁén':am'“e und
beruflichen Orientierung beim Ubergang 9
Schule — Beruf. Trager
Die Beratung erfolgt durch die eigene ,Peer
Group*: Diejenigen, die den Ubergang ge-
schafft haben, beraten die, die ihn noch vor
sich haben.
ZielgroRe: je 100 durch Peers beratene Schu-
lerinnen und Schiler in 2012 und 2013
2.3 | Jobcenter fiur schwerbehinderte Menschen | Behdrde flur Arbeit, | laufend

der gemeinsamen Einrichtung (SGB 1)

Bundesweit einziger zentraler Standort einer
gemeinsamen Einrichtung fir die Vermittlung
schwerbehinderter und gleichgestellter Men-
schen, die Arbeitslosengeld Il beziehen.

Zielgruppenibergreifende und

Angebote:

—spezifische

- Spezieller Arbeitgeberservice zur Ver-
mittlung von schwerbehinderten Men-
schen

TrainingsmalRnahmen:

- Bewerbungstraining / Stellensuche fir
horbehinderte und gehérlose Menschen

- Profiing und Standortbestimmung flr
psychisch behinderte Menschen

- Sprach- / Bewerbungs-EDV-Training fur
schwerbehinderte Migranten

- Unterstitzte Beschaftigung

- Arbeitsmarktcenter fir Menschen mit
psychischer Beeintrachtigung

- Arbeitsmarktcenter fir gehérlose Men-
schen

- Berufliche Orientierung
- Aktivierung / Profiling
- Bewerbungstraining

ZielgroRen: 170 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer in 2012; Erhéhung der Integrations-
guote (Integration in Erwerbstatigkeit) von
2011 auf 2012 um 2,0%

Soziales, Familie und
Integration

Agentur fur Arbeit

Jobcenter
team.arbeit.hamburg
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
2.4 | Fortsetzung des Programms Job4000 aus | Behdrde fir Arbeit, | 2010 — 2018
Landesmitteln Soziales, Familie und
Forderung der Beschéaftigung besonders be- Integration
troffener schwerbehinderter Menschen sowie
des Ubergangs aus den Werkstatten fir be-
hinderte Menschen auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt.
ZielgroRRe: insgesamt 30 Forderfalle
2.5 | Projekt PiCo (Personen individuelles Coa- | Behdrde fur Arbeit, 2009 — 2012
ching) fur Menschen mit psychischen Erkran- | Soziales, Familie und
kungen Integration
Unterstltzung bei der Arbeitsplatzsuche / Coa- | Europaischer Sozial-
ching fir schwerbehinderte / gleichgestellte | fonds / Landesmittel
Mensc_hen im A_rbeltslosengeld—lI—Bezug mit Jobcenter team.
psychischer Behinderung oder psychischer :
) N ) arbeit.hamburg
Belastung aufgrund einer Korper- oder Sin-
nesbehinderung.
Zielgrol3e: insgesamt mind. 130 Coachings
2.6 | Vermittlungsoffensive fur blinde und sehbehin- | Behdrde fiir Arbeit, | 2012 — 2013
derte Menschen im Rahmen des Projekts | Soziales, Familie und
KOSmos (Kompetenz Sehgeschadigter im Job | Integration
sichtbar) Europaischer  Sozial-
Diese Vermittlungsoffensive stellt sehgescha- | fonds / Landesmittel
digte Mensphen ins Zentrum von'Aktlonen ZUr | yopcenter
Bewusstseinshildung von Arbeitgebern. Im team.arbeit. hambur
Projekt werden nach dem Prinzip des Empo- ' ' 9
werment mit den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern Schulungen, Veranstaltungen und
Aufklarungskampagnen fir Arbeitgeber entwi-
ckelt mit dem Ziel, Vorbehalte und Vorurteile
abzubauen und Arbeitsplatze zu erschlieRen.
ZielgrofRen:
- mind. 60 Teilnehmerschulungen
- mind. 20 Integrationen in Erwerbstatig-
keit
- mind. 100 Beratungsgesprache mit Ar-
beitgebern
2.7 | Netzwerk Partizipation mehrfach Diskrimi- | Behdrde fur Arbeit, 2011 — 2013

nierter

Die Hamburger Netzwerkstelle fordert die be-
rufliche Integration von behinderten und chro-
nisch erkrankten Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Ferner strebt das Projekt die Einflih-
rung der Fachdisziplin ,Participation Research”

Soziales, Familie und
Integration

Europdischer Sozial-
fonds / Landesmittel

Universitat Hamburg
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung

an der Universitat Hamburg an, férdert die Ein-

stellung der Zielgruppe und regt Unternehmen

zur Umsetzung des Diversity Managements

an.

ZielgroRRe: 10 Integrationen in Erwerbstatigkeit
2.8 | ModellmaBnahme mit dem Arbeitstitel ,Mit | Behorde fir Arbeit, ab 2012

dem Hamburger Budget fur Arbeit aus der | Soziales, Familie und

Werkstatt fir behinderte Menschen in die ar- | Integration

beitsmarktliche Inklusion®.

ZielgroRe: 100 Beschéftigte aus Werkstatten

fur behinderte Menschen sollen mit Hilfe eines

Leistungsbindels in sozialversicherungspflich-

tige Arbeitsverhdltnisse vermittelt werden

(2012 und 2013)

3. Ziel: Forderung der Beschéaftigung von Menschen mit Behinderungen

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
3.1 | Ergénzung des Leitfadens fir die Vergabe von | Finanzbehdrde Im August

Lieferungen .und' Lelst'L_mg.en (auBgr ?aulelg,- Alle Behérden 2012 abge-

tungen) um ein eigenstandiges Kapitel Uber die schlossen

Berlicksichtigung von Belangen von Menschen | Senatsamter

mit Behinderungen in Vergabeverfahren (z.B. -

\ . ) Bezirke

Hinweise auf reduzierten Mehrwertsteuersatz

und Freihandige Vergaben fur Werkstatten fir

behinderte Menschen; Vorgaben, nach denen

Auftrdge ganz oder teilweise durch Einsatz von

Menschen mit Behinderungen zu erfillen sind;

Mdglichkeiten der Anrechnung von Auftragen

auf die Ausgleichsabgabe).

4. Ziel: Forderung / Erhalt der Beschéaftigungsfahigkeit durch berufliche Weiterbil-
dung, Rehabilitation und Pravention

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
4.1 | Schriftspracherwerb flir Gehdrlose mit Web | Behorde fir Arbeit, 2010 — 2012

2.0-Techniken

Verbesserung der Schriftsprachkompetenz
gehorloser und schwerhériger Menschen und
somit der Weiterbildungs- und Beschafti-

Soziales, Familie und
Integration

Européaischer Sozial-
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
gungsmoglichkeiten durch die Initiierung des | fonds / Landesmittel
Web-2.0-basierten Gebarder_lschrlft-Egll_tqrs Universitat Hamburg
zum Erstellen von Lehrmaterialien, Qualifizie-
rung, Netzwerkbildung.*® Jobcenter
ZielgroRe: mind. 57 Teilnehmerinnen und Teil- team.arbeit.hamburg
nehmer
4.2 | NetQ. Weiterbildungsnetzwerk und Bera- | Behorde fur Arbeit, 2010 — 2012
tungsstelle Soziales, Familie und
Psychisch instabile Menschen mit Schwerbe- Integration
hinderung erhalten in diesem Projekt Weiter- | Européischer Sozial-
bildungsangebote zur Stabilisierung am Ar- | fonds / Landesmittel
beitsplatz. Kleine und mittlere Unternehmen
werden zum Umgang mit psychisch instabilen
Menschen beraten.
ZielgroRe: Beschaftigungssicherung fir mind.
300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
4.3 | Projekt ZUKUNFT — EDV fur schwerbehin- | Behorde fur Arbeit, 2011 — 2012
derte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer | Soziales, Familie und
Schwerbehinderte Menschen werden betriebs- Integration
bezogen und zukunftsorientiert im Bereich | Europaischer Sozial-
EDV geschult. fonds / Landesmittel
ZielgroRe: mind. 160 Schulungen
4.4 | Unterstitzungsangebot fur Unternehmen bei | Behorde flr Arbeit, laufend
der Durchfuihrung des betrieblichen Einglie- | Soziales, Familie und
derungsmanagements (BEM) Integration
ZielgroRe: jahrlich 3 Runde Tische, 200 be- | Europaischer Sozial-
triebliche Beratungen, 5 Veranstaltungen fonds
Trager
Arbeit und Leben Ham-
burg DGB / VHS
5. Ziel: Forderung von Selbstbestimmung und Starkung des Wunsch- und Wahl-
rechts in Werkstéatten fir behinderte Menschen
Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
5.1 | Implementierung und Umsetzung des Modells | Behorde fir Arbeit, 2011 - 2013

Werkstattbudget: Das Leistungsspektrum zur
Teilhabe am Arbeitsleben in Werkstatten im
Rahmen der Eingliederungshilfe wird von einer

Soziales, Familie und
Integration

Werkstatten fur behin-

13

Gebardenschrift-Editor zum Erstellen von Lehrmaterialien, Qualifizierung, Netzwerkbildung: www.delegs.de
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
einrichtungsorientierten zu einer personenzent- | derte Menschen
rierten Leistung ausgerichtet. Es werden Leis-
tungsmodule zur Personlichkeitsférderung und
Qualifizierung definiert, die Menschen mit Be-
hinderungen unabhéangig vom Ort und Trager
der Leistungserbringung — auch in Form eines
Personlichen Budgets — in Anspruch nehmen
konnen.
ZielgrofRe: 1.400 Beratungen von behinderten
Menschen in Werkstatten fur behinderte Men-
schen, 70 Umstellungen auf die Leistungsform
des personlichen Budgets nach § 17 SGB IX
5.2 | Entwicklung von Maflinahmen zur Unterstit- | Behorde flr Arbeit, ab 2012
zung der Arbeit der Werkstattrate und der | Soziales, Familie und
Arbeit der Frauenbeauftragten der Werkstat- | Integration
ten fur behinderte Menschen. Werkstatten fiir behin-
derte Menschen
6. Ziel: Weiterentwicklung der Tagesforderstatten
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
6.1 | Eine gemeinsame Arbeitsgruppe entwickelt | Behdrde fiir Arbeit, 2012
Vorschlage zur qualitativen  Weiterent- | Soziales, Familie und
wicklung der Tagesforderstatten. Dazu ge- | Integration
hdéren unter a_nderem Grundlagen fur eine Leis- Arbeitsgemeinschaft
tungsbeschreibung, die sich an den Schwer- .
. . L der Freien Wonhlfahrts-
punkten Bildung und Beschéftigung, Aktivitaten flece Hambur
zur Teilhabe am Arbeitsleben und Angebote prieg g
nach dem Erwerbsalter orientiert.
Das Angebot der Tagesforderstatten soll
wohnortnah erbracht werden. Kooperations-
und Vernetzungsmoglichkeiten mit anderen
sozialen Dienstleistern / Betrieben sollen er-
schlossen und genutzt werden.
6.2 | Erste Elemente des neu strukturierten Leis- | Behorde fir Arbeit, 2013

tungsangebotes werden erprobt.

Soziales, Familie und
Integration

Arbeitsgemeinschaft
der Freien Wohlfahrts-
pflege Hamburg

Einrichtungstrager
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Handlungsfeld Arbeit und Beschaftigung

Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst

Bezug: Art. 27, Art. 5, Art. 8, Art. 9 UN-Konvention

1. Ziel: Férderung der Beschéaftigung

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung

Nr. Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

1.1 | Beibehaltung der Selbstverpflichtung des Se- | Personalamt
nats, statt der gesetzlich geforderten Beschaf-
tigungsquote von 5% eine Beschaftigungs-
guote von 6% einzuhalten.

alle Behorden

Prifung einer dauerhaften Erhéhung der Quo-
te.

Zur Vermeidung eines Rlckganges der Be-
schaftigung schwerbehinderter Menschen im
Dienst der FHH hat der Senat mit Beschluss
vom 31.07.2001 den Uberwiegenden Teil der
hamburgischen Amter und Behdérden (alle au-
Ber Behorde fur Inneres und Sport, Behorde
fir Schule und Berufsbildung und Behdrde fiir
Justiz und Gleichstellung) verpflichtet, auf
mind. 6% ihrer Arbeitsplatze schwerbehinderte
und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen
zu beschéftigen.

laufend

2015

1.2 | Beibehaltung des Programms zur Teilhabe | Personalamt
schwerbehinderter Menschen am Arbeits-
leben im hamburgischen 0&ffentlichen
Dienst.

alle Behorden

Prufung von MafBnahmen / Anreizsystemen,
die den Ubergang auf Budgetstellen erleichtern
sollen.

Beschaftigungsprogramm  fur besonders
schwerbehinderte Menschen auf der Grundla-
ge des 8 72 SGB IX. Im Rahmen dieses Pro-
grammes werden den Behorden und Amtern
fur die Beschaftigung dieses Personenkreises
Uiber das Personalamt finanzielle Mittel aul3er-
halb der normalen Budgetstellen zur Verfi-
gung gestellt.

laufend

2015

1.3 | Aktualisierung und laufende Anpassung der | Personalamt
Verwaltungsvorschrift ,Erlass zur Teilhabe
und Foérderung von schwerbehinderten Be-
schéaftigten und schwerbehinderten Bewerbe-

Gesamtvertrauensper-
son

3. Quartal
2012 (Aktuali-
sierung) / lau-
fend (Anpas-
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
rinnen und Bewerbern im hamburgischen of- sung)

fentlichen Dienst-Teilhabeerlass®, Leitfaden fur
die Rechtsanwendung und Rechtsauslegung
beziiglich der Beschéftigung von schwerbehin-
derten Menschen und schwerbehinderten Be-
werberinnen und Bewerbern.
1.4 | Erhaltung des Bewerbungsrechts fir externe | Personalamt 2011 - 2015
schwerbehinderte Menschen trotz SchlieBung
des internen Arbeitsmarktes (keine freien Stel-
len im Sinne des § 81 SGB IX).
1.5 | Jour-Fixe zwischen der Leiterin des Personal- | Personalamt laufend
amts und der Gesamtvertrauensperson der
FHH sowie Teilnahme der Arbeitgeberbeauf- Soensamtvertrauensper
tragten der FHH an den monatlich stattfinden-
den Vorstandssitzungen der Schwerbehinder-
tenvertretungen. Der Jour-Fixe dient dem Aus-
tausch Uber die aktuelle Beschaftigungssituati-
on und der Erorterung bzw. Klarung von Prob-
lemen bei der Beschaftigung von schwerbe-
hinderten Menschen sowie der gemeinsamen
Erarbeitung von Losungen.
2. Ziel: Bewusstseinsbildung zur Forderung der Beschéftigung
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
2.1 | Organisation und Begleitung der einwdchigen | Personalamt / Ge- laufend
Arbeitstagung der Schwerbehinderten- | samtvertrauensper-
vertretungen der FHH. son
Erarbeitung und Vermittlung grundsatzlicher | Zentrum fur Aus- und
Fragen und aktueller Entwicklungen des | Fortbildung
Schwerbehindertenrechts und angrenzender
Rechtsgebiete; Kosten tragt der Arbeitgeber /
Dienstherr FHH.
2.2 | Ermittlung, welche Fortbildungsbedarfe zu | Zentrum fir Aus-und | ab 2012

den Themen

- UN-Konvention und deren Leitgedanken
Inklusion und Vielfalt,

- unterschiedliche Beeintrachtigungen bei
behinderten Menschen und sich daraus
ergebende Anforderungen an die Arbeit
der Verwaltung sowie

- Fahigkeiten von Menschen mit Behinde-
rungen

bestehen und Angebot geeigneter Fortbil-

Fortbildung
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
dungsveranstaltungen.
2.3 | Informationsveranstaltungen zum Thema | Zentrum fir Aus-und | 2013
»UN-Konvention® fir Beschaftigte der FHH. Fortbildung
3. Ziel: Unterstiitzung bei der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim berufli-
chen Wiedereinstieg
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
3.1 | Weiterfiihrung des Projektes ,WilMa* (Uberbe- | Personalamt laufend (Eva-
hordliches Wiedereingliederungsmanagement, luation zum
derzeit befristet bis 2012). Besondere Bera- 31.12.2012;
tung und Vermittlung schwerbehinderter Be- Fortfiihrung,
schéaftigter und von Beschaftigten mit starken Art und Um-
gesundheitlichen Einschrankungen beziglich fang abhéangig
einer anderweitigen Verwendung durch eine vom Evaluati-
Mitarbeiterin des Personalamts. onsergebnis)
3.2 | Spezielle Beratung uber behindertengerechte | Personalamt laufend
Arbeitsplatzgestaltung und bei der Integration
schwerbehinderter Beschéftigter (§ 84 Abs. 2
SGBIX) durch den Arbeitsmedizinischen
Dienst.
3.3 | Unterstitzung der Dienststellen bei der Um- | Personalamt laufend
setzung des betrieblichen Eingliederungs-
managements (BEM) gem. § 84 SGB IX.
4. Ziel: Forderung der Ausbildung
Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
4.1 | Aktive Ansprache von schwerbehinderten | Zentrum fir Aus-und | laufend
Ausbildungsinteressierten beziglich der Aus- | Fortbildung
bildungsmdglichkeiten im hamburgischen 06f-
fentlichen Dienst auf Ausbildungsmessen und
Schulinformationsveranstaltungen sowie durch
Broschiren / Flyer.
5. Ziel: Forderung der Chancengleichheit, Gleichberechtigung und Beschéaftigung;
Vermeidung von Diskriminierung; Forderung der Ausbildung
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
Nr. Umsetzung

Weitere Beteiligte
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
5.1 | Berticksichtigung der individuellen Belange | Zentrum fur Aus- und | laufend

und ggf. der Besonderheiten bei bzw. von | Fortbildung

schwerbehinderten  Ausbildungsinteressierten

im Rahmen des schriftlichen und mundli-

chen Auswahlverfahrens und im Rahmen der

Berufsausbildung gem. § 9 Abs. 5 HmbLVO.

6. Ziel: Forderung der Chancengleichheit, Gleichberechtigung und Beschéaftigung;
Vermeidung von Diskriminierung

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
6.1 | Uberpriifung dienstrechtlicher Gesetze und | Personalamt 2012 — 2015

Verordnungen auf diskriminierende Inhalte /

Wirkungen und ggf. Anpassung unter Einbe-

ziehung aktueller Rechtsentwicklung (EU-

Recht, hochstrichterliche Rechtsprechung).

7. Ziel: Zugénglichkeit zu Informationen

Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
7.1 | Prifung der Anbindung einer Gebardenspra- | Personalamt 2013

chendolmetscherin bzw. eines Gebarden-
sprachdolmetschers auf Honorarbasis fir
offentliche Auftritte des Ersten Birgermeisters,
der Senatorinnen und Senatoren sowie der
Staatsratinnen und Staatsrate, der Senatsko-
ordinatorin fur die Gleichstellung behinderter
Menschen sowie flr Blrgerschaftssitzungen.

Senatskanzlei
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Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die
Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

Weiterentwicklung des Hilfesystems

Bezug: Art. 19 UN-Konvention

1. Ziel: Mehr Selbstbestimmung und Wahlmoglichkeiten durch Fortsetzung der
Ambulantisierung

Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
1.1 | Der bestehende Konsens Uber die Weiterent- | Behorde fiir Arbeit, laufend

wicklung der Eingliederungshilfe und die | Soziales, Familie und

Ambulantisierung soll zwischen den Interes- | Integration

senvertretungen behinderter Menschen, den .

Leistungsanbietern und ihren Verbanden sowie Vereinbarungspartner

dem Sozialleistungstrager erhalten und erneu- | Hamburger Landesar-

ert werden. beitsgemeinschatft fur

Die bisherigen MaRnahmen des ambulant be- behinderte Menschen

treuten Wohnens im Rahmen des Ambulanti- 2012 /2013

sierungsprogramms fiir Menschen mit geisti-
gen und mehrfachen Behinderungen werden
durch eine externe Evaluation Uberprift und
insbesondere aus Sicht der Nutzerinnen und
Nutzer ausgewertet.

Der Prozess der Ambulantisierung soll tber
das bisher gesetzte Ziel hinaus weiter ausge-
baut werden. Ambulant betreutes Wohnen hat
als unmittelbarer Ausdruck des Normalitats-
prinzips grundsatzlich Vorrang vor stationérer
Leistung.

Die Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie und
Integration setzt sich aktiv daftr ein, dass es
eine breite Auffacherung des Leistungsange-
botes fur das ambulant betreute Wohnen gibt.

Durch geeignete MalRnahmen der inhaltlichen
Auseinandersetzung, wie z.B. durch Fachver-
anstaltungen und andere Formen der Offent-
lichkeitsarbeit, soll weiter fir die Ziele des am-
bulant betreuten Wohnens und des Miteinan-
ders in den Quartieren geworben werden.

bis Ende 2016

Ende 2012

2013
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2. Ziel: Wahlfreiheit und ambulante Leistungen fir Menschen mit Bedarf an Ein-
gliederungshilfe und Pflege
Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte e
2.1 | Durch die Weiterentwicklung der Leistungs-, | Behérde fir Arbeit, Ende 2012
Qualitats- und Vergitungsvereinbarungen | Soziales, Familie und
nach 8§ 75 SGB XllI und durch Vereinbarungen | Integration
mit den Pflegeka_lssen §0II gewahrleistet wer- Pflegekassen
den, dass es keine Reibungsverluste an den
Schnittstellen zwischen Eingliederungshilfe- | Vereinbarungspartner
und Pflegeversicherungsleistungen gibt. Hamburger Landesar-
beitsgemeinschatft fir
behinderte Menschen
3. Ziel: Starkung der Rechte von Menschen mit Behinderungen als Nutzerinnen
und Nutzer von Wohn- und Betreuungsformen
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
3.1 | Umsetzung des Hamburgischen Wohn- und | Behdrde fur Gesund- | ab 2012
Betreuungsqualitatsgesetzes. heit und Verbrau-
cherschutz
Interessenvertretungen
von Menschen mit Be-
hinderungen
3.2 | Festschreibung der Barrierefreiheit im Rahmen | Behorde fir Gesund- | ab 2012
der Wohn- und Betreuungsbauverordnung | heit und Verbrau-
zum Hamburgischen Wohn- und Betreuungs- | cherschutz
qualititsgesetz. Interessenvertretungen
von Menschen mit Be-
hinderungen
3.3 | Schaffung von geeigneten Rahmenbedingun- | Behorde fiir Gesund- | ab 2012
gen fur ambulante Wohn- und Betreuungsfor- | heit und Verbrau-
men durch die Wohn- und Betreuungsper- | cherschutz
Cngemitwirkungeverordnung. | Interessenvertretungen
9 9 9. von Menschen mit Be-
hinderungen
4. Ziel: Personenzentrierte Hilfen entwickeln
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
Nr. Umsetzung

Weitere Beteiligte
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
4.1 | Die Leistungs- und Vergutungsstrukturen der | Behorde fir Arbeit, 2015
Eingliederungshilfe fir behinderte Menschen | Soziales, Familie und
sollen den Grundsatzen der personen- |Integration
zentrierten Hilfen in sozialrdumlicher Einbin- Vereinbarungspartner
dung entsprechen.
Hamburger Landesar-
beitsgemeinschaft fur
behinderte Menschen
4.2 | Auch der Standard der Qualitatssicherung ist | Behdrde fiir Arbeit, 2015
so weiterzuentwickeln, dass die tatsédchlichen | Soziales, Familie und
Ergebnisse und Wirkungen der geleisteten | Integration
Hilfen im _Mlttelpunkt stehen. Das Leistungsge- Vereinbarungspartner
schehen ist transparent zu gestalten, Informa-
tionen hiertber missen offentlich zugénglich | Landesarbeitsgemein-
sein. Die Leistungsprozesse befordern aktiv | schaft fir behinderte
die Mitwirkung der behinderten Menschen. Menschen
5. Ziel: Teilhabemdglichkeiten verbessern — Zugange zu gemeindenahen Unter-
stitzungsdiensten weiter ausbauen
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
5.1 | Die personellen und organisatorischen Vor- | Behdrde fir Arbeit, | 2012
aussetzungen fur die Durchfihrung und Fort- | Soziales, Familie und
schreibung von Gesamtplankonferenzen | Integration
werde_n beim Fachdienst Eingliederungshilfe Bezirke
abgesichert.
Personalamt
Finanzbehdrde
5.2 | Das Verfahren zur Feststellung des individuel- | Behdrde far Arbeit, | 2012
len Bedarfs wird weiter verbessert und ein ein- | Soziales, Familie und
heitliches Format fur alle Zielgruppen der Ein- | Integration
gliederungshilfe entwickelt. Zu diesem Zweck :
wird zunéchst ein Modellversuch fir eine indi- Vereinbarungspartner
viduelle Teilhabeplanung (ITP) durchgefuhrt | Hamburger Landesar-
beitsgemeinschaft fur
behinderte Menschen
6. Ziel: Den Sozialraum erschlieRen — Teilhabe im Quartier verbessern
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
6.1 | Die regionalen Stiutz- und Treffpunkte, die | Behérde flr Arbeit, 2012

im Rahmen der Ambulantisierung von den

Soziales, Familie und
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

Diensten der Behindertenhilfe aufgebaut wur-
den, sind weiterhin wichtige konzeptionelle
Bestandteile der Ambulantisierung. Mit dem
Ziel, eine bessere Einbindung dieser Stitz-
und Treffpunkte in die vorhandenen 6rtlichen
sozialen Infrastrukturen zu erreichen, wird die
Zusammenarbeit mit den Fachamtern fir Sozi-
alraummanagement der Bezirke verstarkt.

Die sozialen Angebote, die es dariiber hinaus
gibt, missen grundsétzlich allen Menschen der
Region offen stehen.

Integration
Vereinbarungspartner

Hamburger Landesar-
beitsgemeinschatft fir
behinderte Menschen

Fachamter fur Sozial-
raummanagement der
Bezirke

Ziel: Wohnraum fir Menschen mit Behinderungen schaffen und deren Chancen
auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt verbessern

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
7.1 | Es ist dafur Sorge zu tragen, dass Menschen | Behdrde fur Stadt- 2015
mit Behinderungen bei der Umsetzung des | entwicklung und Um-
,Bundnis’ fir das Wohnen in Hamburg" mit | welt
ihren Belangen beriicksichtigt werden. Finanzbehdrde
Behorde fur Arbeit, So-
ziales, Familie und In-
tegration
Behdrde fur Gesund-
heit und Verbraucher-
schutz
7.2 | Bei der Vergabe von Baugrundstiicken | Finanzbehdrde laufend
durch dl_e FHH |st_we|terh_|n die Koqzeptqualltat Behorden
auf soziale und integrative Kriterien der ge-
planten Projekte zu prifen und in die Ent- | Bezirke
scheidung einzubeziehen.
7.3 | Die Vergabe barrierefreier Wohnungen wird | Bezirke laufend

in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen. Da-
her ist die Erfillung dieser Aufgabe in geeigne-
ter Weise zu optimieren.
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Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die
Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung

Bezug: Art. 9, Art. 8, Art. 19, Art. 28 UN-Konvention

1.

Ziel: Weiterentwicklung des 6ffentlichen Baurechts (Hochbau)

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfiihrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Fortschreibung der Hamburgischen Bauord-
nung und Aktualisierung aufgrund verénderter
Rechtslagen:

Bei der letzten Anderung der Hamburgischen
Bauordnung (HBauO) vom 11.05.2010 wurde
der 8§52 ,Barrierefreies Bauen“ neu gefasst
und an die aktuelle Rechtslage angepasst.

Die hamburgischen Vorschriften (HBauO, Be-
VO) werden aufgrund der Einfuhrung der DIN
18040 als Technische Baubestimmung an die
entsprechenden Mustervorschriften (Muster-
bauordnung, Musterbeherbergungsstattenver-
ordnung) angepasst.

Behorde fir Stadt-
entwicklung und Um-
welt

Bezirke

laufend

1.2

Fortschreibung zugehdriger Leitlinien wie
Fachanweisungen, Globalrichtlinien und Bau-
prufdienste (z.B. Fachanweisung ,Notwendige
Stellplatze”, Bauprifdienst ,Barrierefreies Bau-
en”):

Sie stellen ein hamburgweit einheitliches Han-
deln sicher. Der Bauprufdienst ,Barrierefreies
Bauen“ wird laufend, zuletzt im Sommer 2010,
aktualisiert.

Die Fachanweisung ,Notwendige Stellplatze*
(Neufassung Juni 2011) enthalt verbindliche
Vorgaben hinsichtlich der Anzahl an notwendi-
gen Stellplatzen fir Menschen mit Behinde-
rungen, sodass Parkmdglichkeiten in ausrei-
chender Anzahl und in kurzen Entfernungen
zur Verfligung stehen.

Behotrde fur Stadt-
entwicklung und Um-
welt

weitere Behdrden

Bezirke

2010/ 2011,
wird fortgefihrt

1.3

Einfuhrung der DIN 18040-1 (Stand Oktober
2010) , Barrierefreies Bauen* — Teil 1 Offent-
lich zugangliche Gebaude als Technische
Baubestimmung:

Am 1. Juli 2012 erfolgte die Einfihrung in
Hamburg analog dem Einfihrungserlass der

Behorde fur Stadt-
entwicklung und Um-
welt

ARGEBAU

2012
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
ARGEBAU.
1.4 | Umsetzung und Uberwachung der Anforde- | Behorde fiir Stadt- laufend
rungen des Planungs- und Bauordnungs- | entwicklung und Um-
rechts: welt
Mit Hilfe des Computerprogramms BACom | Bezirke
(Behordliche Aufgaben mit Computerun-
terstiitzung), mit dem alle hamburgischen Bau-
priferinnen und -prifer Bauantrage bearbei-
ten, werden auch die Anforderungen zum bar-
rierefreien Bauen einheitlich umgesetzt. Die
Textbausteine des Programms werden laufend
an Gesetzesdnderungen und aktualisierte
Verwaltungsvorschriften angepasst.
1.5 | Durchfuhrung von Informationsveranstaltun- | Behdrde fur Stadt- ab 2012
gen fur Baupruferinnen und -prufer der Bezir- | entwicklung und Um-
ke: welt
Sobald die DIN 18040-1 als Technische Bau- | Bezirke
bestimmung in Hamburg eingefiihrt ist, ist eine
Informationsveranstaltung fur Baupriferinnen
und -prufer geplant.
2. Ziel: Verbesserung der Infrastruktur und Zugénglichkeit im 6ffentlichen Raum
Ifd. | MaRBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Sty
2.1 | Einfihrung der in Entwicklung befindlichen | Behdrde fur Stadt- Planung: Fer-
DIN-Norm fir den offentlichen Raum nach Fer- | entwicklung und tigstellung
tigstellung (DIN 18040-3 Barrierefreies Bauen | Umwelt Entwurf E DIN
— Planungsgrundlagen Offentlicher Verkehrs- 18040-3
und Freiraum). Sie erd _pramsbezogene bis November
Grundregeln umfassen, die eine Umsetzung 2012
des barrierefreien Verkehrs- und Freiraums
voranbringen, wie z.B. die Vorgabe von MalRen
oder Anforderungen an Oberflachen.
2.2 | Erganzung des Handlungsrahmens , Freiraum | Behorde fir Stadt- seit 2009
und Mobilitat fur altere Menschen® (2004) | entwicklung und
und Anpassung an aktuelle Entwicklungen: Umwelt
Im RISE-Gebiet Altona-Altstadt wurde von Untersuchung
2008-2011 mit einem Pilotvorhaben in Rahmen in 2011

des INTERREG IV Projektes DC NOISE zum
Thema ,Wegebeziehungen — Wegeverbindun-
gen — Erreichbarkeit* u.a. die Barrierefreiheit
und Alltagstauglichkeit von Grunflachen und
Wegeverbindungen untersucht. Die vorliegen-
den Ergebnisse ergédnzen den bisherigen
Handlungsrahmen ,Freiraum und Mobilitat fir
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Ifd. | MaRBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte S A
altere Menschen®.
Auf Basis der gewonnen Erkenntnisse sind
weitere MalRnahmen zum Abbau von Barrieren
in der Umsetzung begriffen, z.B. Anpassung 2012
von Wegebreiten oder Verbesserung der Auf-
enthaltsqualitaten.
ab 2012
2.3 | Kontinuierliche barrierefreie Ausgestaltung der | Behorde fir Stadt- laufend
offentlichen Parks und Grinanlagen unter | entwicklung und
Berlcksichtigung des unter 2.2 genannten | Umwelt
Handlungsrahmens ,Freiraum und Mobilitat". Behorde fiir Wirtschaft,
Verkehr und Innovation
Bezirke
Landschafts- u. Grin-
flachenplanung
2.4 | Barrierefreie Ausgestaltung von FreirAumen | Behdrde fur Stadt- laufend
und Grinflachen u.a. in Gebieten der Integ- | entwicklung und
rierten Stadtteilentwicklung: Umwelt
- Billstedt, Grunanlage Luisenhofstieg /
Schleemerbach
- Neuwiedenthal, Griinanlage Rehrstieg
- Steilshoop, Spiel- und Freizeitraum Ap-
pelhoffweiher
- Steilshoop, Wegeverbindung durch die
Kleingartenanlage Schmachthagen
- Barmbek-Nord, Spielplatz RungestralRe
sowie in
- Altona-Altstadt, Grinanlage Olbersweg
2.5 | Inklusive Sozialraumentwicklung im Rahmen | Behorde fir Stadt- laufend

der integrierten Stadtteilentwicklung durch:

- barrierefreie Ausgestaltung der 6ffentli-
chen Raume auf der Basis von inklusiven
Beteiligungsangeboten

- Vernetzung von sozialraumlichen Projek-
ten

- Einrichtung von Quartierszentren wie
z.B.

- Barmbek Basch, Barmbek-Sid
- Feuervogel, Harburg
- Haus am See, Wandsbek-Hohenhorst

- Bildungs- und Gemeinschaftszentrum

entwicklung und
Umwelt

Bezirke
weitere Behorden
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Ifd. | MaRBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
Neugraben
2.6 | Durchfihrung einer Informations- und Dis- | Behdorde fir Stadt- | 2013
kussionsveranstaltung zum Thema ,Barrie- | entwicklung und
refreies Hamburg” im Rahmen der Stadtwerk- | Umwelt
statt. Behorde fur Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration
Behorde fur Wirtschatft,
Verkehr und Innovation
2.7 | Kontinuierlicher Ausbau des Netzes von barrie- | Behdrde fir Stadt- laufend
refreien 6ffentlichen Toilettenanlagen. entwicklung und
Umwelt
Bezirke
2.8 | Optimierung von Informationen tber die Ver- | Finanzbehérde laufend
fugbarkeit von barrierefreien 6ffentlichen Toi- . .
letten im Behordenfinder Hamburg. private Tragerschaten
Behorde fur Stadtent-
wicklung und Umwelt
Bezirke
3. Ziel: Barrierefreier Ausbau in Foérdergebieten der Integrierten Stadtteilentwick-
lung
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
3.1 | In Hamburgs Stadtteilen bestehen zurzeit ca. | Behorde fir Stadt- 2011/ 2012
50 Fordergebiete, die — neben weiteren stad- | entwicklung und Um-
tebaulichen Zielen — bestmdoglich barrierefrei | welt
ausgestaltet werden. Als ein Beispiel sei hier Bezirke
genannt das Foérdergebiet Iserbrook / Am Bot-
terbarg / Schenefelder Holt. Die MaRnahme | Landesbetrieb Stral3en,
steht kurz vor dem Abschluss. Ziel ist die Er- | Brucken und Gewasser
hoéhung der Aufenthaltsqualitéat durch maglichst
barrierefreie Wegeverbindungen, die Optimie-
rung der Beleuchtung und die Schaffung zu-
satzlicher Sitzgelegenheiten.
4. Ziel: Soziale Wohnraumfdorderung — Bereitstellung von Fordermitteln zur Um-
setzung von baulichen Manahmen
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
Nr. Umsetzung

Weitere Beteiligte
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
4.1 | Die Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt | Behorde fur Stadt- laufend
bietet Uber die Hamburgische Wohnungsbau- | entwicklung und Um-
kreditanstalt (WK) Forderprogramme fur den | welt
Neubau von barrierefreien Mietwohnungen Hamburgische Woh-
fur einkommensschwache Haushalte an. Es nunasbaukreditanstalt
werden drei Ausstattungsstandards geférdert: 9
- weitgehend Barrierefrei
- vollstandig Barrierefrei nach DIN
- Rollstuhlbenutzer-Wohnungen nach DIN
Die Programme werden kontinuierlich evaluiert
und fortgeschrieben.

4.2 | Die Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt | Behorde fir Stadt- seit 2007
bietet Uber die WK Forderprogramme fir den | entwicklung und Um-
Barrierefreien Umbau von Mietwohnungen | welt
werden el Forderzatie in Anlehning an cie | Hamburaische won:

DIN 18040-2 verfolgt: nungsbaukreditanstalt
- Barrierefrei
- Rollstuhlbenutzer-Wohnungen
- Aufzugsanlagen
Neben der anlassbezogenen Wohnrauman-
passung (Alter, Krankheit) wird die Anpassung
ganzer Geb&ude im Zusammenhang mit um-
fassenden ModernisierungsmalRnahmen ge-
fordert.
Die Programme werden kontinuierlich evaluiert
und fortgeschrieben.

4.3 | Die Behdrde fir Stadtentwicklung und Umwelt | Behérde fur Stadt- laufend
bietet Uber die WK Forderprogramme fir den | entwicklung und Um-
Barrierefreien Neubau und Umbau von | welt
Ctmmier Einkommensarenzon an. Dabel wer. | Hamburgische won-

P nsgr : .| nungsbaukreditanstalt

den zwei Foérderzeile in Anlehnung an die
DIN 18040-2 verfolgt:

- Barrierefrei

- Rollstuhlbenutzer-Wohnungen (nur Neu-

bau)
Die Programme werden kontinuierlich evaluiert
und fortgeschrieben.
4.4 | Die Forderrichtlinie ,Besondere Wohnfor- | Behorde fur Stadt- seit 2009

men“ fordert den Neubau kleiner dezentraler
ambulanter Pflegeeinrichtungen.

Die Programme werden kontinuierlich evaluiert

entwicklung und Um-
welt

Hamburgische Woh-
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Umsetzung
und fortgeschrieben. nungsbaukreditanstalt
4.5 | Die Beratungs- und Forderangebote zum | Behorde fur Stadt- laufend
barrierefreien Wohnen werden durch Informa- | entwicklung und Um-
tionsveranstaltungen und Uber Internetauftritte | welt
kontinuierlich aktualisiert. Hamburgische Woh-
nungsbaukreditanstalt
5. Ziel: Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand
Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
5.1 | Die Beteiligten im 6ffentlichen Hochbau setzen | Behdrde fur Stadt- laufend
sich dafir ein, dass sowohl Neu- und Umbau- | entwicklung und Um-
ten, als auch die grof3e Anzahl der Bestands- | welt
bauten — langfristig — weitgehend barrierefrei | . .
werden. Vollstandige Barrierefreiheit ist in Be- Finanzbehorde
standsbauten aus bautechnischen Griinden | Behorde fur Wissen-
und auch aus Kostengriinden nicht immer rea- | schaft und Forschung
lisierbar. weitere Behorden in
Bauherrenfunktionen
5.2 | Im Bereich des 6ffentlichen Hochbaus ist Qua- | Behdrde fiir Stadt- laufend
litatskontrolle Bestandteil jedes Planungs- | entwicklung und Um-
und Bauprozesses. Vermehrt wird auf eine | welt
k_onseq_uente Umse?tzun_g der_Grundsatze _bar- alle am Bau Beteiligten
rierefreien Bauens im Sinne einer nachhaltigen
Baukultur geachtet.
5.3 | EinfUhrung des zurzeit vom Bundesministerium | Behdrde fur Stadt- 2013
fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erarbei- | entwicklung und Um-
teten Leitfadens zum Thema , Barrierefreies | welt
Bauen” zur Unterstlitzung aller am Bau Betei-
ligten im Bereich des offentlichen Hochbaus.
5.4 | Veroffentlichung von Baufachlichen Informa- | Behorde fir Stadt- ab 2012
tionen zu verschiedenen Themenbereichen, | entwicklung und Um-
die das ,Barrierefreie Bauen" tangieren. welt
5.5 | Im Zuwendungsbau kénnen die zugebilligten | Behdrde fiir Stadt- laufend
Mittel an die Erfullung der geforderten Leistun- | entwicklung und Um-
gen und Anforderungen gekoppelt werden. Um | welt
die Transparenz zu gewéabhrleisten, ist ein ver-
fahrensbegleitendes Controlling gewdlinscht. Zuwendungsstelien
Gleichzeitig wird die entsprechende notwendi-
ge Fortentwicklung der Regelungen zum Zu-
wendungsbau verfolgt.
5.6 | Ausrichtung der gebietsbezogenen Partizipa- | Behdrde fir Stadt- ab 2012
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Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte Umsetzung
tionsangebote der Integrierten Stadtteilent- | entwicklung und Um-
wicklung auf die Bedurfnisse von in den Gebie- | welt
ten ansassigen Menschen mit Behinderungen :

. : Bezirke
durch barrierefreie Ausgestaltung der Informa-
tions- und Beteiligungsangebote. Gebietsentwickler
6. Ziel: Aus- und Weiterbildung von am Bau Beteiligten zum Thema Barrierefrei-
heit

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der

NI Weitere Beteiligte Pl g

6.1 | Damit sich die technischen Nachwuchskréfte | Behorde fir Stadt- intensiviert seit
des offentlichen Dienstes mit den Belangen | entwicklung und Um- | 2011
behinderter Menschen und dem Barrierefreien | welt
Bauen intensiv auseinander setzen kdnnen,
werden diese Themen verstarkt bei der Aus-
und Weiterbildung bericksichtigt.

6.2 | Fachliche Unterstutzung von Aktivitaten der | Behorde fir Stadt- seit 2011
Architekten- und Ingenieurkammer zu Qualifi- | entwicklung und Um-
zierungsangeboten. Die bei der Behorde fir | welt
Stadtentwicklung und Umwelt angesiedelte
Zentrale Baufachliche Instanz fur den o6ffentli-
chen Hochbau setzt ihre Kompetenz auch auf
dem Sektor des barrierefreien Bauens bera-
tend und koordinierend ein, um im Dialog mit
den Hochbaudienststellen, den Bedarfstragern,
den Fachpartnern sowie der Offentlichkeit
fachliche Hilfestellung zu leisten und Lésungs-
konzepte zu optimieren.

7. Ziel: Sensibilisierung fur Barrierefreies Bauen (z.B. private Bauherren)

Ifd. | MaBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der

N Weitere Beteiligte Umsetzung

7.1 | Kontinuierliche Unterstiitzung und Sensibili- | Behdrde fir Stadt- laufend
sierung der am Bau Beteiligten (z.B. Planer | entwicklung und Um-
und Ausfuhrende) durch verschiedene Institu- | welt
e e aven ™" | Enanzbeherde (schu-

J 9 9 ' bau Hamburg)
Behorde fur Wissen-
schaft und Forschung
Kammern, Betriebe
7.2 | Bewusstseinsbhildung bei privaten | Behorde fur Stadt- laufend

Dienstleistern fur die Offentlichkeit (z.B. Apo-

entwicklung und Um-

Seite 86 von 104




Ifd. | MaBnahmen Federfuihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
theken, Arzte) im Hinblick auf Themen wie | welt
Zuganglichkeit, Toiletten, B&der im Zusam- Bezirke
menhang mit der Erteilung einer bauaufsichtli-
chen Genehmigung. am Bau Beteiligte
7.3 | Sensibilisierung von privaten Bauherren, Im- | Behdrde fiir Stadt- laufend

mobilienbesitzern und Tatigen in der Immobi-
lienbranche fir die unter MaRhahme 7.2 ange-
sprochenen Themen Ulber die Genehmigungs-
dienststellen von Bauvorhaben. Im Rahmen
von Vorbesprechungen zum Bauantrag weist
die Bauaufsichtsbehérde den Bauherren auf
den Bauprifdienst “Barrierefreies Bauen“ und
die DIN 18040 hin.

entwicklung und Um-
welt

Bezirke
Kammern

Verbraucherinstitutio-
nen

Maklerverbande
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Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die
Gemeinschaft, Wohnen und Bauen, Stadtentwicklung

Verkehr

Bezug: Art. 20, Art. 8, Art. 9, Art. 19 UN-Konvention

1. Ziel: Verbesserung der Zugéanglichkeit zu Transportmitteln (6ffentlicher Perso-
nennahverkehr)
Ifd. | MaBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
1.1 | Barrierefreie Ausgestaltung aller U- Behorde fur Wirtschaft, | bis 2020 Um-
Bahnhaltestellen. Verkehr und Innovation | setzung / Pla-
HVV ne_nsche Bear-
beitung
HOCHBAHN
1.2 | Stufenfreie Ausgestaltung der S- Behorde fur Wirtschaft, | bis 2016
Bahnhaltestellen zu 96%. Verkehr und Innovation
HVV
Deutsche Bahn Station &
Service AG
1.3 | Schulungs- und Trainingsprogramm zur | Behdrde fur Wirtschaft, | laufend
Nutzung des Offentlichen Personennahver- | Verkehr und Innovation
9. ales, Familie und Integ-
ration
Landesarbeitsgemein-
schaft fur behinderte
Menschen
HVV
1.4 | Regelmafige vom HVV organisierte Treffen | Behorde fur Wirtschaft, | laufend

im Rahmen der Arbeitsgruppe ,Barriere-
freier OPNV in Hamburg“ — zweimal im
Jahr — unter anderem zwischen der Lan-
desarbeitsgemeinschaft  fir  behinderte
Menschen und dem HVV zur Barrierefreiheit
von S-Bahnhaltestellen. Nach Bedarf weite-
re Treffen in kleineren Arbeitsgruppen.

Verkehr und Innovation

Behorde fur Arbeit, Sozi-
ales, Familie und Integ-
ration

HVV
Verkehrsunternehmen

Senatskoordinatorin fr
die Gleichstellung behin-
derter Menschen

Landes-Seniorenbeirat
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Ifd. | MaRBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte S A
1.5 | Fur Schifffahrten im HVV soll sichergestellt | Behérde fir Wirtschaft, | laufend
werden, dass den besonderen Belangen | Verkehr und Innovation
von mobilitats- und sehbehinderten Fahr-
- . HVV
gasten Rechnung getragen wird.
Verkehrsunternehmen
1.6 | Das Angebot ,Mobilitat fur alle* auf den In- | HVV laufend
ternetseiten des HVV mit umfassenden :
i . . e Bezirke
Informationen zur barrierefreien Mobilitat im
HVV und in Schleswig-Holstein wird weiter | Finanzbehorde
entwickelt und standig aktualisiert. Das An-
gebot wird mit den Inhalten des Behdrden-
finders Hamburg abgeglichen.
1.7 | Hamburgweiter und flachendeckender Ein- | Behérde flr Wirtschaft, | abgeschlossen
satz von barrierefrei gestalteten Bussen. | Verkehr und Innovation
Verkehrsunternehmen
HVV
1.8 | Anpassung von Bushaltestellen an die | Behorde fir Wirtschaft, | laufend im
Anforderungen der Barrierefreiheit Verkehr und Innovation | Rahmen von
HVV Grundinstand-
setzungen und
Landesbetrieb StralRen, bei Mafl3nah-
Briicken und Gewasser men der Bus-
Bezirke beschleuni-
gung
2. Ziel: Verbesserung der Infrastrukturentwicklung / StraBenplanung
Ifd. | MaBnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Sty
2.1 | Umsetzung und standige Weiterentwicklung | Behorde fir Wirtschaft, | Einfihrung Mai

der im Mai 2012 novellierten Planungshin-
weise fur StadtstralBen — PLAST 10 Bar-
rierefreie Verkehrsanlagen.

Verkehr und Innovation
HVV

Landesbetrieb Strafien,
Bricken und Gewasser

Bezirke

Senatskoordinatorin fr
die Gleichstellung behin-
derter Menschen

Landesarbeitsgemein-
schaft fur behinderte
Menschen

2012, laufend
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Ifd. | MaRBnahmen Federfuhrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte S A
2.2 | Blinde und sehbehinderte Menschen nutzen | Landesbetrieb StralRen, | laufend

i.d.R. nur ihnen bekannte Wege. Um die | Bricken und Gewasser

Mobllltat dieser Verkeh.rstelI_nehmerlnnen Behdrde fiir Inneres und

und -teilnehmer so gut wie maéglich zu un- Sport

terstiitzen und die zur Verfligung stehenden P

Mittel optimal zu nutzen, werden Zusatzein- | Landesarbeitsgemein-

richtungen an Lichtsignalanlagen nur | schaft fur behinderte

dort angebracht, wo sie erforderlich sind. | Menschen

Die Abstlmmung findet mit dem Blinden- | giioqen- und Sehbehin-

und Sehbehinderten Verein Hamburg und derten Verein Hamburg

im Einvernehmen mit der Stral3enverkehrs-

behdrde statt.
2.3 | Einrichtung eines standigen Ausschusses | Behorde fur Wirtschaft, | Start am

fur Verkehr und StralRenwesen unter Betei- | Verkehr und Innovation | 14.11.2011

Il')%l;?r? deorlteer Jggggﬁ:;bﬁgzggrenreg];fgglzofolﬂ Landesbetrieb Straf3en, dann laufend

Briicken und Gewasser (weitere Sit-

dinatorin fur die Gleichstellung behinderter
Menschen, in dem aktuelle Fragestellungen
behandelt werden.

Bezirke
Strallenverkehrsbehorde
Ingenieurbiuros

Senatskoordinatorin fir
die Gleichstellung behin-
derter Menschen

Landesarbeitsgemein-
schaft fir behinderte
Menschen

Landesseniorenbeirat

zungen nach
Bedarf, aber
mind. 2x im
Jahr vorgese-
hen)
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Handlungsfeld Gesundheit

Gesundheit

Bezug: Art. 25, Art. 8, Art. 9, Art. 26 UN-Konvention

1.

Ziel: Sensibilisierung der Angehdrigen der Fachberufe im Gesundheitswesen
im Hinblick auf Bedarfe behinderter Menschen

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfihrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Fortbildung des Lehrpersonals der
Berufsfachschulen und Ausbildungsin-
stitute zu den Anforderungen an eine
behindertengerechte  Gesundheitsver-
sorgung

Behdrde fir Gesundheit
und Verbraucherschutz

Behorde fur Schule und
Berufsbildung

jeweils zustandige Bundes-
und Landesministerien

Hochschulen

Ausbildungsinstitute und
Berufsfachschulen

Heilberufskammern

Aus- und Weiterbildungsin-
stitute

Berufsverbande

Anbieter von Gesundheits-
dienstleistungen (z.B.
Krankenhauser, Pflegehei-
me, Reha-Einrichtungen
etc.)

bis 2014

1.2

Anpassung der Ausbildungsinhalte in
allen Gesundheitsberufen zur behinder-
tengerechten Gesundheitsversorgung.

Behdrde fir Gesundheit
und Verbraucherschutz

Behorde fir Schule und
Berufshildung

jeweils zustandige Bundes-
und Landesministerien

Hochschulen

Ausbildungsinstitute und
Berufsfachschulen

Heilberufskammern

Aus- und Weiterbildungsin-
stitute

Berufsverbande

bis 2014
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

Anbieter von Gesundheits-
dienstleistungen (z.B.
Krankenhauser, Pflegehei-
me, Reha-Einrichtungen
etc.)

1.3

Verbesserung der Aus- und Fortbil-
dung auch in den Gesundheitsberufen,
die die Therapie und Behandlung von
Menschen mit Behinderungen schwer-
punktm&Rig zum Gegenstand haben.

Behorde fir Gesundheit
und Verbraucherschutz

Behorde fur Schule und
Berufshildung

jeweils zustandige Bundes-
und Landesministerien

Hochschulen

Ausbildungsinstitute und
Berufsfachschulen

Heilberufskammern

Aus- und Weiterbildungsin-
stitute

Berufsverbande

Anbieter von Gesundheits-
dienstleistungen (z.B.
Krankenhauser, Pflegehei-
me, Reha-Einrichtungen
etc.)

bis 2014

14

Verpflichtung berufsausbildender Schu-
len des Gesundheitswesens zur mog-
lichst barrierefreien Ausgestaltung der
Curricula und des Schulalltags.

Behdrde fir Gesundheit
und Verbraucherschutz

Behorde fur Schule und
Berufshildung

jeweils zustandige Bundes-
und Landesministerien

Hochschulen

Ausbildungsinstitute und
Berufsfachschulen

Heilberufskammern

Aus- und Weiterbildungsin-
stitute

Berufsverbande

Anbieter von Gesundheits-
dienstleistungen (z.B.
Krankenhauser, Pflegehei-
me, Reha-Einrichtungen
etc.)

bis 2014
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2. Ziel: Verbesserung des Zugangs zur Berufsaushildung fur behinderte Men-
schen
Ifd. Maflnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
2.1 | Initiative Hamburgs zur Aufhebung des | Behorde fir Gesund- | bis 2014
Prinzips der Bedingungsfeindlichkeit von | heit und Verbraucher-
Berufserlaubnissen als Voraussetzung | schutz
zum Berufszugang. Behorde fur Wissen-
schaft und Forschung
Behorde fur Schule und
Berufshildung
jeweils zustandige
Bundes- und Landes-
ministerien
Ausbildungsinstitute
und Berufsfachschulen
3. Ziel: Moglichkeit der Inanspruchnahme des Suchthilfesystems fir Menschen
mit Behinderung
Ifd. Maflnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
N Weitere Beteiligte Umsetzung
3.1 | Selbstverpflichtung der Fachabteilung Dro- | Behdrde fur Gesund- | ab 2012
gen und Sucht, regelhaft bei Umzlgen bis- | heit und Verbraucher-
heriger- oder Neubauten von Suchtbera- | schutz
gang 9 ) ziales, Familie und In-
tegration
4. Ziel: Zugang zu kompetenter Beratung hinsichtlich Sexualaufklarung und Fami-
lienplanung ausbauen
Ifd. | MaRBnahmen Federfiihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte Sty
4.1 | Ausbau der Angebote zur Sexua- | Behorde fur Gesundheit und | ab 2011

laufkl&arung und Familienplanung far
Menschen mit Behinderungen.

Verbraucherschutz

Beratungsstellen fiur Sexual-
aufklarung und Familienpla-
nung (Schwangerenbera-
tungsstellen)
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5. Ziel: Verbesserung der Informationslage bezilglich der medizinischen Versor-
gung von Menschen mit geistiger Behinderung

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfihrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

51

Recherchen, Umfragen und Befragungen,
die auch Institutionen, Betreuerinnen und
Betreuer sowie Angehdrige mit einschlie3en.

Behorde fir Gesund-
heit und Verbraucher-
schutz

Behdrde flir Arbeit, So-
ziales, Familie und In-
tegration

Senatskoordinatorin fur
die Gleichstellung be-
hinderter Menschen

bis 2014

Ziel: Verbesserung der Gesundheitsforderung und Krankheitspravention be-

hinderter Menschen

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfuhrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

6.1

Prifung auf mogliche Optimierung der In-
formationen im Internet zum Beispiel durch
Jleichte Sprache®, hérbare Texte und Videos
in Gebardensprache durch Tréger und Ein-
richntungen der Gesundheitsversorgung und
Pravention.

Behorde fir Gesund-
heit und Verbraucher-
schutz (fachliche Ko-
ordination)

Hamburgische Kran-
kenhausgesellschaft

Unabhéangige Patien-
tenberatung Deutsch-
land Beratungsstelle
Hamburg

Kassenarztliche Verei-
nigung Hamburg

Kassenzahnarztliche
Vereinigung Hamburg

Heilberufskammern
(insbesondere Patien-
tenberatungsstellen)

ab 2012

6.2

Schrittweise Schaffung von barrierefreien
Zugangen fur Menschen mit Behinderungen
bei Einrichtungen und Tragern der Gesund-
heitsversorgung und Prévention.

Behdrde fir Gesund-
heit und Verbraucher-
schutz (fachliche Ko-
ordination)

Hamburgische Kran-
kenhausgesellschaft

Unabhéangige Patien-
tenberatung Deutsch-
land Beratungsstelle

ab 2012
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Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfuhrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

Hamburg

Kassenarztliche Verei-
nigung Hamburg

Kassenzahnérztliche
Vereinigung Hamburg

Heilberufskammern
(insbesondere Patien-
tenberatungsstellen)
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Frauen mit Behinderungen

Bezug: Art. 6 UN-Konvention

1. Ziel: Verbesserung des Schutzes von Frauen mit Behinderungen vor Gewalt

Ifd. | MaBnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte St
1.1 | Erstellung eines Landesaktionsplanes | Behtrde fur Arbeit, 2013

,Gewalt gegen Frauen“, in den auch Maf3- | Soziales, Familie und

nahmen im Hinblick auf Frauen mit Behinde- | Integration

rungen einflieen werden.
1.2 | Bei der Weiterentwicklung der Leistungs-, | Behtrde fur Arbeit, ab 2013

Qualitats- und Verglutungsvereinbarungen
nach § 75 SGB XlI soll eine Verpflichtung der
Anbieter der Eingliederungshilfe zu Mal3nah-
men zum Schutz vor Gewalt vereinbart wer-
den. Zum Beispiel

- Schulung von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern

- Erstellung von Leitlinien oder anderen
Instrumenten zur Gewaltpravention

MaRnahmeplane bei Ubergriffen bzw. bei
Vorkommen von Gewalt

Soziales, Familie und
Integration

Vereinbarungspartner

Weitere MalRBhahmen, die das Querschnittsthema Frauen mit Behinderungen betreffen, auf
den Seiten:

Seite 57
Seite 66
Seite 91
Seite 95
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Zugang zu Informationen

Bezug: Art. 21, Art. 9 UN-Konvention

1.1 Ziel: Verbesserung des Zugangs zum Informationsangebot der FHH

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfihrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Uberarbeitung der Hamburgischen Barriere-
freien Informationstechnik-Verordnung
(HmbBITVO) aufgrund der Ergebnisse der
durchgefihrten Evaluation und der Neufas-
sung der entsprechenden Bundes-
Verordnung.

Finanzbehorde

2013

1.2

Prifung, ob bzw. welche Teile des Informati-
onsangebotes in Leichte Sprache Ubersetzt
werden. Verdffentlichung der entsprechenden
Texte in Leichter Sprache.

Alle Beh6rden

ab 2013

1.3

Ein Teil des Informationsangebotes der
Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und
Integration wird in leichter Sprache zur Verfi-
gung gestellt. Dies umfasst sowohl Teile des
Internetauftritts (einschlief3lich des Behdrden-
finders) als auch Veroffentlichungen in
Schriftform. Vorgesehen sind zunéchst die
Informationen (ber die Beftrderungspau-
schale sowie tUber ambulant betreutes Woh-
nen.

Behdrde flr Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration

2013

1.4

Verstarkte Koordination der Informationen
Uber die Zugénglichkeit von offentlichen Ein-
richtungen und des 6ffentlichen Raumes.

Senatskoordinatorin
far die Gleichstellung
behinderter Men-
schen

ab 2012

Zu weiteren MalRnahmen des NDR siehe Seite 44 und Seite 48
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Handlungsfeld / Querschnittsthema Bewusstseinsbildung

Bezug: Art. 8 UN-Konvention

1.

Ziel: Die Themen Behinderung und Inklusion erhalten bei den Beschaftigten in
der 6ffentlichen Verwaltung einen hohen Stellenwert

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfihrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Initierung und Durchfihrung einer Kam-
pagne, die sich an die Beschéftigten der FHH
wendet. Mithilfe von Informationsmaterialien,
Vorgaben der Personalverwaltung und Ein-
zelaktionen wird breit Gber die Ziele der UN-
Konvention informiert und das Bewusstsein
Uber Barrieren und alltdgliche Behinderungen
erhoht.

Behdrde fir Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration

Alle Behorden
Senatsamter
Bezirke

ab 2013

Ziel: Starkung von Behinderung und Inklusion als Querschnittsthema in der
Verwaltung und bei der politischen Willensbildung

Ifd.
Nr.

MalRnahmen

Federfihrung

Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

2.1

Initierung eines jahrlichen Austausches
zwischen Vertreterinnen und Vertretern der
Selbsthilfe von Menschen mit Behinderungen
einschliel3lich der Interessenvertretungen von
Frauen mit Behinderungen und den Staatsra-
ten der Fachbehorden / der Senatséamter. Der
Austausch dient zugleich der Begleitung der
Umsetzung des Aktionsplans.

Behdrde flir Arbeit,
Soziales, Familie und
Integration

alle Behorden

Senatskoordinatorin fur
die Gleichstellung be-
hinderter Menschen

Senatsamter

2013

2.2

Jede Behorde verflgt Gber zumindest eine
zum Thema Inklusion fortgebildete An-
sprechperson

Behorde fir Schule
und Berufsbildung

Alle Behérden

Personalamt

ab 2013

3. Ziel: Initiieren eines gesellschaftlichen Veranderungsprozesses, der die Akzep-
tanz der Inklusion erhéht und dazu beitragt, dass Menschen mit Behinderungen
uneingeschrankt am gesellschaftlichen Leben teilhaben kénnen

Ifd.
Nr.

MaRnahmen

Federfihrung
Weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung
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Ifd. | MaBnahmen Federfihrung Zeitrahmen der
NI Weitere Beteiligte g
3.1 | Einrichtung eines Inklusionsbiros, das rele- | Senatskoordinatorin 2012

vante gesellschaftliche Gruppen uber Inklusi-
on informiert, sie fir eine Bewusstseinsande-
rung sensibilisiert, neue Partner fur die Um-
setzung der UN-Konvention gewinnt und
Veranstaltungen organisiert.

far die Gleichstellung
behinderter Men-
schen

Behorde flr Arbeit, So-
ziales, Familie und In-
tegration

Landeszentrale fur Poli-
tische Bildung

Weitere MalBnahmen, die das Querschnittsthema
Seiten:

Seite 56
Seite 59
Seite 62ff.
Seite 73
Seite 80f.
Seite 84f.
Seite 88
Seite 90

Bewusstseinsbildung betreffen, auf den
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Weitere Handlungsfelder

Gleiche Anerkennung vor dem Recht / Freiheit und Sicherheit der Person

Bezug: Art. 12, Art. 14 UN-Konvention

1.

Ziel: Weitgehende Vermeidung von freiheitsentziehenden Mal3hahmen

Ifd.
Nr.

MaRnahme

Federfihrung

weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

11

Bildung einer Arbeitsgruppe, in der u.a. Richte-
rinnen und Richter, die ortliche Betreuungsbe-
hoérde, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines
Betreuungsvereins und Vertreterinnen und
Vertreter der Behorde fir Gesundheit und
Verbraucherschutz mitwirken. Die Gruppe hat
den Auftrag, fachlich fundierte Alternativen zu
und Risiken von freiheitsentziehenden Mal3-
nahmen unter Bericksichtigung des Projekts
» Werdenfelser Weg*“ zu prifen.

Behorde fur Ge-
sundheit und
Verbraucherschutz

Behdrde flr Justiz
und Gleichstellung

Betreuungsvereine

ab 2011

1.2

Ausschreibung und Vergabe des Projekts
-Werdenfelser Weg".

Behdrde fur Ge-
sundheit und
Verbraucherschutz

2012

1.3

Beginn des Projekts ,Werdenfelser Weg“ mit
Begleitung durch einen Beirat (zunachst auf 2
Jahre angeleqgt).

Behdrde fur Ge-
sundheit und
Verbraucherschutz

Trager: Leben mit
Behinderung Ham-
burg Elternverein e.V.

August 2012

Ziel: Vermehrte Assistenz und Unterstitzung statt Stellvertretung

Ifd.
Nr.

MalRnahme

Federfihrung

weitere Beteiligte

Zeitrahmen der
Umsetzung

2.1

Bestandsaufnahme und Weiterentwicklung des
sozialdiagnostischen Ansatzes der Stan-
dards in betreuungsrechtlichen Verfahren.

Behdrde fur Ge-
sundheit und
Verbraucherschutz

Hochschule fir An-
gewandte Wissen-
schaften Hamburg

Frahjahr 2013
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3. Ziel: Starkung des Selbstbestimmungsrechts

Ifd. | MaRnahme Federfuihrung Zeitrahmen der
Nr. Umsetzung
weitere Beteiligte

3.1 | Anderung des Hamburgischen Gesetzes tber | Behorde fir Ge- 2012
Hilfen und Schutzmafinahmen bei psychischen | sundheit und
Krankheiten — Umsetzung der Entscheidung | Verbraucherschutz
des Bundesverfassungsgerichts vom
23.03.2011 (Zwangsmedikation).
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Abkurzungsverzeichnis

Abklrzung

Abs.
AG
AGG

ARD

ARGEBAU
Art.
BACom
BAfoG
BEM
BeVvO

BGG

BIHA
bzw.

ca.
CODA

d.h.
DC NOISE

DGB
DIN

E DIN
e.V.
eBANnz
EDV
EU

FEM
f.

ff.
FGSV
FHH

ggf.

HAW
HBauO

HmbBDVO

Erklarung

Absatz
Aktiengesellschaft
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

Arbeitsgemeinschaft der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesre-
publik Deutschland

Arbeitsgemeinschaft der fur Stadtebau, Bau- und Wohnungswesen zustandigen
Minister und Senatoren (Bauministerkonferenz)

Artikel

Behordliche Aufgaben mit Computerunterstiitzung

Bundesgesetz tber individuelle Férderung der Ausbildung (Bundesausbildungs-
férderungsgesetz)

Betriebliches Eingliederungsmanagement

Verordnung Uber den Bau und Betrieb von Beherbergungsstétten (Beherber-
gungsstattenverordnung)

Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen (Behindertengleichstellungs-
gesetz)

Bildungs- und Integrationsfachdienst Hamburg
beziehungsweise

circa
Children of deaf adults (H6rende Kinder gehdrloser Eltern)

das heif3t

Eigenname (Projekt, um die Folgen des demografischen Wandels zu bewalti-
gen)

Deutscher Gewerkschaftsbund

Deutsche Industrienorm (Deutsches Institut fir Normung)

Entwurf einer Deutschen Industrienorm
eingetragener Verein

elektronischer Bundesanzeiger
Elektronische Datenverarbeitung
Europaische Union

Freiheitsentziehende MalRnahme

folgende

fortfolgende

Forschungsgesellschaft fur Straf3en- und Verkehrswesen
Freie und Hansestadt Hamburg

gegebenenfalls

Hochschule fir Angewandte Wissenschaften
Hamburgische Bauordnung

Verordnung zur barrierefreien Zuganglichmachung von Dokumenten fiir blinde
und sehbehinderte Menschen im Verwaltungsverfahren (Hamburgische Verord-
nung Uber barrierefreie Dokumente)
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Abkurzung

HmbBITVO

HmbGGbM
HmMbHG

HmbKHVO

HmbLVO
HmMbSG

HmbWBG

HOPES
HRG
HVV

HZG

i.d.R.
iDeas
IGBC

INTERREG IV
ITP

KibeG
KISS
Kita

LAG
Ifd.
lit.

mind.

NDR
NetQ.
Nr.

0.A.
OPNV

PLAST

Projekt KOS-
mos

Projekt MOGIS
Projekt PiCo
Projekt Redufix
Projekt WilMa

ReBBZ
REBUS
RISE

Erklarung

Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik fir behinderte
Menschen (Hamburgische Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung)

Hamburgisches Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen
Hamburgisches Hochschulgesetz

Verordnung zur Verwendung von Gebardensprache und anderen Kommunikati-
onshilfen im Verwaltungsverfahren (Hamburgische Kommunikationshilfenver-
ordnung)

Verordnung uber die Laufbahnen der hamburgischen Beamtinnen und Beamten
Hamburgisches Schulgesetz

Hamburgisches Gesetz zur Férderung der Wohn- und Betreuungsqualitat alte-
rer, behinderter und auf Betreuung angewiesener Menschen (Hamburgisches
Wohn- und Betreuungsqualitatsgesetz)

Hilfen und Orientierung fir psychisch erkrankte Studierende
Hochschulrahmengesetz
Hamburger Verkehrsverbund

Gesetz Uber die Zulassung zum Hochschulstudium in Hamburg (Hochschulzu-
lassungsgesetz)

in der Regel
Interessengemeinschaft der Deaf studentinnen
Interessengemeinschaft behinderter und chronisch kranker Studierender

Eigenname (Forderprogramm der Européischen Union zur Starkung des wirt-
schaftlichen, sozialen und rdumlichen Zusammenhalts in Europa)

Individuelle Teilhabeplanung

Hamburger Kinderbetreuungsgesetz
Kontakt- und Informationsstellen fiir Selbsthilfegruppen in Hamburg
Kindertagesstatte

Landesarbeitsgemeinschaft fiir behinderte Menschen
laufend
Buchstabe

mindestens

Norddeutscher Rundfunk
Netzwerk fir Qualifizierung im betrieblichen Alltag
Nummer

oder Ahnliche(s)
Offentlicher Personennahverkehr

Planungshinweise fiir StadtstralRen in Hamburg
Kompetenz Sehgeschéadigter im Job sichtbar

Modellversuch fur Gebéardensprachibungen in Schulen und Kindergarten
Personen individuelles Coaching

Reduzierung von Fixierungen

Wiedereingliederungsmanagement

Regionales Bildungs- und Beratungszentrum
Regionale Beratungs- und Unterstitzungsstelle
Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung
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Abkurzung
S.

SAGA GWG

SGB |
SGB I
SGB IX
SGBV
SGB VI
SGB Xl
SGB Xl
SIZ

STUGHS

u.a.
UN
UVNord

vgl.
VHS

WK

z.B.
z.T.
ZDF
ZeDiS

Erklarung

Satz

Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg — Gesellschaft fir Wohnen und Bauen
mbH

1. Buch Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil

2. Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fur Arbeitssuchende

9. Buch Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
5. Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung

8. Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jugendhilfe

11. Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung

12. Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe

Schulinformationszentrum

Servicestelle zur studienorganisatorischen Unterstiitzung gehorloser und hérge-
schéadigter Studierender an Hamburger Hochschulen

unter anderem
United Nations
Vereinigung der Unternehmensverbande in Hamburg und Schleswig-Holstein

vergleiche
Volkshochschule

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt

zum Beispiel

zum Teil

Zweites Deutsches Fernsehen
Zentrum fur Disability Studies

Seite 104 von 104



	Hamburger Landesaktionsplanzur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
	A. Allgemeiner Teil
	1. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Konvention)
	2. Der Hamburger Aktionsplan (Landesaktionsplan)
	2.1 Art und Funktion des Aktionsplans
	2.2 Aufbau des Aktionsplans
	2.3 Handlungsfelder des Aktionsplans
	2.4 Leitideen und Ziele
	2.5 Erarbeitung des Aktionsplans
	2.6 Umsetzung und Fortschreibung des Aktionsplans


	B. Beschreibung der Handlungsfelder
	Handlungsfeld Bildung
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte
	2.1 Frühkindliche Bildung und Elementarbildung
	2.2 Schulische Bildung
	Die Entwicklung der integrativen Beschulung in Hamburg seit Anfang der 1980er Jahre
	Die Gestaltung eines inklusiven Bildungsangebotes

	2.3 Hochschulbildung / Tertiärbereich
	Berücksichtigung einer Behinderung beim Zugang zur Hochschule
	Berücksichtigung einer Behinderung beim Studium und Prüfungen
	Beratungsangebote
	Lehre und Forschung
	Barrierefreiheit im Hochschulbereich
	Zahlenmaterial
	Frühkindliche Bildung und Elementarbildung / Schulbildung
	Hochschulbildung / Tertiärbereich



	Handlungsfeld Arbeit und Beschäftigung
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte
	2.1 Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschäftigung behinderter Menschen
	Beschäftigungssituation behinderter Menschen
	Bisherige Schwerpunkte
	Schwerpunkte der Weiterentwicklung der Landespolitik

	2.2 Beschäftigung im öffentlichen Dienst
	Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschäftigung behinderter Menschen
	Beschäftigung im öffentlichen Dienst



	Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte
	2.1 Weiterentwicklung des Hilfesystems
	Ambulantisierungsprogramm
	Wohnen in Verbindung mit Betreuung

	2.2 Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	Rechtlicher Rahmen – Barrierefrei Bauen
	Wohnen und Förderung
	Inklusive Sozialraumentwicklung: Infrastruktur und Zugänglichkeit im öffentlichen Raum
	Schulung und Bewusstseinsbildung

	2.3 Verkehr
	Rechtlicher Rahmen – Barrierefrei bauen im Öffentlichen Personennahverkehr und auf öffentlichen Wegeflächen
	Infrastruktur – Zugänglichkeit zum Öffentlichen Personennahverkehr / Bewegen im öffentlichen Straßenraum
	Schulung und Bewusstseinsbildung
	Weiterentwicklung des Hilfesystems
	Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	Verkehr



	Handlungsfeld Gesundheit
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte
	Aus- und Weiterbildung der Angehörigen der Fachberufe im Gesundheitswesen
	Zugang zu Berufsausbildung und Berufstätigkeit
	Sexual- und Schwangerenberatung
	Suchtkranke Menschen mit Behinderung
	Verbesserung der Informationslage bezüglich der medizinischen Versorgung von Menschen mit geistiger Behinderung
	Maßnahmen im Bereich Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention


	Handlungsfeld / Querschnittsthema Frauen mit Behinderungen
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte

	Handlungsfeld / Querschnittsthema Zugang zu Informationen
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte

	Handlungsfeld / Querschnittsthema Bewusstseinsbildung
	1. Beschreibung des Handlungsfelds
	2. Rahmenbedingungen in Hamburg – Kurze Bestandsaufnahme, künftige Schwerpunkte

	Weitere Handlungsfelder
	Assistenz und Unterstützung statt Stellvertretung (Art. 12 UN-Konvention):
	Weitgehende Vermeidung von freiheitsentziehenden Maßnahmen (Art. 14 UN-Konvention):


	C. Katalog der Maßnahmen
	Handlungsfeld Bildung
	Frühkindliche Bildung und Elementarbildung, Schule
	1. Ziel: Inklusion wird in den Kindertageseinrichtungen als Qualitätsziel verankert
	2. Ziel: Die Teilhabe von Krippenkindern mit (drohender) Behinderung in der Kindertagesbetreuung wird gewährleistet
	3. Ziel: Der Übergang von der Kindertageseinrichtung in die Schule wird für alle Kinder inklusiv und verlässlich gestaltet, sodass die interdisziplinäre Förderplanung kontinuierlich weitergeführt wird
	4. Ziel: Einheitliche Begutachtung aller Kinder in Hamburg
	5. Ziel: Förderung von Gebärdensprachkompetenz
	6. Ziel: Verständliche und übersichtliche Informationen der Behörden
	7. Ziel: Für alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf soll der Rechtsanspruch auf Bildung und Erziehung im System der allgemeinen Schulen verwirklicht werden
	8. Ziel: Barrierefreies Bauen ist ein wichtiges Ziel der kommenden Jahre
	9. Ziel: Der inklusive Gedanke wird im Bildungsbereich durch Fortbildungen unterstützt
	10. Ziel: Bildungs- und Beratungszentren unterstützen die allgemeinen Schulen in der Gestaltung eines inklusiven Bildungsangebots
	11. Ziel: Der Übergang ins Berufsleben wird für Menschen mit Behinderungen erleichtert
	12. Ziel: Die Möglichkeiten zur beruflichen Orientierung sowie der lebenslangen Weiterbildung für schwerbehinderte Menschen werden deutlich verbessert
	13. Ziel: Der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen in der ganztägigen Bildung und Betreuung steigt kontinuierlich an
	14. Ziel: Alle Sorgeberechtigten, insbesondere diejenigen mit Behinderungen und Sorgeberechtigte von Kindern mit Behinderungen, erfahren Verständnis, Wertschätzung und konkrete Unterstützung
	15. Ziel: Die regionalen Bildungskonferenzen koordinieren die inklusiven Bildungsangebote innerhalb eines Sozialraumes
	16. Ziel: Inklusion wird in allen Lehramtsstudiengängen und in der Lehrerfortbildung als Ziel verankert
	17. Ziel: Der Anteil der Lehrkräfte mit Behinderungen wird gesteigert


	Handlungsfeld Bildung
	Hochschulbildung / Tertiärbereich
	1. Ziel: Verbesserung der Ausbildungsbedingungen für Studierende mit Behinderung
	2. Ziel: Sensibilisierung der Mitglieder des Lehrkörpers für die Probleme von Studierenden mit Behinderung
	3. Ziel: Verbesserung der Barrierefreiheit der Hochschulgebäude
	4. Ziel: Verbesserung der Ausbildung für Berufe, die eine besondere Rolle bei der Schaffung inklusiver Lebensräume spielen
	5. Ziel: Für Menschen mit Behinderungen soll der Zugang zu wissenschaftlichen Karrieren erleichtert werden
	6. Ziel: Verbesserung der Akzeptanz und Integration von Menschen mit Behinderungen im Hochschulbereich
	7. Ziel: Verbesserung der Erforschung und Erleichterung des Erlernens der Deutschen Gebärdensprache
	8. Ziel: Verbesserung der Infrastruktur für Studierende mit Behinderungen


	Handlungsfeld Arbeit und Beschäftigung
	Privater Sektor sowie Einrichtungen zur Beschäftigung behinderter Menschen
	1. Ziel: Sensibilisierung der Unternehmen für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen
	2. Ziel: Verbesserung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
	3. Ziel: Förderung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen
	4. Ziel: Förderung / Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit durch berufliche Weiterbildung, Rehabilitation und Prävention
	5. Ziel: Förderung von Selbstbestimmung und Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts in Werkstätten für behinderte Menschen
	6. Ziel: Weiterentwicklung der Tagesförderstätten


	Handlungsfeld Arbeit und Beschäftigung
	Beschäftigung im öffentlichen Dienst
	1. Ziel: Förderung der Beschäftigung
	2. Ziel: Bewusstseinsbildung zur Förderung der Beschäftigung
	3. Ziel: Unterstützung bei der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg
	4. Ziel: Förderung der Ausbildung
	5. Ziel: Förderung der Chancengleichheit, Gleichberechtigung und Beschäftigung; Vermeidung von Diskriminierung; Förderung der Ausbildung
	6. Ziel: Förderung der Chancengleichheit, Gleichberechtigung und Beschäftigung; Vermeidung von Diskriminierung
	7. Ziel: Zugänglichkeit zu Informationen


	Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	Weiterentwicklung des Hilfesystems
	1. Ziel: Mehr Selbstbestimmung und Wahlmöglichkeiten durch Fortsetzung der Ambulantisierung
	2. Ziel: Wahlfreiheit und ambulante Leistungen für Menschen mit Bedarf an Eingliederungshilfe und Pflege
	3. Ziel: Stärkung der Rechte von Menschen mit Behinderungen als Nutzerinnen und Nutzer von Wohn- und Betreuungsformen
	4. Ziel: Personenzentrierte Hilfen entwickeln
	5. Ziel: Teilhabemöglichkeiten verbessern – Zugänge zu gemeindenahen Unterstützungsdiensten weiter ausbauen
	6. Ziel: Den Sozialraum erschließen – Teilhabe im Quartier verbessern
	7. Ziel: Wohnraum für Menschen mit Behinderungen schaffen und deren Chancen auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt verbessern


	Handlungsfeld Selbstbestimmt leben und einbezogen sein in die Gemeinschaft, Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	Bauen und Wohnen, Stadtentwicklung
	1. Ziel: Weiterentwicklung des öffentlichen Baurechts (Hochbau)
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	3. Ziel: Möglichkeit der Inanspruchnahme des Suchthilfesystems für Menschen mit Behinderung
	4. Ziel: Zugang zu kompetenter Beratung hinsichtlich Sexualaufklärung und Familienplanung ausbauen
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